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Bekanntmachung 


der Neufassung der Viehverkehrsverordnung 


 


Vom 3. März 2010 


 


 


Auf Grund des Artikels 2 der Ersten Verordnung zur Änderung der Viehverkehrsverordnung 


vom 3. März 2010 (BGBl. I S. 198) wird nachstehend der Wortlaut der Viehverkehrsverordnung  


in der vom 9. März 2010 geltenden Fassung bekannt gemacht. Die Neufassung berücksichtigt: 


 


1. die am 14. Juli 2007 in Kraft getretene Verordnung vom 6. Juli 2007 (BGBl. I S. 1274, 


1967), 


 


2. den am 1. Mai 2008 in Kraft getretenen Artikel 3 der Verordnung vom 25. April 2008 


(BGBl. I S. 764), 


 


3. den am 23. Juni 2009 in Kraft getretenen Artikel 2 der Verordnung vom 17. Juni 2009 


(BGBl. I S. 1337), 


 


4. den am 9. März 2010 in Kraft tretenden Artikel 1 der eingangs genannten Verordnung. 


 


 


Bonn, den 3. März 2010 


 


Die Bundesministerin 


für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 


Ilse Aigner 
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Verordnung 


zum Schutz gegen die Verschleppung von Tierseuchen im Viehverkehr 


(Viehverkehrsverordnung – ViehVerkV)1 
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1. Richtlinie 90/426/EWG des Rates vom 26. Juni 1990 zur Festlegung der tierseuchenrechtlichen Vorschriften für 


das Verbringen von Equiden und für ihre Einfuhr aus Drittländern (ABl. L 224 vom 18.8.1990, S. 42, L 296 
vom 27.10.1990, S. 66), die zuletzt durch die Richtlinie 2004/68/EG (ABl. L 139 vom 30.4.2004, S. 321, L 226 
vom 25.6.2004, S. 128) geändert worden ist, 


2. Richtlinie 90/427/EWG des Rates vom 26. Juni 1990 zur Festlegung der tierzüchterischen und genealogischen 
Vorschriften für den innergemeinschaftlichen Handel mit Equiden (ABl. L 224 vom 18.08.1990, S. 55),  


3. Richtlinie 92/102/EWG des Rates vom 27. November 1992 über die Kennzeichnung und Registrierung von 
Tieren (ABl. L 355 vom 5.12.1992, S. 32), die zuletzt durch die Verordnung (EG) Nr. 21/2004 (ABl. L 5 vom 
9.1.2004, S. 8) geändert worden ist, 


4. Richtlinie 2000/15/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 10. April 2000 zur Änderung der Richt-
linie 64/432/EWG des Rates zur Regelung viehseuchenrechtlicher Fragen beim innergemeinschaftlichen Han-
delsverkehr mit Rindern und Schweinen (ABl. L 105 vom 3.5.2000, S. 34). 
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Abschnitt 1 


Viehtransportfahrzeuge, Viehladestellen 


 


§ 1 


Viehtransportfahrzeuge 


 


(1) Fahrzeuge und Anhänger, die zur Beförderung lebenden Viehs benutzt werden (Viehtrans-


portfahrzeuge), sowie für eine solche Beförderung benutzte Behältnisse müssen 


1. so beschaffen sein, dass tierische Abgänge, Einstreu oder Futter während des Transportes 


nicht heraussickern oder herausfallen können, und 


2. leicht zu reinigen und zu desinfizieren sein. 


Dies gilt nicht für nichtgewerbliche bestandseigene Viehtransportfahrzeuge, mit denen nur Vieh 


zwischen dem eigenen Bestand und einer Weidefläche transportiert wird. Satz 1 gilt entspre-


chend für Eisenbahnwagen sowie Räume und Teile von Räumen in Eisenbahnwagen, Flugzeu-


gen und Schiffen, die zur Beförderung lebenden Viehs benutzt werden. 


 


(2) Für die Einhaltung der Anforderungen nach Absatz 1 Satz 1 und 3 haben zu sorgen: 


1. bei Viehtransportfahrzeugen der Halter, 


2. bei Behältnissen der Benutzer, 


3. bei Beförderungsmitteln nach Absatz 1 Satz  3 der Verfügungsberechtigte. 


 


 


§ 2  


Viehladestellen 


 


(1) Wer eine Einrichtung betreiben will, in der wiederkehrend Vieh verschiedener Besitzer ver-


laden, entladen, umgeladen oder verwogen wird, ausgenommen Grenzkontrollstellen, (Viehlade-


stelle), hat dies der zuständigen Behörde vor Beginn der Tätigkeit unter Angabe seines Namens 


und seiner Anschrift sowie des Ortes der Viehladestelle anzuzeigen. Änderungen sind unverzüg-


lich anzuzeigen. 
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(2) Viehladestellen müssen folgende Anforderungen erfüllen: 


1. Die Wege und Straßen sowie die Plätze zum Verladen, Entladen, Umladen oder Verwiegen 


von Vieh müssen befestigt, leicht zu reinigen und desinfizierbar sein. 


2. Der Boden der Plätze nach Nummer 1 muss flüssigkeitsundurchlässig sein und Gefälle zu 


einem Abfluss haben, der an die Kanalisation oder eine sonstige Einrichtung zur Beseitigung 


von Abwasser angeschlossen sein muss. 


3. Eine ausreichende Einrichtung zum Sammeln anfallenden Dungs und Streumaterials (Dung-


lagerstätte) muss vorhanden sein, in der der Dung und das Streumaterial so behandelt wer-


den können, dass Tierseuchenerreger abgetötet werden.  


4. Der Boden und die Wände der Dunglagerstätte müssen flüssigkeitsundurchlässig sein. 


5. Die Laderampen und sonstigen Einrichtungen zum Verladen, Entladen oder Umladen von 


Vieh müssen leicht gereinigt und desinfiziert werden können. 


6. Unter Druck stehendes Wasser sowie Einrichtungen für eine schnelle und sichere Reinigung 


und Desinfektion der Plätze nach Nummer 1, der Dunglagerstätte nach Nummer 3 und der 


Laderampen und Einrichtungen nach Nummer 5 müssen zur Verfügung stehen. 


7. Eine ausreichende Beleuchtung muss vorhanden sein. 


8. Eine Einrichtung zur Reinigung und Desinfektion der Hände und des Schuhwerks muss vor-


handen sein. 


 


(3) Der Betreiber einer Viehladestelle hat sicherzustellen, dass kein Vieh verladen, entladen, 


umgeladen oder verwogen wird, das sichtbare Anzeichen einer übertragbaren Krankheit auf-


weist. Satz 1 gilt nicht, soweit die Tiere mit Genehmigung der zuständigen Behörde unmittelbar 


zur Tötung und unschädlichen Beseitigung verbracht werden.  


 


(4) Die zuständige Behörde kann Ausnahmen genehmigen, soweit Belange der Tierseuchenbe-


kämpfung nicht entgegenstehen, 


1. von Absatz 2 Nummer 2, 3, 4 und 6 für Viehladestellen mit geringem Viehverkehr und 


2. von Absatz 2 für Viehladestellen, an denen nur von einem Transportmittel zum anderen um-


geladen wird. 


 


(5) Die zuständige Behörde kann für Viehladestellen mit regelmäßig großem Viehverkehr anord-


nen, dass 


1. eingefriedete Plätze mit flüssigkeitsundurchlässigem Boden zum vorübergehenden Ein-


stellen von Vieh, 


2. Möglichkeiten zur getrennten Unterbringung von Tieren verschiedener Gattungen und Grö-


ßen und 
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3. ausreichende Anbindevorrichtungen 


geschaffen werden. 


 


 


Abschnitt 2 


Viehausstellungen, Viehmärkte, Schlachtstätten 


 


§ 3 


Viehausstellungen, Viehmärkte 


 


(1) Orte, an denen Viehausstellungen oder Viehmärkte abgehalten oder eingerichtet werden, 


müssen folgende Anforderungen erfüllen: 


1. Sie müssen so eingefriedet sein, dass die zugeführten Tiere nur durch überwachbare Ein- 


und Ausgänge verbracht werden können. 


2. Die Wege und Straßen sowie die Plätze zum Be- oder Entladen von Viehtransportfahrzeu-


gen müssen befestigt, leicht zu reinigen und desinfizierbar sein. 


3. Für die Reinigung und Desinfektion von Fahrzeugen muss ein besonderer Platz mit flüssig-


keitsundurchlässigem Boden und unter Druck stehendem Wasser vorhanden sein.  


4. Der Boden des Platzes nach Nummer 3 muss Gefälle zu einem Abfluss haben, der an die 


Kanalisation oder eine sonstige Einrichtung zur Beseitigung von Abwasser angeschlossen 


ist.  


5. Räume für die vorübergehende Unterkunft von Vieh müssen einen flüssigkeitsundurchlässi-


gen Boden und glatte, leicht zu reinigende und desinfizierbare Wände haben. 


6. Unterkunftsräume für Vieh müssen ausreichend beleuchtbar sein. 


7. Soweit erforderlich, müssen die Räume in Buchten unterteilt sein und Anbindevorrichtungen 


haben. 


8. Eine besondere Räumlichkeit zur Absonderung seuchenkranker oder verdächtiger Tiere 


muss vorhanden sein. 


9. Für beim Auftrieb tätige Personen müssen Einrichtungen zur Reinigung und Desinfektion 


der Hände und des Schuhwerks vorhanden sein. 


10.  Eine geeignete Einrichtung zum Aufbewahren von tierischen Nebenprodukten muss  vorhan-


den sein. 


 


(2) Für Viehausstellungen, für Viehmärkte geringen Umfangs und für Jahr- und Wochenmärkte, 


die nach § 16 Absatz 2 des Tierseuchengesetzes von der amtstierärztlichen Beaufsichtigung be-


freit sind, kann die zuständige Behörde Ausnahmen von Absatz 1 Nummer 1 bis 7 genehmigen, 


soweit Belange der Tierseuchenbekämpfung nicht entgegenstehen. 
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(3) Die zuständige Behörde kann für Viehmärkte anordnen, dass diese 


1. durch eine feste Einfriedung abgeschlossen werden, 


2. insgesamt mit befestigtem, leicht zu reinigendem und desinfizierbarem Boden versehen wer-


den, 


3. Gefälle zu einem Abfluss erhalten, der an die Kanalisation oder eine sonstige Einrichtung  


zur Beseitigung von Abwasser angeschlossen ist. 


 


 


§ 4 


Anzeige, Beschränkung und Verbot 


 


(1) Viehausstellungen, Viehmärkte und Veranstaltungen ähnlicher Art sind der zuständigen Be-


hörde vom Veranstalter unter Angabe der Art der Veranstaltung mindestens vier Wochen vor 


dem jeweiligen Beginn schriftlich anzuzeigen. 


 


(2) Die zuständige Behörde kann Veranstaltungen nach Absatz 1 beschränken oder verbieten, 


soweit dies aus Gründen der Tierseuchenbekämpfung erforderlich ist. 


 


 


§ 5 


Auftrieb 


 


Auf Viehausstellungen, Viehmärkten oder Veranstaltungen ähnlicher Art dürfen Tiere, für die 


eine Kennzeichnung nach dieser Verordnung oder nach unmittelbar geltenden Rechtsakten der 


Europäischen Gemeinschaft vorgeschrieben ist, nur aufgetrieben werden, soweit die Tiere mit 


der vorgeschriebenen Kennzeichnung dauerhaft gekennzeichnet sind. Die Auftriebszeit muss, 


soweit nicht für eine ausreichende künstliche Beleuchtung gesorgt ist, so festgesetzt sein, dass 


der Auftrieb nicht vor Sonnenaufgang beginnt und nicht nach Sonnenuntergang endet. Die zu-


ständige Behörde kann den Auftrieb auf bestimmte Stunden beschränken. 


 


 


§ 6 


Amtstierärztliche Untersuchung 


 


(1) Die Tiere sind beim Auftrieb auf Viehmärkte amtstierärztlich zu untersuchen. Die zuständige 


Behörde kann Ausnahmen genehmigen, soweit Belange der Tierseuchenbekämpfung nicht ent-


gegenstehen. Soweit es aus Gründen der Tierseuchenbekämpfung erforderlich ist, kann sie wei-


tere amtstierärztliche Untersuchungen der Tiere anordnen. 
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(2) Die zuständige Behörde kann beim Auftrieb von Vieh auf Viehausstellungen eine amtstier-


ärztliche Untersuchung anordnen, soweit dies aus Gründen der Tierseuchenbekämpfung erfor-


derlich ist. In Zeiten erhöhter Seuchengefahr kann sie ferner eine amtstierärztliche Untersuchung 


der Tiere beim Auftrieb auf Schlachtstätten anordnen. 


 


 


§ 7 


Abtrieb von Schlachtviehmärkten und Schlachtstätten 


 


Der Abtrieb des Viehs von einem Schlachtviehmarkt oder einer Schlachtstätte bedarf der Ge-


nehmigung der zuständigen Behörde. Die Genehmigung darf nur erteilt werden 


1. für fehlgeleitete oder tragende Tiere, soweit sichergestellt ist, dass die Tiere im Bereich der 


zuständigen Behörde verbleiben oder die für den Bestimmungsort zuständige Behörde zu-


gestimmt hat,  


2. für Tiere, die von einem Schlachtviehmarkt abgetrieben und in einen Mastbetrieb verbracht 


werden sollen, soweit sichergestellt ist, dass sie bis zum Verbringen zur Schlachtung dort 


verbleiben,  


und Belange der Tierseuchenbekämpfung nicht entgegenstehen. Satz 1 gilt nicht für Tiere, die 


unmittelbar auf einen anderen Schlachtviehmarkt oder in eine Schlachtstätte verbracht werden.  
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Abschnitt 3 


Gastställe 


 


§ 8 


Gastställe 


 


Gastställe müssen folgende Anforderungen erfüllen: 


1. Die Ställe müssen einen flüssigkeitsundurchlässigen Boden und glatte Wände haben.  


2. Die Ställe müssen ausreichend beleuchtbar sein. 


3.  Die Stalleinrichtung, insbesondere Zwischenwände, Krippen, Tränken und Vorratsbehälter, 


muss aus leicht zu reinigendem und zu desinfizierendem Material sein. 


 


 


 


Abschnitt 4 


Viehkastrierer 


 


§ 9 


Viehkastrierer 


Personen, die gewerbsmäßig Vieh kastrieren, ohne Tierarzt zu sein, dürfen Tiere nicht kastrieren, 


die an einer anzeigepflichtigen Tierseuche leiden oder bei denen der Verdacht auf eine solche 


Tierseuche vorliegt. 


 


 


Abschnitt 5 


Wanderschafherden 


 


§ 10 


Wanderschafherden 


 


(1) Wer Wanderschafherden über das Gebiet mehrerer Kreise oder kreisfreier Städte treiben will, 


bedarf, vorbehaltlich des Satzes 2, der Genehmigung der zuständigen Behörde. Wer Wan-


derschafherden nur im Gebiet eines Kreises oder einer kreisfreien Stadt sowie in an diese Ge-


biete angrenzende Gemeindegebiete treiben will, hat dies der zuständigen Behörde jährlich, spä-


testens vor Beginn der Weidesaison, anzuzeigen. 
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(2) Die Genehmigung nach Absatz 1 Satz 1 ist von dem Halter der Herde unter Angabe der An-


zahl der Tiere und des Treibweges zu beantragen. Sie ist zu erteilen, soweit 


1. durch amtstierärztliches Zeugnis nachgewiesen ist, dass die Herde frei von äußeren Erschei-


nungen ist, die auf eine Tierseuche schließen lassen, und 


2. sonstige Belange der Tierseuchenbekämpfung nicht entgegenstehen. 


Die Genehmigung kann insbesondere auf bestimmte Wege oder Flächen beschränkt und mit der 


Auflage verbunden werden, dass während der Wanderung weitere Nachweise über den Gesund-


heitszustand der Schafe zu erbringen sind. 


 


(3) In den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 hat der Halter der Herde über die Zu- und Abgänge Auf-


zeichnungen zu machen. Er hat diese Aufzeichnungen und die Genehmigung nach Absatz 1 Satz 


1 während der Wanderung mitzuführen und der zuständigen Behörde auf Verlangen vorzulegen.  


 


 


Abschnitt 6 


Viehhandelsunternehmen, Transportunternehmen, Sammelstellen 


 


§ 11 


Anzeige 


Wer gewerbsmäßig mit Vieh handeln oder gewerbsmäßig oder im Rahmen der arbeitsteiligen 


Tierproduktion Vieh transportieren oder eine Sammelstelle betreiben will, hat dies der zuständi-


gen Behörde vor Beginn der Tätigkeit unter Angabe seines Namens und seiner Anschrift sowie, 


im Falle des Betreibens einer Sammelstelle, den Ort der Sammelstelle, anzuzeigen. Änderungen 


sind unverzüglich anzuzeigen. 


 


 


§ 12 


Viehhandelsunternehmen 


 


(1) Ein Betrieb, der darauf gerichtet ist, Rinder, Schweine, Schafe, Ziegen, Pferde oder Geflügel 


gewerbsmäßig unmittelbar oder über Dritte zu kaufen und innerhalb von 30 Tagen nach dem 


Kauf wieder zu verkaufen oder in einen anderen Betrieb oder eine andere Einrichtung umzu-


setzen (Viehhandelsunternehmen), bedarf der Zulassung durch die zuständige Behörde. Eine 


Zulassung ist nicht erforderlich, wenn die in Satz 1 bezeichneten Tiere lediglich zwischen Käu-


fer und Verkäufer vermittelt werden. 
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(2) Ein Viehhandelsunternehmen wird auf Antrag des Unternehmers von der zuständigen Be-


hörde zugelassen, soweit  


1. die Anforderungen nach Anlage 1 erfüllt sind und 


2. sichergestellt ist, dass die Bestimmungen nach Anlage 2 eingehalten werden. 


Die Zulassung ist auf die im Antrag genannte Betriebsstätte zu begrenzen. Sie kann auf den 


Handel mit Tieren derselben Art oder bestimmter Arten beschränkt werden. 


 


§ 13 


Transportunternehmen 


 


(1) Ein Betrieb, der darauf gerichtet ist, Rinder, Schweine, Schafe, Ziegen, Pferde oder Geflügel 


gewerbsmäßig oder im Rahmen der arbeitsteiligen Tierproduktion zu transportieren oder Dritten 


für gewerbsmäßige Transporte dieser Tiere Transportmittel zur Verfügung zu stellen (Transport-


unternehmen), bedarf der Zulassung durch die zuständige Behörde. 


 


(2) Ein Transportunternehmen wird auf Antrag des Unternehmers von der zuständigen Behörde 


zugelassen, soweit 


1. die Anforderungen nach Anlage 1 Nummer 1 Satz 4 und 5 und Nummer 3 bis 5 Buch-


stabe a erfüllt sind und 


2. sichergestellt ist, dass die Bestimmungen nach Anlage 2 Nummer 2 bis 4 eingehalten wer-


den. 


Die Zulassung kann auf den Transport von Tieren derselben Art oder bestimmter Arten be-


schränkt werden. 


 


 


§ 14  


Sammelstellen 


 


(1) Eine Einrichtung, in der Rinder, Schweine, Schafe, Ziegen, Pferde oder Geflügel aus ver-


schiedenen Betrieben für den Handel zusammengeführt werden (Sammelstelle), bedarf der Zu-


lassung durch die zuständige Behörde. Satz 1 gilt nicht für Viehausstellungen, Viehmärkte, die 


Betriebsstätten eines Viehhandelsunternehmens und Schlachtstätten. 
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(2) Eine Sammelstelle wird auf Antrag des Betreibers von der zuständigen Behörde zugelassen, 


soweit 


1. die Anforderungen nach Anlage 1 erfüllt sind, 


2. sichergestellt ist, dass die Bestimmungen nach Anlage 2 Nummer 2 bis 4 eingehalten wer-


den, und 


3. die Sammelstelle gleichzeitig nur für Zucht- und Nutztiere oder nur für Schlachttiere  be-


trieben wird.  


Die Zulassung kann auf die Zusammenführung von Tieren derselben Art oder bestimmter Arten 


beschränkt werden. 


 


 


§ 15 


Registrierung und Bekanntmachung der Zulassung,  


Anerkennung von Zulassungen 


 


(1) Die zuständige Behörde erfasst die nach den §§ 12 bis 14 zugelassenen Viehhandelsunterneh-


men, Transportunternehmen und Sammelstellen jeweils unter Erteilung einer zwölfstelligen Re-


gistriernummer in einem Register. Die Registriernummer wird aus der für die Gemeinde des Be-


triebes vorgesehenen amtlichen Schlüsselnummer des vom Statistischen Bundesamt her-


ausgegebenen Gemeindeschlüsselverzeichnisses sowie einer vierstelligen Betriebsnummer ge-


bildet.  


(2) Ein nach § 15 der Binnenmarkt-Tierseuchenschutzverordnung zugelassener Betrieb oder eine 


nach Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 des Europäischen Parlaments und 


des Rates vom 29. April 2004 mit spezifischen Hygienevorschriften für Lebensmittel tierischen 


Ursprungs (ABl. L 139 vom 30.4.2004, S. 55, L 226 vom 25.6.2004, S. 22) in der jeweils gelten-


den Fassung zugelassene Schlachtstätte gilt als nach dieser Verordnung zugelassen. 


 


(3) Die zuständige Behörde teilt dem Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 


Verbraucherschutz die Zulassung von Viehhandelsunternehmen, Transportunternehmen und 


Sammelstellen unter Angabe der erteilten Registriernummer sowie die Rücknahme, den Wider-


ruf oder das Ruhen der Zulassung mit.  


 


(4) Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz gibt die Zu-


lassung der Viehhandelsunternehmen, Transportunternehmen und Sammelstellen unter Angabe 


der jeweils erteilten Registriernummer sowie die Rücknahme, den Widerruf oder das Ruhen der 


Zulassung im Bundesanzeiger oder im elektronischen Bundesanzeiger bekannt.  
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§ 16 


Ruhen der Zulassung 
 


Stellt die zuständige Behörde bei einem zugelassenen Viehhandelsunternehmen, Transportunter-


nehmen oder einer zugelassenen Sammelstelle fest, dass die Voraussetzungen für die Zulassung 


nicht mehr erfüllt sind, so ordnet sie bis zur Behebung der festgestellten Mängel für einen be-


stimmten Zeitraum das Ruhen der Zulassung an. Im Falle eines Betriebes oder einer Schlacht-


stätte bestimmt sich das Ruhen der Zulassung nach den in § 15 Absatz 2 genannten Vorschriften. 


 


 


Abschnitt 7 


Reinigung und Desinfektion 


 


§ 17 


Transportmittel 


 


(1) Viehtransportfahrzeuge sowie alle bei der Beförderung lebenden Viehs benutzten Behältnisse 


und Gerätschaften sind nach jedem Transport, spätestens jedoch nach Ablauf von 29 Stunden 


seit Beginn des Transportes, zu reinigen und zu desinfizieren. Dies gilt nicht für nichtgewerblich 


genutzte bestandseigene Viehtransportfahrzeuge, mit denen nur Vieh aus dem eigenen Bestand 


transportiert wird. Satz 1 gilt entsprechend für Eisenbahnwagen sowie Räume und Teile von 


Räumen in Eisenbahnwagen, Flugzeugen und Schiffen, die zur Beförderung lebenden Viehs be-


nutzt worden sind. Abweichend von Satz 1 kann die Reinigung und Desinfektion nach Abschluss 


mehrerer Transporte lebenden Viehs von demselben Herkunftsbetrieb in denselben Be-


stimmungsbetrieb durchgeführt werden, spätestens jedoch nach Ablauf von 29 Stunden.  


 


(2) Viehtransportfahrzeuge, mit denen Vieh zu Viehladestellen, Sammelstellen oder Schlacht-


stätten verbracht worden ist, müssen, bevor sie diese verlassen, gereinigt und desinfiziert wer-


den. Die zuständige Behörde kann im Falle des Verbringens in eine Schlachtstätte Ausnahmen 


genehmigen, soweit die Reinigung und Desinfektion der Viehtransportfahrzeuge unverzüglich 


nach dem Verlassen der Viehladestelle, der Viehsammelstelle oder der Schlachtstätte an einem 


anderen geeigneten Ort vorgenommen wird und Belange der Tierseuchenbekämpfung nicht ent-


gegenstehen. 


 


(3) Die zuständige Behörde kann in Zeiten erhöhter Tierseuchengefahr anordnen, dass 


1. die nach § 13 in Verbindung mit Anlage 1 Nummer 4 Buchstabe a vorgeschriebenen Einrich-


tungen mit einem geeigneten Desinfektionsmittel versehen werden, 


2. Viehtransportfahrzeuge, mit denen Vieh zu Viehausstellungen oder Viehmärkten verbracht 


worden ist, zu reinigen und zu desinfizieren sind, bevor sie diese verlassen, 


3. Viehtransportfahrzeuge nach Absatz 1 Satz 2 nach jedem Transport zu reinigen und zu desin-


fizieren sind. 
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(4) Für die Reinigung und Desinfektion sind verantwortlich: 


1. bei Viehtransportfahrzeugen der Fahrer, 


2. bei Behältnissen und Gerätschaften der Benutzer, 


3. bei Beförderungsmitteln nach Absatz 1 Satz 3 der Verfügungsberechtigte. 


 


 


§ 18 


Flächen, Räume und Gerätschaften 


 


(1) Viehladestellen, Laderampen, Räume für die vorübergehende Unterkunft und die Ver-


marktung von Rindern, Schweinen, Schafen, Ziegen, Pferden oder Geflügel, Zu- und Abtriebs-


wege, Plätze zum Be- und Entladen auf Viehmärkten, auf Sammelstellen, in Schlachtstätten und 


bei Viehhandelsunternehmen sowie die dort benutzten Gerätschaften sind vom jeweiligen 


Betreiber der Einrichtung oder vom jeweiligen Veranstalter nach jeder zusammenhängenden 


Benutzung zu reinigen und zu desinfizieren oder reinigen und desinfizieren zu lassen. Gastställe 


und die Betriebsstätten von Viehhandelsunternehmen sind vom Betreiber nach jeder Räumung 


oder bei ständiger Belegung in regelmäßigen Abständen von höchstens einer Woche zu reinigen 


und zu desinfizieren oder reinigen und desinfizieren zu lassen.  


 


(2) Für Viehladestellen kann die zuständige Behörde Ausnahmen unter den Voraussetzungen des 


§ 2 Absatz 4 genehmigen. 


 


(3) Die zuständige Behörde kann anordnen,  


1. dass die in Absatz 1 genannten Wege, Plätze, Räume und Gerätschaften in kürzeren Zeitab-


ständen als dort vorgeschrieben gereinigt und desinfiziert werden müssen, 


2. dass bei Viehhandelsunternehmen, Transportunternehmen, Sammelstellen oder in Schlacht-


stätten eine häufigere Reinigung und Desinfektion durchgeführt werden muss, als im Reini-


gungs- und Desinfektionsplan vorgesehen ist, 


3. welche Art des Desinfektionsmittels zu verwenden ist, 


soweit dies zur Tierseuchenbekämpfung erforderlich ist.  
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§ 19 


Dung, Streumaterial und Futterreste 


 


Der für die Reinigung und Desinfektion nach den §§ 17 und 18 jeweils Verantwortliche hat an-


fallenden Dung, anfallendes Streumaterial und anfallende Futterreste unschädlich zu beseitigen 


oder beseitigen zu lassen oder so zu behandeln oder so behandeln zu lassen, dass Tierseuchener-


reger abgetötet werden.  


 
 


Abschnitt 8 
Zeugnisse, Kontrollbücher 


 


§ 20 


Ursprungszeugnisse, Gesundheitszeugnisse 


Auf Anordnung der zuständigen Behörde beizubringende Ursprungszeugnisse gelten 30 Tage, 


Gesundheitszeugnisse, soweit in der Anordnung keine kürzere Frist bestimmt ist, zehn Tage je-


weils vom Tag ihrer Ausstellung an. Die Gesundheitszeugnisse müssen von der zuständigen Be-


hörde oder einem von ihr beauftragten Tierarzt ausgestellt sein. 


 


 


§ 21 


Viehhandels- und Transportkontrollbücher 


 


(1) Ein Viehhandelskontrollbuch über die im Besitz befindlichen und die  gehandelten, transpor-


tierten oder vermittelten Rinder, Schweine, Schafe, Ziegen oder Pferde sowie  über das im Besitz 


befindliche und das  gehandelte, transportierte oder vermittelte Geflügel hat nach Maßgabe der 


Sätze 2 und 3 zu führen, wer 


1. gewerbsmäßig Rinder, Schweine, Schafe, Ziegen, Pferde oder Geflügel handelt, transportiert 


oder vermittelt oder eine Sammelstelle betreibt,  


2. eine Genossenschaft und Erzeugergemeinschaft, die Rinder, Schweine, Schafe, Ziegen, Pfer-


de oder Geflügel übernimmt oder abgibt, sowie für Brütereien, die Küken, auch aus Bruteiern 


anderer Betriebe, erbrütet und abgibt.  


Das Viehhandelskontrollbuch muss folgende Angaben enthalten: 


1. Ort und Tag der Übernahme sowie Name und Anschrift des bisherigen Besitzers, 


2. Tag der Abgabe sowie Name und Anschrift des Übernehmers, 


3. die Registriernummer des Transportunternehmens, das die Tiere zu oder von einer Sammel-


stelle oder einem Viehhandelsunternehmen transportiert, sowie das Kraftfahrzeugkennzei-


chen des Viehtransportfahrzeuges, 
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4. folgende Beschreibung der Tiere: 


 a) bei Rindern die Ohrmarkennummer, 


 b) bei Schweinen Stückzahl, ungefähres Alter und Kennzeichnung, 


 c) bei Schafen und Ziegen 


  aa) für vor dem 10. Juli 2005 geborene Tiere Stückzahl und Kennzeichnung, 


bb) für nach dem 9. Juli 2005 geborene Tiere Stückzahl und Kennzeichnung nach § 


34 Absatz 3, 


 d) bei Pferden Geschlecht, Farbe, ungefähres Alter, Abzeichen und Markierungen, 


 e) bei Geflügel Stückzahl, Rasse und ungefähres Alter. 


Nach anderen Vorschriften erforderliche Bescheinigungen über die Tiergesundheit sind im 


Viehhandelskontrollbuch zu vermerken und diesem beizufügen. Ohne Genehmigung der zustän-


digen Behörde darf das Viehhandelskontrollbuch aus dem Betrieb nicht entfernt werden. 


 


(2) Während des Transportes ist ein Transportkontrollbuch mitzuführen, das die nach Absatz 1 


erforderlichen Angaben über die jeweils transportierten Tiere sowie Abfahrtszeit und Fahrtziel, 


zusammen mit nach anderen Vorschriften erforderlichen Bescheinigungen über die Tiergesund-


heit, enthält. Die Eintragungen sind abweichend von § 25 Absatz 2 vor Beginn des Transportes 


vorzunehmen. Satz 1 gilt nicht für Transporte, auf denen Vieh aus dem eigenen Bestand mit be-


standseigenen Viehtransportfahrzeugen zu einer Schlachtstätte transportiert wird. 


 


 


§ 22 


Desinfektionskontrollbuch 


 


(1) Der Fahrer eines Viehtransportfahrzeuges, für das nach § 17 Absatz 1 bis 3 eine Reinigung 


und Desinfektion vorgeschrieben ist, hat für jedes Fahrzeug gesondert ein Desinfektionskontroll-


buch mitzuführen, das folgende Angaben enthält: 


1. Tag des Transportes, 


2. Art der beförderten Tiere, 


3. Ort und Tag der Reinigung und Desinfektion des Fahrzeuges, 


4. Handelsname des verwendeten Desinfektionsmittels. 


 


(2) Der Viehhandelsunternehmer, der Transportunternehmer und der Betreiber einer Sammel-


stelle oder einer Schlachtstätte haben über Art und Verbrauch des verwendeten Desinfektions-


mittels schriftliche Aufzeichnungen zu machen. 
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§ 23 


Kastrations- und Klauenpflegekontrollbuch 


 


Personen, die gewerbsmäßig Vieh kastrieren, ohne Tierarzt zu sein, haben ein Kastrationskon-


trollbuch zu führen, aus dem hervorgeht, wann und an welchen Orten und in welchen Betrieben 


sie Kastrationen vorgenommen haben. Für Personen, die gewerbsmäßig Klauenpflege betreiben, 


ohne Tierarzt zu sein, gilt Satz 1 mit der Maßgabe entsprechend, dass sie ein Klauenpflegekon-


trollbuch zu führen haben. 


 


 


§ 24 


Deckregister 


 


Tierhalter, die einen Hengst, einen Bullen, einen Eber oder einen Bock zum Decken fremder 


Tiere verwenden, haben ein Deckregister zu führen, das folgende Angaben enthalten muss: 


1. Name und Anschrift des Vatertierhalters, 


2. Art, Rasse, Alter, Ohrmarkennummer oder anderes Kennzeichen und gegebenenfalls Zucht-


nummer des Vatertieres, 


3. Name und Anschrift des Halters des gedeckten Tieres, 


4. Rasse, Alter, Ohrmarkennummer oder anderes Kennzeichen des gedeckten Tieres, 


5. Tag des Deckaktes. 


 


 


§ 25 


Form, Aufbewahrung und Vorlage der Kontrollbücher und des Deckregisters 


 


(1) Die Kontrollbücher und das Deckregister müssen gebunden, chronologisch aufgebaut und 


mit fortlaufenden Seitenzahlen versehen sein. Die Kontrollbücher und das Deckregister dürfen 


statt in gebundener Form auch 


1. als Loseblattsystem oder 


2. in elektronischer Form 


geführt werden. Das Transportkontrollbuch und das Desinfektionskontrollbuch können zu-


sammen als ein Buch geführt werden. Das Viehhandelskontrollbuch, das Transportkontrollbuch 


und das Desinfektionskontrollbuch müssen dem Muster der Anlage 3 entsprechen. 


 


(2) Die Eintragungen sind unverzüglich nach Ausführung der aufzeichnungspflichtigen Tätigkeit 


in dauerhafter Weise vorzunehmen.  
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(3) Die Kontrollbücher und das Deckregister sind für die Zeit ihrer Verwendung und im An-


schluss daran drei Jahre lang aufzubewahren. Die Frist beginnt mit dem Ablauf des 


31. Dezember desjenigen Jahres, in dem die letzte Eintragung gemacht worden ist. Ergänzend zu 


§ 73 Absatz 2, 3 und 5 des Tierseuchengesetzes hat im Falle eines elektronisch geführten Kon-


trollbuches oder Deckregisters der Aufzeichnungspflichtige der zuständigen Behörde einen Aus-


druck auf seine Kosten vorzulegen. 


 


 


Abschnitt 9 


Tierhaltung 


 


§ 26 


Anzeige und Registrierung 


 


(1) Wer Rinder, Schweine, Schafe, Ziegen, Einhufer, Hühner, Enten, Gänse, Fasane, Perlhühner, 


Rebhühner, Tauben, Truthühner, Wachteln oder Laufvögel halten will, hat dies der zuständigen 


Behörde oder einer von dieser beauftragten Stelle vor Beginn der Tätigkeit unter Angabe seines 


Namens, seiner Anschrift und der Anzahl der im Jahresdurchschnitt voraussichtlich gehaltenen 


Tiere, ihrer Nutzungsart und ihres Standortes, bezogen auf die jeweilige Tierart, anzuzeigen. Än-


derungen sind unverzüglich anzuzeigen. Im Falle einer Wanderschafherde gilt der Betriebssitz als 


Standort im Sinne des Satzes 1. 


 


(2) Die zuständige Behörde oder eine von dieser beauftragten Stelle erfasst die  


1. nach Absatz 1 angezeigten Haltungen oder Betriebe sowie 


2. die nach Artikel 4 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1739/2005 der Kommission vom 21. 


Oktober 2005 zur Festlegung der Veterinärbedingungen für die Verbringung von Zirkustieren 


zwischen Mitgliedstaaten (ABl. L 279 vom 22.10.2005, S. 47) zu registrierenden Zirkusse 


unter Erteilung einer Registriernummer in einem Register. Die Registriernummer ist zwölfstellig 


und wird aus der für die Sitzgemeinde der Haltung, des Betriebes oder des Zirkus vorgesehenen 


amtlichen Schlüsselnummer des vom Statistischen Bundesamt herausgegebenen Gemeindeschlüs-


selverzeichnisses sowie einer vierstelligen Nummer für die Haltung, den Betrieb oder den Zirkus 


gebildet. 
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(3) Der Tierhalter hat der zuständigen Behörde oder einer von dieser beauftragten Stelle bis zum 


15. Januar eines jeden Jahres die Anzahl der jeweils am 1. Januar (Stichtag) im Bestand vorhan-


denen 


1. Schweine, getrennt nach Zuchtsauen, sonstigen Zucht- und Mastschweinen über 30 Kilo-


gramm sowie Ferkeln bis einschließlich 30 Kilogramm und 


2. Schafe und Ziegen, getrennt nach den Altersgruppen bis einschließlich neun Monate, zehn bis 


einschließlich 18 Monate und ab 19 Monaten, 


anzuzeigen. Die zuständige Behörde kann von der Anzeigepflicht befreien, soweit der Tierhalter 


die nach Satz 1 erforderlichen Angaben bereits einer Behörde, auch zu einem anderen Datum oder 


einem anderen Stichtag, mitgeteilt hat und die zuständige Behörde berechtigt ist, diese Angaben 


zum Zwecke der Erfüllung der Anzeigepflicht zu verwenden.  


 


 


Abschnitt 10 


Kennzeichnung und Registrierung von Rindern 


nach der Verordnung (EG) Nr. 1760/2000 


 


§ 27 


Kennzeichnung 


(1) Die Kennzeichnung nach Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 1760/2000 des Europäischen 


Parlaments und des Rates vom 17. Juli 2000 zur Einführung eines Systems zur Kennzeichnung 


und Registrierung von Rindern und über die Etikettierung von Rindfleisch und Rindfleischer-


zeugnissen sowie zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 820/97 des Rates (ABl. L 204 vom 


11.8.2000, S. 1) in der jeweils geltenden Fassung ist, soweit diese Vorschrift keinen früheren Zeit-


punkt bestimmt, 


1. bei Rindern, die im Inland geboren sind, durch den Tierhalter innerhalb von sieben Tagen 


nach der Geburt, 


2. bei Rindern, die aus einem Drittland eingeführt worden sind, durch den Tierhalter des Be-


stimmungsbetriebes innerhalb von sieben Tagen nach dem Einstellen in den Betrieb 


durchzuführen oder durchführen zu lassen. Abweichend von Satz 1 Nummer 1 hat der Tierhalter 


die Kennzeichnung von Bisons (Bison bison spp.), vorbehaltlich des Artikels 2 Absatz 3 der Ver-


ordnung (EG) Nr. 509/1999 der Kommission vom 8. März 1999 zur Verlängerung der Höchstfrist 


für die Anbringung von Ohrmarken bei Bisons (Bison bison spp.) (ABl. L 60 vom 9.3.1990, S. 


53), innerhalb von neun Monaten durchzuführen oder durchführen zu lassen. 


 


(2) Die Ohrmarken werden dem Tierhalter von der zuständigen Behörde oder einer von dieser be-


auftragten Stelle auf Antrag und unter angemessener Berücksichtigung des voraussichtlichen jähr-


lichen Bedarfs zugeteilt. 
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(3) Soweit sich aus der Verordnung (EG) Nr. 1760/2000 und den zu ihrer Durchführung erlas-


senen unmittelbar geltenden Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaft nichts anderes ergibt, 


müssen die Ohrmarken dem Muster der Anlage 4 entsprechen und die Ohrmarkennummer in 


schwarzer Schrift auf gelbem Grund enthalten. Das Vorderteil einer Ohrmarke ist mit einem 


nach Anlage 5 gebildeten Strichcode zu versehen. Die zuständige Behörde kann für Rinder 


kleinwüchsiger Rassen und entsprechende Kreuzungstiere Ausnahmen von den sich aus An-


lage 4 ergebenden Mindestmaßen der Ohrmarken genehmigen, soweit die nach Artikel 3 der 


Verordnung (EG) Nr. 911/2004 der Kommission vom 29. April 2004 zur Umsetzung der Ver-


ordnung (EG) Nr. 1760/2000 des Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf Ohrmar-


ken, Tierpässe und Bestandsregister (ABl. L 163 vom 30.4.2004, S. 65) in der jeweils geltenden 


Fassung vorgeschriebenen Mindestmaße eingehalten werden.  


 


(4) Die zuständige Behörde kann ferner für die zweite Ohrmarke Ausnahmen von der Form und 


den Mindestmaßen nach Anlage 4 genehmigen, soweit diese Ohrmarke einen elektronischen 


Speicher (Ohrmarken-Transponder) enthält und sichergestellt ist, dass  


1. ein Nurlese-Passivtransponder verwendet wird, dessen Codierung nach der ISO-Norm 


117842 aufgebaut und schreibgeschützt ist und die Angaben der Ohrmarke nach Anlage 4 


enthält,  


2. der Nurlese-Passivtransponder mit einem Gerät ablesbar ist, das den Anforderungen der 


ISO-Norm 117852 entspricht, und 


3. die Ohrmarkennummer in schwarzer Schrift auf gelbem Grund auf der Ohrmarke deutlich 


sichtbar ist. 


(5) Verliert ein Rind eine oder beide Ohrmarken oder ist eine Ohrmarkennummer unlesbar gewor-


den, so hat der Tierhalter unverzüglich bei der zuständigen Behörde oder einer von dieser beauf-


tragten Stelle eine Ersatzohrmarke mit denselben Angaben, die sich auf der zu ersetzenden Ohr-


marke befanden, zu beantragen und das Rind unverzüglich nach Erhalt der Ersatzohrmarke erneut 


zu kennzeichnen oder kennzeichnen zu lassen. 


 


(6) Nach dem Tod eines Rindes darf der Tierhalter die Ohrmarken nicht ohne Genehmigung der 


zuständigen Behörde vom Tierkörper entfernen oder entfernen lassen. Satz 1 gilt nicht im Falle 


der Schlachtung eines Rindes. 


 


 


                                                 
2 Die ISO-Norm ist im Beuth Verlag GmbH, 10772 Berlin, erschienen. Sie ist beim Deutschen Patent- und Mar-


kenamt archivmäßig gesichert niedergelegt. 
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§ 28 


Anzeige der Kennzeichnung 


Die Kennzeichnung eines Rindes hat der Tierhalter unverzüglich unter Angabe seines Namens, 


seiner Anschrift, der Registriernummer seines Betriebes sowie der verwendeten Ohrmarken-


nummer und, 


1. im Falle des § 27 Absatz 1 Nummer 1, des Geburtsdatums, des Geschlechts und der Rasse 


nach dem Schlüssel der Anlage 6 des Tieres sowie der Ohrmarkennummer des Muttertieres, 


2. im Falle des § 27 Absatz 1 Nummer 2, des Geburtsdatums, des Geschlechts, der Rasse nach 


dem Schlüssel der Anlage 6, des Ursprungslandes, des Drittlandes, aus dem das Rind einge-


führt worden ist, sowie der ursprünglichen Kennzeichnung des Tieres, 


der zuständigen Behörde oder einer von dieser beauftragten Stelle anzuzeigen. 


 


 


§ 29 


Anzeige von Bestandsveränderungen 


 


(1) Der Tierhalter hat der zuständigen Behörde oder einer von dieser beauftragten Stelle jede Ver-


änderung seines Rinderbestandes innerhalb von sieben Tagen anzuzeigen, und zwar unter Angabe 


1. der Registriernummer seines Betriebes sowie, 


2. bezogen auf das einzelne Tier, 


 a) der Ohrmarkennummer,  


 b) des Zugangsdatums mit Ausnahme des Geburtsdatums, 


 c) des Abgangsdatums. 


Zusätzlich zu den Angaben nach Satz 1 hat der Tierhalter im Falle 


1. des Verbringens eines Rindes aus einem anderen Mitgliedstaat unmittelbar in seinen Be-


stand den betreffenden Mitgliedstaat, das Ursprungsland und das Geburtsdatum, auch im 


Falle des Verbringens zur unmittelbaren Schlachtung, 


2. der Einfuhr eines Rindes zur unmittelbaren Schlachtung das in der Tiergesundheitsbeschei-


nigung angegebene Geburtsdatum, 


3. des Verbringens eines Rindes nach einem anderen Mitgliedstaat den betreffenden Mitglied-


staat, 


4. der Ausfuhr das betreffende Drittland, in das das Rind ausgeführt worden ist, 


5. des Todes eines Rindes, ob dieses Rind geschlachtet, notgeschlachtet oder auf andere Weise 


getötet worden oder verendet ist, 


anzuzeigen. 







SEITE 22 VON 59 


(2) Der nach § 3 des Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsgesetzes Beseitigungspflichtige oder 


ein von diesem Beauftragter hat der zuständigen Behörde oder einer von dieser beauftragten Stelle 


die Übernahme eines toten Rindes innerhalb von sieben Tagen anzuzeigen, und zwar unter An-


gabe des Namens und der Anschrift seines Betriebes oder der Registriernummer sowie der Ohr-


markennummer und des Übernahmedatums des toten Rindes. 


 


(3) Absatz 1 gilt nicht für das Verbringen eines Rindes zur tierärztlichen Behandlung. In diesem 


Fall trägt der Tierhalter das Datum des Verbringens sowie der Wiedereinstellung des Rindes in 


seinen Betrieb unverzüglich in das von ihm geführte Bestandsregister ein. 


 


 


§ 30 


Rinderpass 


(1) Rinder dürfen in einen Mitgliedstaat nur verbracht oder in ein Drittland nur ausgeführt  wer-


den, wenn sie von einem Rinderpass begleitet sind, der den Bestimmungen nach Artikel 6 Absatz 


1 der Verordnung (EG) Nr. 911/2004 und dem Muster der Anlage 7 entspricht.  


(2) Die zuständige Behörde oder eine von dieser beauftragte Stelle trägt in den Rinderpass die in 


§ 28 genannten Angaben ein. Auf dem Rinderpass ist die Ohrmarkennummer zusätzlich mit ei-


nem nach Anlage 5 gebildeten Strichcode zu vermerken. 


(3) Der Rinderpass eines Rindes, das aus einem Mitgliedstaat verbracht worden ist, ist der zustän-


digen Behörde oder einer von dieser beauftragten Stelle zu übergeben. Die zuständige Behörde 


oder die von dieser beauftragten Stelle fertigt eine Ablichtung des Rinderpasses und sendet diesen 


an den Mitgliedstaat zurück, aus dem das Rind verbracht worden ist. 


(4) Begleitpapiere nach § 24d der Viehverkehrsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung 


vom 3. Juni 1998 (BGBl. I S. 1194) stehen dem Rinderpass im Sinne des Absatzes 1 gleich, so-


weit die Begleitpapiere für Rinder ausgestellt worden sind, die im Zeitraum vom 28. Oktober 


1995 bis zum 30. Juni 1998 geboren worden sind. 


 


§ 31 


Stammdatenblatt 


 


Die zuständige Behörde oder eine von dieser beauftragte Stelle stellt für jedes Rind nach Ein-


gang der Geburtsanzeige ein Stammdatenblatt nach dem Muster der Anlage 7 aus und trägt die in 


§ 28 genannten Angaben ein. Auf dem Stammdatenblatt ist die Ohrmarkennummer zusätzlich 


mit einem nach Anlage 5 gebildeten Strichcode zu vermerken. Das Stammdatenblatt kann als 


Rinderpass im Sinne des § 30 verwendet werden, soweit es die in Anlage 7 Nummer 3 und 4 


vorgesehenen Angaben enthält. 
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§ 32 


Bestandsregister  


 


(1) Das Bestandsregister nach Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1760/2000 muss zu-


sätzlich zu den Angaben nach Artikel 8 der Verordnung (EG) Nr. 911/2004 für jedes im Bestand 


vorhandene Rind  


1. die Angabe der Rasse nach dem Schlüssel der Anlage 6 und  


2. die Ohrmarkennummer des Muttertieres  


a) der ab dem 1. Januar 1998 geborenen Rinder und 


 b) derjenigen Rinder, bei denen der zuständigen Behörde oder einer von dieser beauftrag-


ten Stelle die Ohrmarkennummer des Muttertieres nach § 24f Absatz 2 der Viehver-


kehrsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. März 2003 (BGBl. I S. 


381), die zuletzt durch Artikel 411 der Verordnung vom 31. Oktober 2006 (BGBl. I S. 


2407) geändert worden ist, im Einzelfall nachgewiesen worden ist, 


 


enthalten sowie dem Muster der Anlage 8 entsprechen. Der Tierhalter hat Eintragungen unverzüg-


lich, im Falle des Zugangs eines Rindes durch Geburt in seinem Betrieb innerhalb von sieben Ta-


gen, vorzunehmen. 


 


(2) Soweit nach Artikel 7 Absatz 1 oder 4 der Verordnung (EG) Nr. 1760/2000 oder Artikel 8 der 


Verordnung (EG) Nr. 911/2004 nichts Abweichendes vorgeschrieben ist, gilt § 25 Absatz 1 Satz 1 


und 2 entsprechend.  


 


(3) Für die Dauer der Aufbewahrung des Bestandsregisters und die Verpflichtung zu dessen Vor-


lage nach Artikel 7 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 1760/2000 gilt § 25 Absatz 3 Satz 2 und 3 


entsprechend. 


 


§ 33 


Verbot der Übernahme, 


Inverkehrbringen von Ohrmarken 


(1) Ein Tierhalter darf ein Rind in seinen Bestand nur übernehmen, soweit es nach Artikel 4 Ab-


satz 1 oder 3 der Verordnung (EG) Nr. 1760/2000, jeweils in Verbindung mit § 27 Absatz 3 und 


4, nach Artikel 4 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 1760/2000 oder nach § 27 Absatz 3 bis 5 


gekennzeichnet ist. Dies gilt auch für die Übernahme von Rindern durch Transportunternehmen. 


(2) Es ist verboten, Ohrmarken nach § 27 Absatz 3 oder 4 ohne Genehmigung der zuständigen 


Behörde in den Verkehr zu bringen. 
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Abschnitt 11 


Kennzeichnung und Registrierung von Schafen und Ziegen 


nach der Verordnung (EG) Nr. 21/2004 


 


§ 34 


Kennzeichnung  


(1) Die Kennzeichnung nach Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 21/2004 des  Rates vom 


17. Dezember 2003 zur Einführung eines Systems zur Kennzeichnung und Registrierung von 


Schafen und Ziegen und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 sowie der Richtli-


nien 92/102/EWG und 64/432/EWG (ABl. L 5 vom 9.1.2004, S. 8) in der jeweils geltenden Fas-


sung, ist bei Schafen und Ziegen, die nach dem 31. Dezember 2009 im Inland geboren worden 


sind, durch den Tierhalter innerhalb von neun Monaten nach der Geburt, spätestens jedoch vor 


dem Verbringen aus dem Ursprungsbetrieb, durchzuführen oder durchführen zu lassen. Schafe 


und Ziegen, die nach dem 31. Dezember 2009 aus einem Drittland eingeführt worden sind, sind 


durch den Tierhalter des Bestimmungsbetriebes innerhalb von 14 Tagen nach dem Einstellen in 


den Betrieb, spätestens jedoch vor dem Verbringen aus dem Betrieb, zu kennzeichnen oder kenn-


zeichnen zu lassen. Satz  2 gilt nicht für Schafe oder Ziegen, die unter Einhaltung der Be-


stimmungen des § 33 Absatz 1 der Binnenmarkt-Tierseuchenschutzverordnung unmittelbar zur 


Schlachtung verbracht werden.  


 


(2) Die zur Kennzeichnung nach Absatz 1 erforderlichen Ohrmarken-Transponder, Boli mit e-


lektronischem Speicher (Bolus-Transponder), Fußfesseln mit elektronischem Speicher (Fußfes-


sel-Transponder), Ohrmarken oder Fußfesseln (Kennzeichen) werden dem Tierhalter von der zu-


ständigen Behörde oder einer von dieser beauftragten Stelle auf Antrag und unter angemessener 


Berücksichtigung des voraussichtlichen jährlichen Bedarfs zugeteilt. 


 


(3) Soweit sich aus der Verordnung (EG) Nr. 21/2004 und den zu ihrer Durchführung erlassenen 


unmittelbar geltenden Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaft nichts anderes ergibt, muss 


bei Schafen und Ziegen 


1. das erste Kennzeichen im Sinne des Artikels 4 Absatz 2 Buchstabe a der Verordnung (EG) 


Nr. 21/2004  


a) aus einem Ohrmarken-Transponder bestehen,  


aa)  dessen Codierung die für Ohrmarken nach Anlage 9 Nummer 1 Abschnitt A oder 


Nummer 3 Abschnitt A vorgeschriebenen Angaben enthält und  


bb) der im Falle der Codierung 


aaa) nach Anlage 9 Nummer 1 Abschnitt A dem Muster der Anlage 9 Nummer 1 


Abschnitt A und B Unterabschnitt A oder  


bbb) nach Anlage 9 Nummer 3 Abschnitt A dem Muster der Anlage 9 Nummer 3 


Abschnitt A  
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entspricht und die dort vorgeschriebenen Angaben in schwarzer Schrift auf gel-


bem Grund enthält,  


 


b) aus einem Bolus-Transponder bestehen, dessen Codierung die für Ohrmarken nach Anla-


ge 9 Nummer 1 Abschnitt A vorgeschriebenen Angaben enthält, oder 


c) aus einer Ohrmarke bestehen, die dem Muster der Anlage 9 Nummer 1 Abschnitt A und 


B Unterabschnitt B entspricht und die dort vorgeschriebenen Angaben in schwarzer 


Schrift auf gelbem Grund enthält, 


 


2. das zweite Kennzeichen im Sinne des Artikels 4 Absatz 2 Buchstabe b der Verordnung (EG) 


Nr. 21/2004 


 a) im Falle der Verwendung eines Ohrmarken-Transponders oder eines Bolus-Transponders 


als erstem Kennzeichen  


  aa)  aus einer Ohrmarke bestehen, die dem Muster der Anlage 9 Nummer 1 Abschnitt 


A und B Unterabschnitt B oder Nummer 3 Abschnitt B entspricht und die dort 


vorgeschriebenen Angaben in schwarzer Schrift auf gelbem Grund enthält, oder 


bb) aus einer Fußfessel bestehen, die die für Ohrmarken vorgeschriebenen Angaben 


nach Anlage 9 Nummer 1 Abschnitt A in schwarzer Schrift auf gelbem Grund ent-


hält, oder 


 


b) im Falle der Verwendung einer Ohrmarke als erstem Kennzeichen aus einem Ohrmarken-


Transponder nach Nummer 1 Buchstabe a oder einem Bolus-Transponder nach Nummer 


1 Buchstabe b bestehen.  


 


(3a) Im Falle der Verwendung eines Ohrmarken-Transponders oder eines Bolus-Transponders 


als erstem Kennzeichen kann anstelle des zweiten Kennzeichens bei Schafen und Ziegen, die 


nicht für den innergemeinschaftlichen Handel bestimmt sind, ein Ohr tätowiert werden, soweit  


1. die Tätowiernummer das für den Sitz des Geburtsbetriebs geltende amtliche Kraftfahrzeug-


kennzeichen des Landkreises oder der kreisfreien Stadt und die letzten sieben Ziffern der Re-


gistriernummer nach § 26 Absatz 2 Satz 2 enthält und  


2. die Tätowierung  von  


a) der zuständigen Behörde oder  


b) einer tierzuchtrechtlich anerkannten Züchtervereinigung  


vorgenommen wird.  


In den Fällen des Satzes 1 Nummer 2 Buchstabe b hat die Züchtervereinigung die zuständige 


Behörde innerhalb von 30 Tagen nach der Tätowierung über deren Vornahme zu unterrichten.  


 


(3b) Im Falle der Verwendung einer Ohrmarke als erstem Kennzeichen kann als zweites Kenn-


zeichen bei Schafen und Ziegen, die nicht für den innergemeinschaftlichen Handel bestimmt 


sind, abweichend von Absatz 3 Nummer 2 Buchstabe b ein Fußfessel-Transponder verwendet 


werden, dessen Codierung die für Ohrmarken nach Anlage 9 Nummer 1 Abschnitt A vorge-
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schriebenen Angaben und der die in Anlage 9 Nummer 1 Abschnitt A vorgeschriebenen Anga-


ben in schwarzer Schrift auf gelbem Grund enthält.  


 


(3c) Die zuständige Behörde kann für Schafe und Ziegen Ausnahmen von den sich aus Anlage 9 


ergebenden Mindestmaßen und der Form der Ohrmarke genehmigen, soweit diese Kennzeichen 


die in Anlage 9 vorgeschriebenen Angaben enthalten.“ 


 


(4) Abweichend von Absatz 3 kann die zuständige Behörde genehmigen, dass  


1. die Ohrmarken-Transponder dem Muster der Anlage 9 Nummer 1 Abschnitt A und C Un-


terabschnitt A und die Ohrmarken dem Muster der Anlage 9 Nummer 1 Abschnitt A und C 


Unterabschnitt B entsprechen und die dort jeweils vorgeschriebenen Angaben in schwarzer 


Schrift auf gelbem Grund enthalten, 


2. Schafe oder Ziegen mit nur einer Ohrmarke gekennzeichnet werden, soweit sichergestellt 


ist, dass die Schafe und Ziegen vor der Vollendung des ersten Lebensjahres im Inland ge-


schlachtet werden und die Ohrmarke der  


 a) Anlage 9 Nummer 1 Abschnitt A und C Unterabschnitt B entspricht und die dort vor-


geschriebenen Angaben in schwarzer Schrift auf gelbem Grund oder  


 b) Anlage 9 Nummer 2 entspricht und die dort vorgeschriebenen Angaben in schwarzer 


Schrift auf weißem Grund 


 enthält. 


 


(5) Verliert ein Schaf oder eine Ziege eines oder beide Kennzeichen oder ist ein Kennzeichen 


unlesbar geworden, so hat der Tierhalter unverzüglich bei der zuständigen Behörde oder einer 


von dieser beauftragten Stelle ein Ersatzkennzeichen mit denselben Angaben, die sich auf dem 


zu ersetzenden Kennzeichen befanden, zu beantragen und das Schaf oder die Ziege unverzüglich 


nach Erhalt des Ersatzkennzeichens erneut zu kennzeichnen oder kennzeichnen zu lassen. Ab-


weichend von Satz 1 kann die erneute Kennzeichnung durch zwei Kennzeichen mit anderen An-


gaben als denjenigen erfolgen, die sich auf dem zu ersetzenden Kennzeichen befanden, soweit  


1. diese Kennzeichen den Anforderungen der Absätze 1 und 3 entsprechen und  


2. die geänderte Kennzeichnung in das Bestandsregister nach § 37 eingetragen worden ist.  


Absatz 4 gilt entsprechend.  


 


(6) Nach dem Tod eines Schafes oder einer Ziege darf der Tierhalter ein Kennzeichen  nicht oh-


ne Genehmigung der zuständigen Behörde vom Tierkörper entfernen oder entfernen lassen. Satz 


1 gilt nicht im Falle der Schlachtung eines Schafes oder einer Ziege. 


 


§ 35 


Anzeige von Bestandsveränderungen 


Wer Schafe oder Ziegen in seinen Bestand übernimmt, hat dies der zuständigen Behörde oder 
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einer von dieser beauftragten Stelle innerhalb von sieben Tagen nach der Übernahme anzuzei-


gen, und zwar unter Angabe 


1. der Anzahl der in seinen Bestand verbrachten Tiere, 


2. der Registriernummer seines Betriebes, 


3. des Datums des Verbringens, 


4. der Registriernummer des abgebenden Betriebes, 


5. des Datums des Zugangs, soweit es vom Datum des Verbringens abweicht. 


 


 


§ 36 


Begleitpapier 


(1) Das Begleitpapier für Schafe oder das Begleitpapier für Ziegen nach Artikel 6 Absatz 1 in 


Verbindung mit Abschnitt C des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 21/2004 ist vom Tierhalter 


zu erstellen und muss dem Muster der Anlage 10, bis 31. Dezember 2010 mit Ausnahme der 


Angabe des Kennzeichens, entsprechen. 


 


(2) Das Begleitpapier ist dem Empfänger bei der Übergabe der Schafe oder Ziegen auszuhändi-


gen. Der Empfänger hat das Begleitpapier für Schafe oder das Begleitpapier für Ziegen vom Ta-


ge der Aushändigung an für einen Zeitraum von mindestens drei Jahren aufzubewahren. 


 


 


§ 37 


Bestandsregister 


 


(1) Das Bestandsregister nach Artikel 5 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 21/2004 muss zusätz-


lich zu den Angaben nach Abschnitt B Nummer 1 des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 


21/2004 das Kennzeichen der in seinem Bestand vorhandenen Schafe und Ziegen enthalten so-


wie dem Muster der Anlage 11 Teil A, B und D entsprechen. Vom 1. Januar 2010 an muss das 


Bestandsregister die Angaben nach Abschnitt B Nummer 2 des Anhangs der Verordnung (EG) 


Nr. 21/2004 enthalten sowie dem Muster der Anlage 11 entsprechen.  


 


(2) § 25 Absatz 1 Satz 1 und 2 und Absatz 2 und 3 gilt entsprechend. 
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§ 38 


Verbot der Übernahme, 


Inverkehrbringen von Ohrmarken 


 


(1) Ein Tierhalter darf ein nach dem 31. Dezember 2009 geborenes Schaf oder eine nach dem 31. 


Dezember 2009 geborene Ziege in seinen Bestand nur übernehmen, soweit das Schaf oder die 


Ziege nach Artikel 4 Absatz 1 oder 4 der Verordnung (EG) Nr. 21/2004 jeweils in Verbindung 


mit § 34 Absatz 3 gekennzeichnet ist. Dies gilt auch für die Übernahme eines Schafes oder einer 


Ziege durch Transportunternehmen.  


(2) Es ist verboten, Kennzeichen nach § 34 Absatz 3 oder 4 ohne Genehmigung der zuständigen 


Behörde in den Verkehr zu bringen. 


 


 


Abschnitt 12 


Kennzeichnung und Registrierung von Schweinen 


 


§ 39 


Kennzeichnung  


 


(1) Schweine sind vom Tierhalter im Ursprungsbetrieb spätestens mit dem Absetzen nach Maß-


gabe des Absatzes 3 mit einer ihm von der zuständigen Behörde oder einer von dieser beauf-


tragten Stelle zugeteilten offenen Ohrmarke dauerhaft zu kennzeichnen oder kennzeichnen zu 


lassen. 


 


(2) Die Ohrmarken werden dem Tierhalter von der zuständigen Behörde oder einer von dieser 


beauftragten Stelle auf Antrag und unter angemessener Berücksichtigung des voraussichtlichen 


jährlichen Bedarfs zugeteilt.  


 


(3) Die Ohrmarke muss 


1. so beschaffen sein, dass sie nur einmal verwendbar ist, 


2. auf der Vorderseite in deutlich lesbarer schwarzer Schrift auf weißem Grund mindestens fol-


gende Angaben (Ohrmarkennummer) enthalten: 
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 a) „DE“ (für Deutschland), 


 b) das für den Sitz des Betriebes geltende amtliche Kraftfahrzeugkennzeichen des Land-


kreises oder der kreisfreien Stadt und 


 c) die letzten sieben Zeichen der Registriernummer nach § 26 Absatz 2 Satz 2. 


Bei der Größe der Ohrmarke ist die Ohrgröße der zu kennzeichnenden Tiere zu berücksichtigen. 


 


(4) Schweine, die aus einem Drittland eingeführt werden, sind spätestens bei dem Einstellen in 


den Betrieb entsprechend Absatz 1 zu kennzeichnen oder kennzeichnen zu lassen. Dies gilt nicht 


für Schweine, die unter Einhaltung der Bestimmungen des § 33 Absatz 1 der Binnenmarkt-Tier-


seuchenschutzverordnung unmittelbar zur Schlachtung verbracht werden. 


 


(5) Bei Schweinen, die aus einem anderen Mitgliedstaat verbracht werden, steht deren Kenn-


zeichnung nach dem Recht des anderen Mitgliedstaates der Kennzeichnung nach Absatz 1, auch 


in Verbindung mit Absatz 4, gleich. 


 


(6) Verliert ein Schwein seine Ohrmarke oder sein Kennzeichen nach Absatz 5 oder ist die Ohr-


markennummer oder das Kennzeichen nach Absatz 5 unlesbar geworden, so hat der Tierhalter 


das Tier unverzüglich erneut mit einer ihm für seinen Betrieb zugeteilten offenen Ohrmarke dau-


erhaft zu kennzeichnen oder kennzeichnen zu lassen. Dies gilt nicht für Schweine in End-


mastbetrieben, die  


1. unmittelbar zur Abgabe an eine Schlachtstätte bestimmt sind und  


2. nach Anhang III Abschnitt I Kapitel IV Nummer 3 der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 so 


gekennzeichnet sind, dass ihr Herkunftsbetrieb unmittelbar identifiziert werden kann. 


 


(7) Nach dem Tod eines Schweines darf der Tierhalter die Ohrmarke nicht ohne Genehmigung 


der zuständigen Behörde vom Tierkörper entfernen oder entfernen lassen. Satz 1 gilt nicht im 


Falle der Schlachtung eines Schweines. 


 


 


§ 40 


Anzeige der Übernahme  


Wer Schweine in seinen Betrieb übernimmt, hat dies der zuständigen Behörde oder einer von 


dieser beauftragten Stelle innerhalb von sieben Tagen nach der Übernahme anzuzeigen, und 


zwar unter Angabe 
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1. der seinem Viehhandelsunternehmen, seinem Transportunternehmen oder seiner Sammel-


stelle nach § 15 Absatz 1, seinem Betrieb nach § 26 Absatz 2 oder seiner Schlachtstätte 


nach Artikel 3 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 854/2004 des Europäischen Parlaments 


und des Rates vom 29. April 2004 mit besonderen Verfahrensvorschriften für die amtliche 


Überwachung von zum menschlichen Verzehr bestimmten Erzeugnissen tierischen Ur-


sprungs (ABl. L 139 vom 30.4.2004, S. 206, L 226 vom 25.6.2004, S. 83) in der jeweils 


geltenden Fassung erteilten Registrier- oder Zulassungsnummer, 


2. der dem abgebenden Viehhandelsunternehmen, dem abgebenden Transportunternehmen, 


der abgebenden Sammelstelle nach § 15 Absatz 1, dem abgebenden Betrieb nach § 26 Ab-


satz 2 oder der Schlachtstätte nach Artikel 3 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 854/2004 


erteilten Registrier- oder Zulassungsnummer, 


3. der Anzahl der übernommenen Schweine und 


4. des Datums der Übernahme. 


Anstelle der Angaben nach Satz 1 Nummer 2 ist im Falle der Übernahme unmittelbar aus einem 


anderen Mitgliedstaat oder einem Drittland der betreffende Mitgliedstaat oder das betreffende 


Drittland anzuzeigen. 


 


 


§ 41 


Begleitpapier 


 


(1) Schweine dürfen auf einen Viehmarkt oder zu einer Sammelstelle oder von einem Viehmarkt 


oder von einer Sammelstelle nur verbracht werden, wenn sie von einem Begleitpapier, das auch 


in elektronischer Form erstellt werden kann, begleitet sind. Das Begleitpapier muss 


1. Angaben zu dem Namen und der Anschrift des abgebenden Tierhalters oder die Registrier-


nummer seines Betriebes,  


2. die Angabe der Anzahl der verbrachten Schweine und  


3. die Kennzeichnung 


enthalten. Satz 1 gilt nicht, soweit die Schweine mit einem nach anderen tierseuchenrechtlichen 


Vorschriften vorgeschriebenen oder einem sonstigen Dokument begleitet sind, das die Angaben 


nach Satz 2 enthält. 


(2) Das Begleitpapier nach Absatz 1 Satz 1 oder eine Ablichtung des Dokuments nach Absatz 1 


Satz 3 ist dem Empfänger bei der Übergabe der Schweine auszuhändigen. Der Empfänger hat 


das Begleitpapier vom Tage der Aushändigung an für einen Zeitraum von mindestens drei Jahren 


aufzubewahren. 
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§ 42 


Bestandsregister  


 


(1) Der Tierhalter hat über seinen Schweinebestand ein Register nach dem Muster der Anlage 12 


zu führen. In das Bestandsregister sind die im Bestand vorhandenen Tiere sowie die Zu- und 


Abgänge unter Angabe ihrer Ohrmarkennummern oder ihres Kennzeichens entsprechend § 39 


Absatz 6 Satz 2 Nummer 2 einzutragen. Zusätzlich sind  


 


1. im Falle eines Zugangs Name und Anschrift des bisherigen Tierhalters oder die Registrier-


nummer seines Betriebes und das Datum des Zugangs sowie 


2. im Falle eines Abgangs Name und Anschrift des Erwerbers oder die Registriernummer sei-


nes Betriebes und das Datum des Abgangs 


anzugeben. Die Pflicht zur Eintragung der Angaben in die Spalten 3, 4b und 5b des Be-


standsregisters nach Anlage 12 wird auch dadurch erfüllt, dass 


1. die erforderlichen Angaben aus anderen Unterlagen hervorgehen,  


2. diese Unterlagen dem Bestandsregister als Ablichtung in chronologischer Reihenfolge bei-


gefügt sind und 


3. in Spalte 7 des Bestandsregisters nach Anlage 12 auf diese Unterlagen verwiesen 


wird. 


 


(2) § 25 Absatz 1 Satz 1 und 2 und Absatz 2 und 3 gilt entsprechend. 


 


 


§ 43 


Verbot der Übernahme, 


Inverkehrbringen von Ohrmarken 


 


(1) Ein Tierhalter darf ein Schwein in seinen Bestand nur übernehmen, soweit es nach § 39 Ab-


satz 1 oder 4 bis 6 gekennzeichnet ist. Dies gilt auch für die Übernahme eines Schweines durch 


Transportunternehmen.  


(2) Es ist verboten, Ohrmarken nach § 39 Absatz 3 ohne Genehmigung der zuständigen Behörde 


in den Verkehr zu bringen. 
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Abschnitt 13 


Kennzeichnung von Einhufern nach der Verordnung (EG) Nr. 504/2008 


 


§ 44 


Kennzeichnung 


 


(1) Die Durchführung der Kennzeichnung von Einhufern nach Artikel 11 der Verordnung (EG) 


Nr. 504/2008 der Kommission vom 6. Juni 2008 zur Umsetzung der Richtlinien 90/426/EWG 


und 90/427/EWG des Rates in Bezug auf Methoden zur Identifizierung von Equiden (ABl. L 149 


vom 7.6.2008, S. 3) in der jeweils geltenden Fassung hat der Tierhalter  


1. von einem Tierarzt,  


2. von einer unter der Aufsicht eines Tierarztes stehenden Person oder  


3. durch eine von einer tierzuchtrechtlich anerkannten Züchtervereinigung oder einer internati-


onalen Wettkampforganisation beauftragte, im Hinblick auf die Vornahme der Kennzeich-


nung von Einhufern sachkundige Person  


vornehmen zu lassen. 


 


(2) Die letzten 15 Ziffern des Codes im Sinne des Artikels 2 Absatz 2 Buchstabe b der Verord-


nung (EG) Nr. 504/2008 in Verbindung mit der ISO-Norm 117843 müssen wie folgt zusammen-


gesetzt sein: 


1. drei Ziffern „276“ für „Deutschland“ nach der ISO-Norm 31664,  


2. zwei Ziffern „02“ als Tierartenkenncode für „Einhufer“,  


3. zehn Ziffern für den jeweils zu kennzeichnenden Einhufer. 


 


(3) Die zur Kennzeichnung nach Absatz 1 erforderlichen Transponder werden dem Tierhalter 


von der zuständigen Behörde oder einer von dieser beauftragten Stelle auf Antrag und unter an-


gemessener Berücksichtigung des jährlichen Bedarfs zugeteilt.  


 


(4) Es ist verboten, einen für die Durchführung der Kennzeichnung nach Absatz 1 erforderlichen 


Transponder ohne Genehmigung der zuständigen Behörde in den Verkehr zu bringen. 


 


                                                 
3)  Die ISO-Norm ist im Beuth Verlag GmbH, 10772 Berlin, erschienen. Sie ist beim Deutschen Patent- und Mar-


kenamt archivmäßig gesichert hinterlegt. 
4)  Die ISO-Norm ist im Beuth Verlag GmbH, 10772 Berlin, erschienen. Sie ist beim Deutschen Patent- und Mar-


kenamt archivmäßig gesichert hinterlegt. 
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§ 44a 


Equidenpass 


 


(1) Die Ausstellung eines Dokumentes zur Identifizierung von Einhufern (Equidenpass) nach 


Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 504/2008 ist auf Antrag des Tierhalters für Einhufer, 


1. die in ein Zuchtbuch eingetragen sind oder dort vermerkt sind und eingetragen werden kön-


nen oder  


2. die an sportlichen Wettkämpfen teilnehmen, 


von einer tierzuchtrechtlich anerkannten Züchtervereinigung oder, soweit die Einhufer nicht in 


einem Zuchtbuch eingetragen oder dort vermerkt sind, von einer internationalen Wettkampfor-


ganisation vorzunehmen. Für andere als in Satz 1 genannte Einhufer gilt Satz 1 mit der Maßgabe 


entsprechend, dass der Equidenpass von der zuständigen Behörde oder einer von dieser beauf-


tragten Stelle ausgestellt wird und lediglich die Angaben nach Abschnitt I, ausgenommen Teil A 


Nummer 3 Buchstabe b bis h, Nummer 4 und Teil B Nummer 12 bis 18, Abschnitt III, IV und VI 


bis IX des Anhangs I der Verordnung (EG) Nr. 504/2008 enthalten muss.  


 


(2) Mit dem Antrag auf einen Equidenpass hat der Tierhalter  


1. seine Registriernummer nach § 26 Absatz 2 und  


2. den Eigentümer  


mitzuteilen. Änderungen bei der nach Satz 1 Nummer 2 gemachten Angabe sind der Stelle, die 


das Dokument nach Absatz 1 ausgestellt hat, unverzüglich mitzuteilen. 


(3) Soweit die zuständige Behörde nach Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 504/2008 


von der Ausstellung eines Equidenpasses absehen will, übermittelt sie die für die Unterrichtung 


der Kommission erforderlichen Angaben dem Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft 


und Verbraucherschutz. 


(4) Nach dem Tod, der Schlachtung oder dem Verlust eines Einhufers hat der jeweilige Tierhal-


ter den Equidenpass unter Angabe des Todes- oder Verlustdatums unverzüglich an die Stelle, die 


das Dokument nach Absatz 1 Satz 1 oder 2 ausgestellt hat, zurückzusenden. Dies ersetzt die Be-


scheinigung nach Artikel 19 Absatz 1 Buchstabe c der Verordnung (EG) Nr. 504/2008. 


 


§ 44b 


Verbot der Übernahme 


 


Ein Tierhalter darf einen Einhufer in seinen Bestand nur übernehmen, soweit der Einhufer von 


einem Equidenpass begleitet wird, die Begleitung nach Artikel 13 Absatz 1, Artikel 14 Absatz 3 


oder Artikel 15 Absatz 1 der Verordnung (EG) 504/2008 der Kommission vom 6. Juni 2008 zur 
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Umsetzung der Richtlinien 90/426/EWG und 90/427/EWG des Rates in Bezug auf Methoden zur 


Identifizierung von Equiden (ABl. L 149 vom 7.6.2008, S. 3) vorgeschrieben ist und der Einhu-


fer, soweit er nach dem 1. Juli 2009 geboren wurde, mittels Transponder gekennzeichnet ist. 


Dies gilt auch für die Übernahme eines Einhufers durch Transportunternehmen. 


 


§ 44c 


Anzeige der Kennzeichnung 


Der Tierhalter hat die Kennzeichnung eines Einhufers unverzüglich unter Angabe der in Artikel 


21 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 504/2008 genannten Angaben der zuständigen Behörde 


oder einer von ihr beauftragten Stelle anzuzeigen. 


 


 


Abschnitt 14 


Sonstige Tierhaltungen 


 


§ 45 


Tierhaltung in besonderen Fällen 


(1) Die Halter von Gehegewild, Kameliden und nicht in § 26 Absatz 1 aufgeführten Klauentieren 


haben ihren Betrieb entsprechend § 26 Absatz  1 Satz 1 und 2 und Absatz 3 anzuzeigen. Sie ha-


ben ein Bestandsregister zu führen, in das die Gesamtzahl der am 1. Januar eines jeden Jahres im 


Bestand vorhandenen Tiere der jeweiligen Tierart und die Zu- und Abgänge einzutragen sind. 


Zusätzlich sind 


1. im Falle eines Zugangs Name und Anschrift des bisherigen Besitzers und das Datum des 


Zugangs sowie 


2. im Falle eines Abgangs Name und Anschrift des Erwerbers und das Datum des Abgangs 


 


anzugeben. § 25 Absatz 1 Satz 1 und 2 und Absatz 2 und  3 gilt entsprechend. 


 


(2) Für nach dieser Verordnung kennzeichnungspflichtiges Vieh, das in Zoos, Wildparks, Zir-


kussen oder ähnlichen Einrichtungen gehalten wird, kann die zuständige Behörde andere Kenn-


zeichnungen genehmigen, soweit deren jederzeitige Ablesbarkeit gewährleistet ist. 


 


 


Abschnitt 15 


Schlussvorschriften 


 


§ 46 


Ordnungswidrigkeiten 
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(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 76 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe b des Tierseuchengesetzes 


handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 


1. einer 


 a) mit einer Genehmigung nach § 7 Satz 1, § 10 Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2 Satz 3 


oder § 18 Absatz 2 oder 


 b) mit einer Zulassung nach § 12 Absatz 1 Satz 1, § 13 Absatz 1, § 14 Absatz 1 Satz 1 


 verbundenen vollziehbaren Auflage oder 


2. einer vollziehbaren Anordnung nach § 2 Absatz 5, § 3 Absatz 3, § 4 Absatz 2 in Verbin-


dung mit Absatz 1, § 6 Absatz 1 Satz 3, § 17 Absatz 3 oder § 18 Absatz  3 


zuwiderhandelt.  


 


(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 76 Absatz 2 Nummer 2 des Tierseuchengesetzes handelt, 


wer vorsätzlich oder fahrlässig 


  1. entgegen § 1 Absatz 2 in Verbindung mit Absatz 1 Satz 1 und 3 nicht dafür sorgt, dass die 


dort genannten Anforderungen an ein dort genanntes Beförderungsmittel eingehalten wer-


den, 


  2. entgegen § 4 Absatz 1, § 11 Satz 1 oder 2, § 26 Absatz 1 Satz 1 oder 2 oder Absatz 3 Satz 


1, § 28, § 29 Absatz 1 Satz 1 oder 2 oder Absatz 2, § 35, § 40 Satz 1 oder § 45 Absatz 1 


Satz 1 eine Anzeige nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erstattet, 


  3. entgegen § 5 Satz 1 ein Tier ohne die vorgeschriebene Kennzeichnung auftreibt, 


  4. ohne Genehmigung nach § 7  Satz 1 Vieh  abtreibt, 


  5. entgegen § 9 ein Tier kastriert, 


  6. entgegen § 10 Absatz 1 Satz 1 eine Wanderschafherde ohne Genehmigung treibt, 


  7. entgegen § 10 Absatz 3 Satz 2 in Verbindung mit Absatz 1 Satz 1 eine Aufzeichnung  und 


eine Genehmigung nicht mitführt oder nicht vorlegt, 


  8. entgegen § 12 Absatz 1 Satz 1, § 13 Absatz 1 oder § 14 Absatz 1 Satz 1 ein Viehhandels-


unternehmen, ein Transportunternehmen oder eine Sammelstelle ohne Zulassung betreibt, 


  9. entgegen § 17 Absatz 1 Satz 1 oder 3 oder Absatz 2 Satz 1, jeweils in Verbindung mit Ab-


satz 4, die dort genannten Viehtransportfahrzeuge, Behältnisse, Gerätschaften oder Beför-


derungsmittel nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig reinigt oder desinfiziert,  


10. entgegen § 18 Absatz 1 die dort genannten Flächen, Räume oder Gerätschaften nicht rei-


nigt, nicht desinfiziert oder nicht reinigen oder nicht desinfizieren lässt, 







SEITE 36 VON 59 


11. entgegen § 19 Dung, Streumaterial oder Futterreste nicht oder nicht richtig beseitigt, nicht 


oder nicht richtig behandelt oder nicht oder nicht richtig beseitigen oder nicht oder nicht 


richtig behandeln lässt, 


12. entgegen § 21 Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit Satz 3 und 4, § 23, § 24 in Verbindung 


mit § 25 Absatz 1 Satz 1 oder 4 oder Absatz 2 ein Viehhandelskontrollbuch, ein Kastrati-


onskontrollbuch, ein Klauenpflegekontrollbuch oder ein Deckregister nicht, nicht richtig, 


nicht vollständig oder nicht rechtzeitig führt, 


13 entgegen § 21 Absatz 2 Satz 1 in Verbindung mit Absatz 1, § 22 Absatz 1 ein Transport-


kontrollbuch oder ein Desinfektionskontrollbuch nicht oder nicht vollständig mitführt,  


14. entgegen § 22 Absatz 2 oder § 25 Absatz 2 eine Aufzeichnung oder Eintragung nicht, nicht 


richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig macht, 


15 entgegen § 25 Absatz 3 Satz 1, auch in Verbindung mit § 37 Absatz 2 oder § 42 Absatz 2, 


ein dort genanntes Buch oder Register nicht aufbewahrt, 


16. entgegen § 27 Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 5, § 34 Absatz 1 Satz 1 oder 2 oder Absatz 5 


Satz 1, § 39 Absatz 1, 4 Satz 1 oder Absatz 6 Satz 1 ein Rind, ein Schaf, eine Ziege oder 


ein Schwein nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig kennzeichnet oder 


kennzeichnen lässt,  


17. entgegen § 27 Absatz 6 Satz 1, § 34 Absatz 6 Satz 1 oder § 39 Absatz 7 Satz 1 eine Ohr-


marke oder ein Kennzeichen entfernt oder entfernen lässt, 


18. entgegen § 30 Absatz  1 oder § 41 Absatz 1 Satz 1 ein Rind oder ein Schwein verbringt, 


abgibt, ausführt oder einstellt,  


19. entgegen § 32 Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 2, § 37 Absatz 1 in Verbindung mit Ab-


satz 2, § 42 Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit Absatz 2 oder § 45 Absatz 1 Satz 2 in Ver-


bindung mit Satz 4, jeweils in Verbindung mit § 25 Absatz 1 Satz 1 oder 4 oder Absatz 2, 


ein Bestandsregister nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig führt, 


20. entgegen § 33 Absatz 1, § 38 Absatz 1, § 43 Absatz 1 oder § 44b ein Rind, ein Schaf, eine 


Ziege, ein Schwein oder einen Einhufer übernimmt,  


21. entgegen § 33 Absatz 2, § 38 Absatz 2, § 43 Absatz 2 oder § 44 Absatz 4 eine Ohrmarke, 


ein Kennzeichen oder einen Transponder in den Verkehr bringt, 


22. entgegen § 44 Absatz 1 die Durchführung der Kennzeichnung nicht oder nicht ordnungs-


gemäß vornehmen lässt, 


23. entgegen § 44a Absatz 2 Satz 1 die dort genannten Angaben nicht, nicht richtig, nicht voll-


ständig oder nicht rechtzeitig mitteilt, 


24. entgegen § 44a Absatz 2 Satz 2 eine Änderung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder 


nicht rechtzeitig mitteilt oder 


25. entgegen § 44a Absatz 4 Satz 1 den Equidenpass nicht oder nicht rechtzeitig zurücksendet. 
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(3) Ordnungswidrig im Sinne des § 76 Absatz 2 Nummer 6 des Tierseuchengesetzes handelt, wer 


gegen die Verordnung (EG) Nr. 1760/2000 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 


17. Juli 2000 zur Einführung eines Systems zur Kennzeichnung und Registrierung von Rindern 


und über die Etikettierung von Rindfleisch und Rindfleischerzeugnissen sowie zur Aufhebung 


der Verordnung (EG) Nr. 820/97 des Rates (ABl. L 204 vom 11.8.2000, S. 1) verstößt, indem er 


vorsätzlich oder fahrlässig 


1. entgegen Artikel 6 Absatz 4 oder 5 den dort genannten Pass nicht oder nicht rechtzeitig ein-


reicht oder nicht oder nicht rechtzeitig zusendet, 


2. entgegen Artikel 7 Absatz 1 erster Anstrich in Verbindung mit Artikel 8 der Verordnung 


(EG) Nr. 911/2004 der Kommission vom 29. April 2004 zur Umsetzung der Verordnung 


(EG) Nr. 1760/2000 des Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf Ohrmarken, 


Tierpässe und Bestandsregister (ABl. L 163 vom 30.4.2004, S. 65) ein Register nicht, nicht 


richtig oder nicht vollständig führt,  


3. entgegen Artikel 7 Absatz 2 den dort genannten Pass nicht, nicht richtig, nicht vollständig 


oder nicht rechtzeitig ergänzt oder 


4. entgegen Artikel 7 Absatz 4 das dort genannte Register nicht, nicht richtig, nicht vollständig 


oder nicht rechtzeitig offen legt. 


 


(4) Ordnungswidrig im Sinne des § 76 Absatz 2 Nummer 6 des Tierseuchengesetzes handelt, wer 


gegen die Verordnung (EG) Nr. 21/2004 des Rates vom 17. Dezember 2003 zur Einführung ei-


nes Systems zur Kennzeichnung und Registrierung von Schafen und Ziegen und zur Änderung 


der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 sowie der Richtlinien 92/102/EWG und 64/432/EWG (ABl. 


L 5 vom 9.1.2004, S. 8) verstößt, indem er vorsätzlich oder fahrlässig 


1. entgegen Artikel 5 Absatz 1 ein Register nicht, nicht richtig oder nicht vollständig führt, 


2. entgegen Artikel 6 Absatz 1 als Tierhalter das Verbringen eines Tieres nicht mit einem Be-


gleitdokument versieht,  


3. entgegen Artikel 6 Absatz 3 Satz 2 in Verbindung mit Satz 1 und in Verbindung mit Absatz 


1 das dort genannte Begleitdokument nicht oder nicht vollständig übermittelt. 


 


 


§ 47 


Übergangsvorschriften 


 


(1) Wer am 13. Juli 2007 eine Viehladestelle betreibt, hat dies der zuständigen Behörde abwei-


chend von § 2 Absatz 1 bis zum 31. Oktober 2007 anzuzeigen. § 2 Absatz 2 ist auf Viehladestel-


len, die am 13. Juli 2007 bestehen, erstmals ab dem 31. Juli 2008 anzuwenden. Bis zu diesem 


Tage ist § 2 Absatz 3 der Viehverkehrsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. 
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März 2003 (BGBl. I S. 381), die zuletzt durch Artikel 411 der Verordnung vom 31. Oktober 


2006 (BGBl. I S. 2407) geändert worden ist, weiter anzuwenden. 


 


(2) Wer das Halten der in § 26 Absatz 1 Satz 1 genannten Tiere nach den Vorschriften der Vieh-


verkehrsverordnung in der in Absatz 1 genannten Fassung nicht angezeigt hat oder nicht in § 26 


Absatz 1 aufgeführte Klauentiere hält, hat dies abweichend von § 26 Absatz 1 Satz 1 oder § 45 


Absatz 1 Satz 1 der zuständigen Behörde bis zum 31. Januar 2008 anzuzeigen. 


 


(3) Auf Rinder, die bis zum 27. Oktober 1995 nach den §§ 19a und 19c der Viehverkehrsverord-


nung vom 23. April 1982 (BGBl. I S. 503), die zuletzt durch die Verordnung vom 8. August 


1994 (BAnz. S. 8417) geändert worden ist, gekennzeichnet worden sind, sind abweichend von 


Abschnitt 10 die §§ 20, 24c und 25 der Viehverkehrsverordnung in der Fassung der Bekanntma-


chung vom 3. Juni 1998 (BGBl. I S. 1194) anzuwenden.  


 


(4) Auf Schafe und Ziegen, die bis zum 13. Juli 2007 nach § 19d der Viehverkehrsverordnung in 


der in Absatz 1 genannten Fassung gekennzeichnet worden sind, ist § 34 Absatz 1, 3 und 4 nicht 


anzuwenden. 


 


(5) Auf Schweine, die vor dem 1. April 2003 geboren worden sind, ist abweichend von § 39 Ab-


satz 3 Nummer 2 Buchstabe c der § 19c Absatz 3 Nummer 2 Buchstabe c der Viehverkehrsver-


ordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. April 2001 (BGBl. I S. 576, 1016), die 


durch Artikel 364 der Verordnung vom 29. Oktober 2001 (BGBl. I S. 2785) geändert worden ist, 


anzuwenden. 


 


(6) Auf Schafe und Ziegen, die vor dem 1. Januar 2010 geboren worden sind, ist der Abschnitt 


11 dieser Verordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 6. Juli 2007 (BGBl. I S. 1274, 


1967), die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 17. Juni 2009 (BGBl. I S. 1337) geändert 


worden ist, anzuwenden. 


 


(7) Für Einhufer, die vor dem 1. Juli 2009 geboren worden sind und für die nach den Vorschrif-


ten dieser Verordnung in der bis zum ... [Einsetzen: Datum des Inkrafttretens dieser Änderungs-


verordnung] geltenden Fassung ein Equidenpass ausgestellt worden ist, ist § 44 dieser Verord-


nung in der Fassung der Bekanntmachung vom 6. Juli 2007 (BGBl. I S. 1274, 1967), die zuletzt 


durch Artikel 2 der Verordnung vom 17. Juni 2009 (BGBl. I S. 1337) geändert worden ist, an-


zuwenden. 
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§ 48 


Inkrafttreten, Außerkrafttreten 


 


 







 


    


 


 


 


Anlage 1 


(zu § 12 Absatz 2, § 13 Absatz 2, § 14 Absatz 2 und § 17 Absatz 3) 


 


Voraussetzungen für die Zulassung eines Viehhandelsunternehmens, 


eines Transportunternehmens oder einer Sammelstelle 


 


1. Anlagen, die verwendet werden sollen, müssen geeignet sein, die Tiere ordnungsgemäß zu 


entladen und artgerecht zu halten. Diese Anlagen müssen leicht zu reinigen und zu desinfi-


zieren sein. Ställe müssen mit flüssigkeitsundurchlässigem Boden und glatten Wänden 


ausgestattet sein. Ferner müssen geeignete Einrichtungen zur Lagerung von Einstreu und 


Dung, in Viehhandelsunternehmen und Sammelstellen auch von flüssigen Stallabgängen, 


vorhanden sein, soweit nicht der Nachweis erbracht wird, dass die Lagerung durch Dritte 


besorgt wird. Vorhandene Räume und Laderampen müssen ausreichend beleuchtet sein. 


2. In Anlagen nach Nummer 1 müssen geeignete Einrichtungen zur Fixierung, Überwachung 


und Absonderung von Tieren vorhanden sein, so dass beim Auftreten einer ansteckenden 


Krankheit alle seuchenkranken und verdächtigen Tiere abgesondert werden können. 


3. Für die Transportfahrzeuge, die im Rahmen des Viehhandels- oder Transportunternehmens 


oder des Betriebs einer Sammelstelle verwendet werden sollen, müssen ein geeigneter 


Platz zum Waschen mit unter Druck stehendem warmen Wasser und eine geeignete Desin-


fektionsvorrichtung vorhanden sein, soweit nicht der Nachweis erbracht wird, dass die 


Reinigung und Desinfektion der Transportfahrzeuge durch Dritte besorgt werden. Die Des-


infektionseinrichtung muss das ganze Jahr über eine ausreichende Desinfektion gewähr-


leisten. Der Boden des Waschplatzes muss befestigt und flüssigkeitsundurchlässig sein und 


Gefälle zu einem Abfluss haben, der in eine Einrichtung zur Sammlung des Abwassers 


mündet. 


4. Es müssen 


a) Einrichtungen zur Reinigung und Desinfektion der Hände und des Schuhwerks sowie, 


b) soweit erforderlich, ein Raum für den beamteten Tierarzt 


vorhanden sein. 


5. Viehhandelsunternehmer, Transportunternehmer und Betreiber einer Sammelstelle müssen 


über einen schriftlichen Plan für die Reinigung und die Desinfektion 


a) der Transportfahrzeuge, 


b) der Stallungen und Verkehrswege  


verfügen. Aus dem Plan müssen die Art und Weise und die Häufigkeit der Reinigung und 


Desinfektion sowie das vorgesehene Desinfektionsmittel ersichtlich sein. Der Plan ist der 
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zuständigen Behörde auf Anforderung während der üblichen Geschäftszeiten jederzeit vor-


zulegen. 


6. Auf dem Betriebsgelände müssen alle Verkehrswege, auf denen Tiere transportiert werden 


sollen, sowie alle Plätze zum Ver- und Entladen von Tieren befestigt, leicht zu reinigen 


und desinfizierbar sein. 


7. Betriebe, die über Anlagen nach Nummer 1 verfügen, müssen so eingefriedet sein, dass 


Tiere nur durch überwachbare Ein- und Ausgänge in den oder aus dem Betrieb verbracht 


werden können. 


 


 







 


    


Anlage 2 


(zu § 12 Absatz 2, § 13 Absatz 2 und § 14 Absatz 2) 


 


 


Anforderungen an den Betrieb eines Viehhandelsunternehmens,  


eines Transportunternehmens oder einer Sammelstelle 


 


 


1. Der Viehhandelsunternehmer hat dafür Sorge zu tragen, dass  


 a) eine Ausbreitung von Tierseuchen verhindert wird und 


 b) das Personal regelmäßig im Umgang mit den Tieren geschult wird. 


 


2. Rinder, Schweine, Schafe, Ziegen, Pferde oder Geflügel dürfen nur gehandelt, transportiert 


oder auf andere Weise verbracht werden, wenn die Tiere keine Anzeichen aufweisen, die 


auf eine übertragbare Krankheit hinweisen, es sei denn, die Tiere werden mit Genehmi-


gung der zuständigen Behörde unmittelbar zur Tötung und unschädlichen Beseitigung ver-


bracht. 


 


3. Zucht- und Nutztiere dürfen nicht zusammen mit Schlachttieren aus einem anderen Betrieb 


und Zucht- und Nutztiere verschiedener Tierarten dürfen nicht zusammen in einem Fahr-


zeug transportiert werden. 


 


4. Zucht- und Nutztiere dürfen nach Verlassen des Betriebes oder der Sammelstelle auf dem 


Transport bis zur Ankunft am Bestimmungsort nicht mit Tieren in Berührung kommen, die 


keinen gleichwertigen Gesundheitsstatus haben. 


 


 







 


    


Anlage 3 


(zu § 25 Absatz 1) 
 


Muster für Kontrollbücher 
 


A.  Viehhandelskontrollbuch 
 


Abgabe Identifizierung Übernehmer 
1 2 3 4 5 6 


Ort und 


Datum der 


Übernahme 


bisheriger Besitzer 


a) Name und Anschrift 


b) Registriernummer bei  


Transportunternehmen 


c) Kfz-Kennzeichen des  


Transportfahrzeugs 


bei Rindern Ohrmarkennummer; 


bei Schweinen Stückzahl, 
ungefähres Alter, Kennzeichnung; 


bei Schafen und Ziegen Stück- 
zahl, Kennzeichnung; 


bei Pferden Geschlecht, Farbe, 
ungefähres Alter, Abzeichen, 
Markierungen; 


bei Geflügel Stückzahl, Rasse, 
ungefähres Alter 


Datum der 


Abgabe 


Name und 


Anschrift 


gegebenenfalls 


Nummer der  


 Bescheini- 


gung 


      


      


      


 


B.  Transportkontrollbuch 
 


1 2 3 4 5 6 


a) Ort und Datum der  


 Übernahme 


b) Uhrzeit des Verlade- 


beginns 


c) Abfahrtszeit 


d) voraussichtliche 


 Dauer der Beför-


 derung 


Name und Anschrift  


des bisherigen  


Tierhalters 


bei Rindern Ohrmarkennummer; 


bei Schweinen Stückzahl, 
ungefähres Alter, Kennzeichnung; 


bei Schafen und Ziegen 
Stückzahl, Kennzeichnung;  


bei Pferden Geschlecht, Farbe, 
ungefähres Alter, Abzeichen, 
Markierungen; 


bei Geflügel Stückzahl, Rasse, 
ungefähres Alter 


Datum und 


Zeitpunkt 


der Über-


gabe 


Fahrtziel 


Name und Anschrift  


des Übernehmers 


gegebenenfalls 


Nummer der 


Bescheini- 


gung 


      


      


      


 


C.  Desinfektionskontrollbuch 
 


1 2 3 4 5 
Datum des 


Transports 


Art der 


beförderten Tiere 


Datum der Reinigung 


und  


Desinfektion 


Ort der Reinigung 


und  


Desinfektion 


Desinfektionsmittel/ 


eingesetzte Konzen- 


tration 


     


     


     


 







 


    


Anlage 4 


(zu § 27 Absatz 3 und 4) 


Ohrmarken zur Rinderkennzeichnung 


 


 1. Ohrmarke (Vorderseite/Lochteil) 
 


 


 


 


Logo der ausgebenden Behörde oder beauftragten 


Stelle 


 


Ländercode „DE“ (Deutschland) und  


10-stellige Nummer, (zweizeilig): 


 - 2 Ziffern (Bundesland)* 


 - 8 Ziffern (individuell) 


erste Zeile: mindestens 5 mm 


zweite Zeile: mindestens 18 mm 


 


Strichcode mit Prüfziffer, Mindesthöhe 8 mm 


 


Mindestgröße der Ohrmarke:  


Höhe 68 mm   


Breite 55 mm 


 


 *) 01 = Schleswig-Holstein 


 02 = Hamburg 


 03 = Niedersachsen 


 04 = Bremen 


 


05 = Nordrhein-Westfalen 


06 = Hessen 


07 = Rheinland-Pfalz 


08 = Baden-Württemberg 


09 = Bayern 


10 = Saarland 


11 = Berlin 


12 = Brandenburg 


13 = Mecklenburg- Vorpommern 


14 = Sachsen 


15 = Sachsen-Anhalt 


16 = Thüringen 
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 2. Ohrmarke (Vorderseite/Lochteil) 


 


 


 


 


 


Logo der ausgebenden Behörde oder beauf-


tragten Stelle 


 


Ländercode „DE“ (Deutschland) und  


10-stellige Nummer*, (zweizeilig);  


erste Zeile: mindestens 5 mm 


 


zweite Zeile: mindestens 18 mm 


 


 


Freiraum für handschriftliche Eintragungen 


 


Mindestgröße der Ohrmarke: 


Höhe 68 mm 


Breite 55 mm 


 


 


 1. und 2. Ohrmarke (Rückseite/Dornteil) 


 


 


 


 


Logo der ausgebenden Behörde oder beauf-


tragten Stelle 


 


Ländercode „DE“ (Deutschland) und  


10-stellige Nummer*, (zweizeilig);  


erste Zeile: mindestens 5 mm 


zweite Zeile: mindestens 15 mm 


 


 


Mindestgröße der Ohrmarke: 


Höhe 58 mm 


Breite 55 mm 


 


  * siehe 1. Ohrmarke (Vorderseite/Lochteil) 


 


 







 


    


Anlage 5 


(zu § 27 Absatz 3, § 30 Absatz 2 und § 31 Satz 2) 


 


 


 


 


Regelung über den Typ und die Struktur des Strichcodes 
gemäß § 27 Absatz 3 Satz 2, § 30 Absatz 2 Satz 2 und § 31 Satz 2 


 
 


 


 


 


Der auf dem Vorderteil einer Ohrmarke anzubringende und der auf dem Rinderpass einzutragen-


de Strichcode ist wie nachfolgend beschrieben aufzubauen: 


 


1. Art des Strichcodes 


 Es kommt der Strichcode Typ 2/5 überlappt mit Prüfziffernberechnung zur Anwen-


dung. 


 


1.1 Kriterien des Strichcodetyps 


 Zeichensatz numerisch, Zeichenvorrat 10 Ziffern, variable Zeichenlänge mit der Bedin-


gung immer geradzahlig. 


 


1.2 Prüfziffernberechnung 


 Die Prüfziffer (PZ) wird durch eine zusätzliche Ziffer unmittelbar vor dem Stopp-Zeichen 


des Strichcodes dargestellt. Die Prüfziffer wird zusammen mit dem Strichcode gelesen. 


Stimmt diese gelesene Prüfziffer nicht mit der vom Lesegerät errechneten Prüfziffer über-


ein, wird der Strichcode nicht übertragen. 


 Nachfolgend ein Beispiel einer Berechnung, gültig für Strichcodes der 2/5 Familie nach 


Modulo 10 mit der Gewichtung 3. Die Gewichtungsfaktoren 3, 1, 3, 1, .... werden mit 3 


beginnend von rechts nach links unter der Nutzziffernfolge verteilt: 
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 Beispiel: 


  


 
  0 8 9 0 1 3 3 5 0 8 0 7 


 
 


Klartext:  0 8 9 0 1 3 3 5 0 8 0 7 


Prüfziffer:  7 


Nutzziffernfolge:  0 8  9 0 1 3 3 5 0 8 0 


Gewichtungsfaktoren:  3 1  3 1 3 1 3 1 3 1 3 


Einzelprodukte:  0 8 27 0 3 3 9 5 0 8 0 


Summe Einzelprodukte:  0 + 8 + 27 + 0 + 3 + 3 + 9 + 5 + 0 + 8 + 0  =  63 


Modulo 10:  63   Mod. 10 = 3 (63/10 = 6 Rest 3) 


Differenz zu 10 
ergibt die Prüfziffer: 


 
 10 - 3 = 7 


Prüfziffer:    7 


 


 Zu beachten ist, dass, da der Code 2/5 überlappt immer eine geradstellige Nummer for-


dert, dann, wenn die auszugebende Zahl inklusive Prüfziffer nicht geradstellig ist, immer 


vor der Prüfziffer eine Null (0) gesetzt werden muss. Diese gesetzte Null (0) geht auch in 


die Prüfziffernberechnung ein (siehe 2.). 


 


 


2. Strichcode auf der Ohrmarke (§ 27 Absatz 3 Satz 2) 


 Auf dem Vorderteil einer Ohrmarke werden im Strichcode nur die folgenden Teile der 


Ohrmarkennummer dargestellt: 


 


Auf Ohrmarke in Klarschrift dargestellt 


Ja 1) Nein 2) 


LS 3) Individuelle Nummer 0 4) PZ 5) 


5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 


 
 1) Felder 5-14 auf Ohrmarke in Klarschrift dargestellt. 
 2) Felder 15-16 auf Ohrmarke nicht in Klarschrift dargestellt. 
 1)+2) Felder 5-16 als Strichcode dargestellt. 
 3) Felder 5-6, Länderschlüssel. 
 4) Feld 15, als „Füller“ wird die Ziffer Null (0) gesetzt, notwendig, damit Zeichenlänge geradzahlig. 


wird (siehe Beispiel). 
 5) Feld 16, Prüfziffer. 
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3. Strichcode auf dem Rinderpass (§ 30 Absatz 2 Satz 2) 


 Darstellung des Strichcodes der Ohrmarkennummer wie folgt: 


 


Auf dem Rinderpass in Klarschrift dargestellt 


Nein, dafür DE1) Nein 2) Ja 3) Nein 4) 


2 7 65) 0 06) LS 7) Individuelle Nummer PZ8) 


0 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 
 
 1)+3) DE und Felder 5-14 in Klarschrift auf dem Rinderpass dargestellt. 
 5)+6)+8) Felder 0-4 und 15 nicht in Klarschrift auf dem Rinderpass. 
 1)+2)+3)+4) Felder 0-15 als Strichcode dargestellt. 
 5) Felder 0-2, Numerischer Code für „DE“. 
 6) Felder 3-4, „Füller“ mit Nullen. 
 7) Felder 5-6, Länderschlüssel. 
 8) Feld 15, Prüfziffer. 


 


 







 


    


 


Anlage 6 


(zu § 28 und § 32 Absatz 1) 


Rasseschlüssel 


 
Holstein-Schwarzbunt 01 South Devon 59 
Holstein-Rotbunt 02 Fjäll-Rind 60 
Jersey 03 Tuxer 61 
Braunvieh 04 Telemark 65 
Angler 05 Fleckvieh Fleischnutzung 66 
Rotvieh alter Angler Zuchtrichtung 06 Uckermärker 67 
Doppelnutzung Rotbunt 09 Blaarkop 68 
Deutsches Schwarzbuntes Niede-
rungsrind (DSN) 


10 Witrug 69 


Fleckvieh 11 Lakenfelder 70 
Gelbvieh 12 Rotes Höhenvieh (RHV),  71 
Pinzgauer 13 Ansbach-Triesdorfer 72 
Hinterwälder 14 Glanrind 73 
Murnau-Werdenfelser 15 Pinzgauer Fleischnutzung 74 
Vorderwälder 16 Pustertaler Schecken 75 
Limpurger 17 Gelbvieh Fleischnutzung 76 
Braunvieh alter Zuchtrichtung 18 Braunvieh Fleischnutzung 77 
Ayrshire 19 Rotbunt Fleischnutzung 78 
Vogesen-Rind 20 Hinterwälder Fleischnutzung 79 
Charolais 21 Murnau-Werdenfelser Fleischnutzung 80 
Limousin 22 Vorderwälder Fleischnutzung 81 
Weißblaue Belgier 23 Limpurger Fleischnutzung 82 
Blonde d'Aquitaine 24 Brahman 83 
Maine Anjou 25 Bazadaise 84 
Salers 26 Auerochse (Heckrind, Rückkreuzung 


Auerochse) 
85 


Montbeliard 27 Beefalo 86 
Aubrac 28 Wasserbüffel (Bubalus bubalus) 87 
Piemonteser 31 Bison/Wisent 88 
Chianina 32 Yak 89 
Romagnola 33 Sonstige Rassen (SON) 90 
Marchigiana 34 Sonstige taurine Rinder (Bos taurus) 91 
White Park 35 Sonstige Zebu-Rinder (Bos indicus) 92 
Angus (DA) 41 Sonstige taur indicus-Rinder 93 
Angus/AA (AA) 42 Wagyu Rind 94 
Hereford 43 Kreuzung Fleischrind x Fleischrind 97 
Deutsches Shorthorn 44 Kreuzung Fleischrind x Milchrind 98 
Highland 45 Kreuzung Milchrind x Milchrind 99 
Welsh-Black 46   
Galloway 47   
Lincoln Red 48   
Belted Galloway 49   
Luing 50   
Brangus 51   
Normanne 52   
Ungarisches Steppenrind 53   
Zwerg-Zebus 54   
Grauvieh 55   
Dexter 56   
White Galloway 57   
Longhorn 58   







   


    


Anlage 7 


(zu § 30 Absatz 1 und § 31) 


 


Rinderpass 
nach § 30/Stammdatenblatt nach § 31  


der Viehverkehrsverordnung   


(Passnummer) __________________________ 


 


(Barcode) Ohrmarkennummer 


Ausgebende Stelle 


 


(Logo) 


 


 


 


Datum der Ausgabe 


(Barcode) Registrier-Nr. nach § 26 Viehverkehrsverordung 


Tierhalter (Name, Vorname, Anschrift) 


 


1. Tierdaten 


Geburtsdatum: 


Geschlecht: 


Rasse: 


Ohrmarkennummer des Muttertieres: 


 


2. Herkunft des Tieres, sofern nicht aus dem Ursprungsbetrieb: 


aus folgendem Mitgliedstaat der EU: 


 


aus folgendem Drittland eingeführt: 


vom Drittland vergebene Ohrmarkennummer: 


3. Angaben zu den Vorbesitzern des Tieres: 


Registriernummer:_____________________  


Datum des Zugangs: _____________________ Datum des Abgangs: _______ 


Registriernummer:_____________________  


Datum des Zugangs: _____________________ Datum des Abgangs: _______ 


Registriernummer:_____________________  


Datum des Zugangs: _____________________ Datum des Abgangs: _______ 


 


4. Ort, Datum, Unterschrift des letzten Tierhalters 


 


 







 


    


Anlage 8 
(zu § 32 Absatz 1) 


 


                Bestandsregister für Rinderhaltungen             


Seite:   ........... 
 


Name:  


Anschrift:  


Registriernummer nach § 15 oder § 26 Ab-


satz 2: 


 


 
1 2 3 4 5 6 7a 7b 7c 8a 8b 8c 9 


Lfd. 
Nr. 


Ohrmarken- 
nummer 


Geburts- 
datum 


Geschlecht 


m/w 1) 


Rasse nach 


Rasseschlüssel 


Ohrmarkennummer 


des Muttertieres 
Zugang  Abgang 


 
Bemerkungen2) 


      Datum Vorheriger Tierhalter, Name und 
Anschrift oder Registriernummer 
des vorherigen Tierhalters oder 
Geburt im eigenen Betrieb 


Datum 
 


Name und Anschrift des Über-
nehmers oder  Registrier- 
nummer des Übernehmers oder 
Tod im eigenen Betrieb 
 


 


             


             


             


1) m = männlich, w = weiblich. 


2) Datum der Beantragung und des Erhalts einer Ersatzohrmarke; Ursprungsland bei nicht im Inland geborenen Tieren; ursprüngliche Kennzeichnung von aus Drittländern stammenden Tieren u. a. 


 


Angaben im Fall der Überprüfung 
 


Datum der Überprüfung: Zuständige Behörde: 


 


 


 


 Unterschrift des Vertreters der zuständigen Behörde: 







 


    


Anlage 9 


(zu § 34 Absatz 3 und 4) 


 


Ohrmarken zur Kennzeichnung von Schafen und Ziegen 


 


 Nummer 1 


Abschnitt A (Vorderseite/Dornteil) 


 


 


 


Logo der ausgebenden Behörde oder beauftragten Stelle 


 


 


 


Ländercode „DE“ (Deutschland) und 


12-stellige Nummer (zweizeilig): 


- „01“ (Tierartenkenncode) 


- 2 Ziffern (Bundesland) 


- 8 Ziffern (individuell) 


 


Mindestgröße der Ohrmarke 


Höhe 25 mm  


Breite 25 mm 


 


     


   


 Abschnitt B (Rückseite/Lochteil)  


 


 


 Unterabschnitt A Unterabschnitt B 


 


 


 


 
   


 


ohne Beschrif-


tung 


 


Mindestdurchme


sser der Ohrmar-


ke 


25 mm 


ohne Beschriftung 


 


Mindestgröße der 


Ohrmarke 


Höhe 25 mm 


Breite 25 mm 
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 Abschnitt C (Rückseite/Lochteil)  


  


Unterabschnitt A 


 


Unterabschnitt B 


   


 


 


 
   


   


   


  


 


Nummer 2 


Abschnitt A (Vorderseite/Dornteil) 


 


 


 


Logo der ausgebenden Behörde oder beauftragten 


Stelle 


 


Ländercode „DE“ (Deutschland) und 


- Kfz-Kennzeichen 


- letzte sieben Ziffern der nach § 26 Absatz 2 


   Satz 2 erteilten Registriernummer 


 


Mindestgröße der Ohrmarke 


Höhe 25 mm 


Breite 25 mm 


   


   


 Abschnitt B (Rückseite/Lochteil)  


 


 


ohne Beschriftung 


 


Mindestgröße der Ohrmarke 


Höhe 25 mm 


Breite 25 mm 


 


   


Ländercode "DE" 


(Deutschland) und  


- Kfz-Kennzeichen 


- letzte sieben Ziffern der  


  nach § 26 Absatz 2  


  Satz 2 erteilten Regist 


  riernummer 


 


Mindestdurchmesser der 


Ohrmarke 


25 mm 


Ländercode "DE" 


(Deutschland) und  


- Kfz-Kennzeichen 


- letzte sieben Ziffern 


  der nach § 26 Ab 


   satz 2 Satz 2 erteil- 


   ten Registriernum 


   mer 


 


Mindestgröße der 


Ohrmarke 


Höhe 25 mm 







 


    


 Nummer 3 


Abschnitt A (Vorderseite/Loch- und Dornteil, mit Transponder) 


 


 
 


 


Logo der ausgebenden Behörde oder beauftragten Stelle 


Ländercode "DE" (Deutschland) und 12-stellige Nummer (einzeilig): 


- "01" (Tierartenkenncode) 


- 2 Ziffern (Bundesland)*) 


- 8 Ziffern (individuell) 


Mindestgröße der Ohrmarke 


Länge 75 mm 


Breite 9 mm (Corpus) und 11 mm (Loch- und Dornteil) 


 


Abschnitt B (Vorderseite/Loch- und Dornteil, ohne Transponder) 


 


 
 


Logo der ausgebenden Behörde oder beauftragten Stelle 


Ländercode "DE" (Deutschland) und 12-stellige Nummer (einzeilig): 


- "01" (Tierartenkenncode) 


- 2 Ziffern (Bundesland)*) 


- 8 Ziffern (individuell) 


Mindestgröße der Ohrmarke 


Länge 75 mm 


Breite 9 mm (Corpus) und 11 mm (Loch- und Dornteil) 


 
*) 01 = Schleswig-Holstein 
   02 = Hamburg 
   03 = Niedersachsen 
   04 = Bremen 
   05 = Nordrhein-Westfalen 
   06 = Hessen 


 


07 = Rheinland-Pfalz 
08 = Baden-
Württemberg 
09 = Bayern 
10 = Saarland 
11 = Berlin 
12 = Brandenburg 


 


13 = Mecklenburg-Vorpommern 
14 = Sachsen 
15 = Sachsen-Anhalt 
16 = Thüringen 


 


 


 


 







 


    


Anlage 10 


(zu § 36 Absatz 1) 


Begleitpapier 


für Schafe ⁪ für Ziegen⁪ 
 


Angaben zum abgebenden Betrieb 


Name:  


Anschrift: 


 


 


Registriernummer:  
 


Angaben zum Bestimmungsbetrieb (Tierhalter/Schlachthof)1 


Name:  


Anschrift: 


 


 


oder Registrier-


nummer: 


 


bei Wanderschafherden:  Bestimmungsort oder Ablichtung der Genehmigung nach  


§ 10 Absatz 12 
 


Angaben zu den zu verbringenden Tieren 


Anzahl Schafe3:  Anzahl Ziegen3:  


Kennzeichen:  
 


Angaben zum Transportmittel 


Transportunternehmen: 


Name: 


 


Anschrift: 


 


 


Registriernummer:  


Transportmittel: 


Kraftfahrzeugkennzei-


chen: 


 


 


 


Ort, Datum            Unterschrift des abgebenden Tierhalters 


                                                 
1 Nicht zutreffenden Bestimmungsbetrieb streichen 
2 Nicht Zutreffendes streichen 
3 Nicht zutreffende Tierart streichen 







 


    


Anlage 11 


(zu § 37 Absatz 1) 


Seite: … 


Bestandsregister  


 


für Schafe □         für Ziegen □ 


 


A. Angaben zum Betrieb 


 


Name:  Nutzungsart:  


Anschrift:  Zucht 


 


Milch 


 


Mast 


 


Gesamtanzahl am 1. Januar …. 


Registriernum-mer 


nach § 15 oder § 26 


Absatz 2: 


  Schafe: Ziegen: 
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B. Angaben zum Verbringen von Schafen und Ziegen 1 


 


Zugang 


 


Abgang Lfd. 


Nr. 


Datum des 


Zugangs 


oder des 


Abgangs 


Name und Anschrift oder 


Registriernummer des 


vorherigen Tierhalters 


Name und Anschrift 


oder Registriernummer 


des Übernehmers 


Name und Anschrift oder Regist-


riernummer des Transportunter-


nehmers, Kfz-Kennzeichen des 


Transportmittels 


Kennzeichen 


des Tieres oder 


der Tiere 


Anzahl Bemerkungen2 


        


        


        


 


 


C. Angaben zu im Betrieb geborenen und/oder verendeten Schafen und Ziegen 3) 


 


Lfd. 


Nr. 


Kennzeichen des 


Tieres 


Geburtsjahr Datum der 


Kennzeichnung 


Rasse Genotyp, soweit be-


kannt 


Tod (Monat 


und Jahr) 


Ersatzkenn-


zeichen 


Bemerkungen 


         


         


         


 


                                                 
1 Ersatz der Angaben durch Beifügen einer Ablichtung des Begleitdokuments mit diesen Angaben möglich. 
2 Z. B. Angabe des Ersatzkennzeichens; ursprüngliche Kennzeichnung von aus Drittländern stammenden Tieren. 
3 Ersatz der Angaben durch Vorlage des Zuchtbuches mit diesen Angaben möglich. 
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D. Angaben im Fall der Überprüfung 


 


Datum der Überprüfung:  


  


Zuständige Behörde  


 


 


 


 


Unterschrift des Vertreters 


der zuständigen Behörde 


 


 


 
 







 


    


Anlage 12 


(zu § 42 Absatz 1) 


Bestandsregister für Schweinehaltungen 


Seite: … 


Name:  Gesamtzahl am Stichtag nach § 26 Absatz 3:  


Anschrift:  davon Zuchtsauen:  


Registriernummer nach § 15 oder § 26 Absatz 2: davon sonstige Zucht- und Mastschweine 


über 30 Kilogramm: 


 


  davon Ferkel bis 30 Kilogramm:  


 


 
1 2 3 4a 4b 5a 5b 6 7 


Lfd. 
Nr. 


Anzahl Ohrmarken- 
nummern/ 


Kennzeichen 


Zugang Abgang aktueller Bestand 
Bemerkungen1 


   Datum Name und Anschrift oder Registrier-
nummer des vorherigen Tierhalters oder  
Geburt im eigenen Betrieb 


Datum Name und Anschrift oder Registrier-
nummer des Übernehmers oder Tod im 
eigenen Betrieb 


 
 


 


         


         


         


         


 


 


                                                 
1 Datum der Nachkennzeichnung , Ursprungsland bei nicht im Inland geborenen Tieren, ursprüngliche Kennzeichnung von aus Drittländern stammenden Tieren u. a. 








Bekanntmachung
der Neufassung der Geflügel-Salmonellen-Verordnung


Vom 17. Januar 2014


Auf Grund des Artikels 2 der Ersten Verordnung zur Änderung der Hühner-
Salmonellen-Verordnung vom 17. Januar 2014 (BGBl. I S. 50) wird nachstehend
der Wortlaut der Hühner-Salmonellen-Verordnung unter ihrer neuen Überschrift
in der vom 25. Januar 2014 an geltenden Fassung bekannt gemacht. Die Neu-
fassung berücksichtigt:


1. die am 16. April 2009 in Kraft getretene Verordnung vom 6. April 2009 (BGBl. I
S. 752),


2. den am 24. Dezember 2009 in Kraft getretenen Artikel 7 der Verordnung vom
18. Dezember 2009 (BGBl. I S. 3939),


3. den am 22. Dezember 2011 in Kraft getretenen Artikel 17 der Verordnung
vom 13. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2720),


4. den am 25. Januar 2014 in Kraft tretenden Artikel 1 der Verordnung vom
17. Januar 2014 (BGBl. I S. 50).


Bonn, den 17. Januar 2014


D e r B u n d e sm i n i s t e r
f ü r E r n ä h r u n g u n d L a n d w i r t s c h a f t


H a n s - P e t e r F r i e d r i c h
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Verordnung
zum Schutz gegen bestimmte


Salmonelleninfektionen beim Haushuhn und bei Puten
(Geflügel-Salmonellen-Verordnung – GflSalmoV)


I n h a l t s v e r z e i c h n i s


Abschnitt 1


Allgemeines


Begriffsbestimmungen §  1
Hygiene §  2
Impfung §  3
Mitteilungspflicht §  4
Untersuchungseinrichtung §  5
Ursachenermittlung im Betrieb §  6
Reinigung und Desinfektion §  7


Abschnitt 2


Hühnerzuchtbetriebe


Betriebseigene Kontrollen, sonstige Mitteilungspflichten §  8
Maßregeln vor amtlicher Feststellung §  9
Amtliche Untersuchung § 10
Maßregeln nach amtlicher Feststellung § 11
Aufhebung der Schutzmaßregeln § 12


Abschnitt 3


Hühneraufzuchtbetriebe


Impfungen § 13
Betriebseigene Kontrollen § 14
Maßregeln vor amtlicher Feststellung § 15
Amtliche Untersuchung § 16
Maßregeln nach amtlicher Feststellung § 17
Aufhebung der Schutzmaßregeln § 18


Abschnitt 4


Legehennenbetriebe


Einstallen von Junghennen § 19
Betriebseigene Kontrollen § 20
Maßregeln vor amtlicher Feststellung § 21
Amtliche Untersuchung § 22
Maßregeln nach amtlicher Feststellung § 23
Aufhebung der Schutzmaßregeln § 24


Abschnitt 5


Hähnchenmastbetriebe


Betriebseigene Kontrollen § 25
Maßregeln vor amtlicher Feststellung § 26
Amtliche Untersuchung § 27
Maßregeln nach amtlicher Feststellung § 28
Aufhebung der Schutzmaßregeln § 29


Abschnitt 6


Hühnerbrütereien


Betriebseigene Kontrollen § 30
Maßregeln vor amtlicher Feststellung § 31
Amtliche Untersuchung § 32
Maßregeln nach amtlicher Feststellung § 33
Aufhebung der Schutzmaßregeln § 34


Abschnitt 6a


Putenbetriebe


Betriebseigene Kontrollen § 34a
Maßregeln vor amtlicher Feststellung § 34b
Amtliche Untersuchung § 34c
Maßregeln nach amtlicher Feststellung § 34d
Aufhebung der Schutzmaßregeln § 34e


Abschnitt 7


Weitergehende Maßnahmen


Schutzmaßregeln bei Salmonella Gallinarum Pullorum § 35
Mitteilungen der Länder § 36


Abschnitt 8


Ordnungswidrigkeiten,
Schlussvorschriften


Ordnungswidrigkeiten § 37
Übergangsbestimmungen § 38


Anlage


Anforderungen an gewerbsmäßige Geflügelhaltungen (zu § 2
Absatz 1)


A b s c h n i t t 1


A l l g em e i n e s


§ 1


Begriffsbestimmungen


(1) Im Sinne dieser Verordnung sind


1. Hühnerzuchtbetrieb:


ein Betrieb, in dem mindestens 250 Hühner der Art
Gallus gallus (Hühner) erwerbsmäßig zu Zucht-
oder Vermehrungszwecken gehalten werden;


2. Hühneraufzuchtbetrieb:


ein Betrieb, in dem mindestens 350 Junghennen er-
werbsmäßig zum Zwecke der Zucht von Hühnern
für die Konsumeierproduktion gehalten werden;


3. Legehennenbetrieb:


ein Betrieb, in dem mindestens 350 Hühner er-
werbsmäßig zum Zwecke der Konsumeierproduk-
tion gehalten werden;


4. Hähnchenmastbetrieb:


ein Betrieb, in dem mindestens 5 000 Hühner er-
werbsmäßig zum Zwecke der Fleischgewinnung
gehalten werden;


5. Hühnerbrüterei:


ein Betrieb, in dem erwerbsmäßig Eintagsküken er-
brütet werden;


5a. Putenzuchtbetrieb:


ein Betrieb, in dem mindestens 250 Puten erwerbs-
mäßig zu Zucht- oder Vermehrungszwecken gehal-
ten werden;
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5b. Putenmastbetrieb:


ein Betrieb, in dem mindestens 500 Puten erwerbs-
mäßig zum Zwecke der Fleischgewinnung gehalten
werden;


5c. Putenbrüterei:


ein Betrieb, in dem erwerbsmäßig Putenküken er-
brütet werden;


6. Untersuchungseinrichtung:


eine öffentliche oder private Untersuchungseinrich-
tung, die eine Erlaubnis nach § 2 Absatz 1 Num-
mer 1 der Tierseuchenerreger-Verordnung zum Ar-
beiten mit Tierseuchenerregern besitzt und die


a) nach Artikel 12 der Verordnung (EG) Nr. 882/2004
des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 29. April 2004 über amtliche Kontrollen zur
Überprüfung der Einhaltung des Lebensmittel-
und Futtermittelrechts sowie der Bestimmungen
über Tiergesundheit und Tierschutz (ABl. L 165
vom 30.4.2004, S. 1, L 191 vom 28.5.2004, S. 1)
in der jeweils geltenden Fassung oder


b) nach Artikel 12 Absatz 1 Buchstabe a der Ver-
ordnung (EG) Nr. 2160/2003 des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 17. November
2003 zur Bekämpfung von Salmonellen und
bestimmten anderen durch Lebensmittel über-
tragbaren Zoonoseerregern (ABl. L 325 vom
12.12.2003, S. 1) in der jeweils geltenden Fas-
sung


benannt ist;


7. Salmonellen der Kategorie 1:


Salmonella Enteritidis und Salmonella Typhimurium,
einschließlich monophasischer Salmonella Typhi-
murium mit der Antigenformel 1,4,[5],12:i:-, jeweils
ausgenommen Impfstämme;


8. Salmonellen der Kategorie 2:


Salmonella Hadar, Salmonella Virchow und Salmo-
nella Infantis, jeweils ausgenommen Impfstämme;


9. Betriebsabteilung:


ein räumlich und lüftungstechnisch abgegrenzter
Teil eines Betriebes, in dem Hühner oder Puten
einer Herde im Sinne des Artikels 2 Nummer 3
Buchstabe b der Verordnung (EG) Nr. 2160/2003
gehalten werden.


(2) Im Sinne dieser Verordnung liegen vor:


1. eine Infektion mit Salmonellen der Kategorie 1 oder 2,
wenn diese durch eine amtliche Untersuchung fest-
gestellt worden ist;


2. ein Verdacht auf eine Infektion mit Salmonellen der
Kategorie 1 oder 2, wenn diese durch eine betriebs-
eigene Untersuchung festgestellt worden ist.


§ 2


Hygiene


(1) Der Besitzer eines Hühnerzuchtbetriebes, eines
Hühneraufzuchtbetriebes, eines Legehennenbetriebes,
eines Hähnchenmastbetriebes, eines Putenzuchtbetrie-
bes oder eines Putenmastbetriebes hat sicherzustellen,
dass hinsichtlich des Betriebes und der baulichen Ein-
richtungen die Anforderungen der Anlage erfüllt werden.


(2) Futtermittel, die dazu bestimmt sind, an Hühner
oder Puten verfüttert zu werden, dürfen nur abgegeben
werden, soweit den Futtermitteln eine Bescheinigung
beigefügt ist, aus der hervorgeht, dass der Hersteller
Untersuchungen auf Salmonellen im Rahmen eines
Systems der Gefahrenanalyse und kritischen Kontroll-
punkte nach Artikel 6 der Verordnung (EG) Nr. 183/2005
des Europäischen Parlaments und des Rates vom
12. Januar 2005 mit Vorschriften für die Futtermittel-
hygiene (ABl. L 35 vom 8.2.2005, S. 1) in der jeweils
geltenden Fassung durchgeführt hat. Der Hersteller
des Futtermittels hat die Ergebnisse der Untersuchun-
gen nach Satz 1 drei Jahre lang, gerechnet vom Tag der
Untersuchung, aufzubewahren.


§ 3


Impfung


Die zuständige Behörde kann für einen Betrieb, in dem


1. weniger als 250 Hühner zu Zucht- oder Vermeh-
rungszwecken,


2. weniger als 350 Junghennen oder


3. weniger als 350 Hühner zum Zwecke der Konsum-
eierproduktion


gehalten werden, die Impfung gegen Salmonellen der
Kategorie 1 oder 2 anordnen, wenn dies aus Gründen
der Tierseuchenbekämpfung erforderlich ist. § 13 bleibt
unberührt.


§ 4


Mitteilungspflicht


Der Besitzer eines Hühnerzuchtbetriebes oder einer
Hühnerbrüterei hat den Verdacht auf eine Infektion mit
Salmonellen der Kategorie 1 oder 2 oder mit Salmonella
Gallinarum Pullorum, der Besitzer eines Aufzuchtbetrie-
bes, eines Legehennenbetriebes, eines Hähnchenmast-
betriebes, eines Putenzuchtbetriebes, eines Putenmast-
betriebes oder einer Putenbrüterei hat den Verdacht auf
eine Infektion mit Salmonellen der Kategorie 1 oder mit
Salmonella Gallinarum Pullorum unverzüglich der zu-
ständigen Behörde mitzuteilen.


§ 5


Untersuchungseinrichtung


Der Leiter einer Untersuchungseinrichtung hat sicher-
zustellen, dass eine Untersuchung, die im Auftrage


1. eines Hühnerzuchtbetriebes oder einer Hühnerbrüterei
erfolgt, nach Maßgabe der Nummer 3 des Anhangs
der Verordnung (EU) Nr. 200/2010 der Kommission
vom 10. März 2010 zur Durchführung der Verord-
nung (EG) Nr. 2160/2003 des Europäischen Parla-
ments und des Rates im Hinblick auf ein Unionsziel
zur Senkung der Prävalenz von Salmonella-Serotypen
bei erwachsenen Gallus-gallus-Zuchtherden (ABl. L 61
vom 11.3.2010, S. 1) in der jeweils geltenden Fas-
sung,


2. eines Hühneraufzuchtbetriebes oder eines Legehen-
nenbetriebes erfolgt, nach Maßgabe der Nummer 3
des Anhangs der Verordnung (EU) Nr. 517/2011 der
Kommission vom 25. Mai 2011 zur Durchführung der
Verordnung (EG) Nr. 2160/2003 des Europäischen
Parlaments und des Rates im Hinblick auf ein Ziel
der Europäischen Union zur Senkung der Prävalenz
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bestimmter Salmonella-Serotypen bei Legehennen
der Spezies Gallus gallus sowie zur Änderung der
Verordnung (EG) Nr. 2160/2003 und der Verordnung
(EU) Nr. 200/2010 der Kommission (ABl. L 138 vom
26.5.2011, S. 45) in der jeweils geltenden Fassung,


3. eines Hähnchenmastbetriebes erfolgt, nach Maß-
gabe der Nummer 3 des Anhangs der Verordnung
(EU) Nr. 200/2012 der Kommission vom 8. März
2012 über ein Unionsziel zur Verringerung von Sal-
monella enteritidis und Salmonella typhimurium bei
Masthähnchenherden gemäß der Verordnung (EG)
Nr. 2160/2003 des Europäischen Parlaments und
des Rates (ABl. L 71 vom 9.3.2012, S. 31) in der
jeweils geltenden Fassung,


4. eines Putenzuchtbetriebes, eines Putenmastbetrie-
bes oder einer Putenbrüterei erfolgt, nach Maß-
gabe der Nummer 3 des Anhangs der Verordnung
(EU) Nr. 1190/2012 der Kommission vom 12. Dezem-
ber 2012 über ein EU-Ziel zur Verringerung von
Salmonella Enteritidis und Salmonella Typhimurium
bei Truthühnerherden gemäß der Verordnung (EG)
Nr. 2160/2003 des Europäischen Parlaments und
des Rates (ABl. L 340 vom 13.12.2012, S. 29) in
der jeweils geltenden Fassung


durchgeführt wird.


§ 6


Ursachenermittlung im Betrieb


Der Besitzer eines Hühnerzuchtbetriebes, eines Hüh-
neraufzuchtbetriebes, eines Legehennenbetriebes, eines
Hähnchenmastbetriebes, einer Hühnerbrüterei, eines
Putenzuchtbetriebes, eines Putenmastbetriebes oder
einer Putenbrüterei hat im Falle eines Verdachtes auf
eine Infektion mit Salmonellen der Kategorie 1 oder
einer Infektion mit Salmonellen der Kategorie 1 unver-
züglich Untersuchungen zur Ermittlung der Ursache
des Verdachtes oder der Infektion unter Hinzuziehung
eines Tierarztes durchzuführen oder durchführen zu
lassen. Satz 1 gilt im Falle des Verdachtes auf eine
Infektion mit Salmonellen der Kategorie 2 oder einer
Infektion mit Salmonellen der Kategorie 2 in einem
Hühnerzuchtbetrieb oder in einer Hühnerbrüterei ent-
sprechend.


§ 7


Reinigung und Desinfektion


(1) Im Falle eines Verdachtes auf eine Infektion mit
Salmonellen der Kategorie 1 oder einer Infektion mit
Salmonellen der Kategorie 1 hat der Besitzer eines
Hühnerzuchtbetriebes, eines Hühneraufzuchtbetriebes,
eines Legehennenbetriebes oder eines Hähnchenmast-
betriebes, soweit die Hühner und Eier aus dem betrof-
fenen Betrieb oder der betroffenen Betriebsabteilung
entfernt worden sind, die Ställe, die Ausläufe, deren je-
weilige Vorräume und Zugänge sowie die Einrichtun-
gen, Geräte und sonstigen Gegenstände, die Träger
von Salmonellen sein können, unverzüglich nach dem
Stand der Technik zu reinigen und zu desinfizieren oder
reinigen und desinfizieren zu lassen. In den Ställen und
ihrer unmittelbaren Umgebung hat der Besitzer eine
Bekämpfung von Schadnagern, Schadinsekten und
Parasiten durchzuführen oder durchführen zu lassen.
Der Erfolg der Desinfektion nach Satz 1 ist durch eine
bakteriologische Untersuchung von Tupferproben oder


Abklatschproben nach dem Stand der Technik nachzu-
weisen. Die Ergebnisse dieser Untersuchung sind vom
Besitzer des betroffenen Betriebes ein Jahr lang, ge-
rechnet vom Tag der Untersuchung, aufzubewahren.


(2) Der Besitzer eines Hühnerzuchtbetriebes, eines
Hühneraufzuchtbetriebes, eines Legehennenbetriebes
oder eines Hähnchenmastbetriebes hat im Falle des
Verdachtes auf eine Infektion mit Salmonellen der Kate-
gorie 1 oder einer Infektion mit Salmonellen der Kate-
gorie 1, soweit die Hühner und Eier aus dem betroffe-
nen Betrieb oder der betroffenen Betriebsabteilung ent-
fernt worden sind, Futtermittel und Einstreu, die Träger
von Salmonellen sein können,


1. zu verbrennen oder verbrennen zu lassen oder


2. zusammen mit dem Dung zu lagern.


Flüssige Abgänge aus den Geflügelställen oder sons-
tigen Standorten des Geflügels sind nach dem Stand
der Technik zu desinfizieren. In den Fällen des Satzes 1
Nummer 2 ist der Dung zusammen mit den Futtermit-
teln und der Einstreu einem Behandlungsverfahren zu
unterwerfen, durch das die Abtötung von Salmonellen
gewährleistet ist. Abweichend von Satz 3 kann der
Dung zusammen mit den Futtermitteln und der Einstreu
desinfiziert und mindestens drei Wochen an einem für
Geflügel unzugänglichen Platz so gelagert werden,
dass keine Gefahr der Verbreitung von Salmonellen be-
steht. Für flüssige Abgänge, Dung und Einstreu, die an-
fallen, bevor die Hühner und Eier aus dem betroffenen
Betrieb oder der betroffenen Betriebsabteilung entfernt
worden sind, gelten die Sätze 1 bis 3 entsprechend.


(3) Abweichend von Absatz 2 Satz 1 dürfen Futter-
mittel, die außerhalb des Stalles in geschlossenen Be-
hältern gelagert worden sind, auch weiterhin verfüttert
werden, soweit


1. bei einer Probenahme und Analyse der Futtermittel
nach den Vorschriften der Futtermittel-Probenahme-
und Analyseverordnung kein Befall mit Salmonellen
der Kategorie 1 festgestellt wird oder


2. durch eine epidemiologische Untersuchung andere
Ursachen des Verdachtes auf eine Infektion mit
Salmonellen der Kategorie 1 oder der Infektion mit
Salmonellen der Kategorie 1 als der Befall der Futter-
mittel festgestellt worden sind.


(4) Im Falle des Verdachtes auf eine Infektion mit
Salmonellen der Kategorie 1 oder einer Infektion mit
Salmonellen der Kategorie 1 hat der Besitzer einer
Hühnerbrüterei, soweit die Eintagsküken und Bruteier
aus der betroffenen Hühnerbrüterei entfernt worden
sind, die Räume, Vorräume und Zugänge sowie die Ein-
richtungen, Brüter, Geräte und sonstigen Gegenstände,
die Träger von Salmonellen der Kategorie 1 sein kön-
nen, unverzüglich nach dem Stand der Technik zu rei-
nigen und zu desinfizieren oder reinigen und desinfizie-
ren zu lassen. Absatz 1 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend.


(5) Im Falle einer Infektion mit Salmonellen der Kate-
gorie 1 hat der Besitzer einer Hühnerbrüterei Horden-
auskleidungen, Einlegematerial, Kükentransportbehält-
nisse und Verpackungen, die verschmutzt sind oder
Träger von Salmonellen sein können und die nicht
sicher zu reinigen oder zu desinfizieren sind, zu ver-
brennen oder verbrennen zu lassen oder auf andere
Weise unschädlich beseitigen zu lassen.
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(6) Im Falle des Verdachtes auf eine Infektion mit
Salmonellen der Kategorie 1 sind die Maßnahmen nach
den Absätzen 1 bis 5 aufzuheben, soweit eine amtliche
Untersuchung mit negativem Ergebnis auf Salmonellen
der Kategorie 1 durchgeführt worden ist.


(7) Die Absätze 1 bis 6 gelten im Falle des Verdach-
tes auf eine Infektion mit Salmonellen der Kategorie 2
oder einer Infektion mit Salmonellen der Kategorie 2 in
einem Hühnerzuchtbetrieb oder in einer Hühnerbrüterei
entsprechend.


(8) Es gelten entsprechend


1. die Absätze 1 bis 3, auch in Verbindung mit Absatz 6,
für einen Putenzuchtbetrieb oder einen Putenmast-
betrieb,


2. die Absätze 4 und 5, auch in Verbindung mit Ab-
satz 6, für eine Putenbrüterei.


A b s c h n i t t 2


H ü h n e r z u c h t b e t r i e b e


§ 8


Betriebseigene Kontrollen,
sonstige Mitteilungspflichten


(1) Zur Erfüllung seiner Probenahme- und Untersu-
chungspflicht nach Anhang II Buchstabe B Nummer 1
der Verordnung (EG) Nr. 2160/2003 hat der Besitzer
eines Hühnerzuchtbetriebes sicherzustellen, dass


1. im Falle der Aufzucht von Eintagsküken, die als Eltern-
tiere gehalten werden sollen,


a) Mekoniumproben von mindestens 300 Eintags-
küken aus mindestens drei verschiedenen Trans-
portbehältnissen einer Lieferung entnommen und
nach Maßgabe der Nummern 3.1.4 und 3.2 bis 3.4
des Anhangs der Verordnung (EU) Nr. 200/2010 in
einer Untersuchungseinrichtung untersucht wer-
den oder


b) jeweils 10 Gramm Kükeneinlegepapier mit Kot-
verschmutzungen aus 25 verschiedenen Küken-
behältnissen entnommen und in einer Untersu-
chungseinrichtung zerkleinert werden, von der
zerkleinerten Menge eine Probe von 25 Gramm
hergestellt und diese Probe nach Maßgabe der
Nummern 3.1.2 und 3.2 bis 3.4 des Anhangs der
Verordnung (EU) Nr. 200/2010 in einer Untersu-
chungseinrichtung untersucht wird,


2. die Herden seines Hühnerzuchtbetriebes nach Maß-
gabe der Nummern 2 und 3 des Anhangs der Ver-
ordnung (EU) Nr. 200/2010


a) untersucht werden, wenn die Tiere der Herde vier
Wochen alt sind und


b) erneut untersucht werden 14 Tage bevor die Tiere
der Herde in die erste Legephase eintreten.


Sind im Falle des Satzes 1 Nummer 1 Buchstabe b
weniger als 25 Kükenbehältnisse vorhanden, so sind
Proben aus allen Behältnissen zu entnehmen.


(2) Der Besitzer eines Hühnerzuchtbetriebes hat fer-
ner sicherzustellen, dass während der Legephase Pro-
ben nach Maßgabe


1. des Buchstaben B Nummer 1 des Anhangs II der
Verordnung (EG) Nr. 2160/2003 genommen und un-
tersucht,


2. der Nummern 2.1.1 und 2.2.2.1 des Anhangs der
Verordnung (EU) Nr. 200/2010 im Haltungsbetrieb
genommen und


3. der Nummern 3.1.3, 3.1.4 und 3.2 bis 3.4 des An-
hangs der Verordnung (EU) Nr. 200/2010 untersucht


werden. Eine Probenahme und Untersuchung nach
Satz 1 ist nicht erforderlich, soweit eine amtliche Unter-
suchung nach § 10 durchgeführt wird.


(3) Der Besitzer eines Hühnerzuchtbetriebes hat


1. sicherzustellen, dass ihm die Untersuchungseinrich-
tung das Ergebnis einer Untersuchung nach den
Absätzen 1 und 2 unverzüglich in schriftlicher oder
elektronischer Form mitteilt,


2. der zuständigen Behörde oder einer von dieser be-
auftragten Stelle die Ergebnisse der Untersuchun-
gen nach Nummer 1 unter Angabe


a) des beprobten Betriebes einschließlich der Be-
triebs- und, soweit vorhanden, der Stallnummer,


b) der Betriebsgröße,


c) des Monats der Probenahme,


d) der Anzahl der befallenen und der nicht befalle-
nen Herden und


e) die jeweils isolierten Salmonellen der Kategorie 1
oder 2


bei positiven Befunden spätestens 14 Tage, bei ne-
gativen Befunden spätestens drei Monate nach Zu-
gang der Ergebnisse der jeweiligen Untersuchung
mitzuteilen,


3. die Protokolle über die Probenahme und die Ergeb-
nisse der Untersuchungen nach Nummer 1 drei Jahre
lang, gerechnet vom Datum des Zugangs der Mittei-
lung der Untersuchungsergebnisse, aufzubewahren.


(4) Der Besitzer eines Hühnerzuchtbetriebes hat der
zuständigen Behörde ferner die durchgeführten Imp-
fungen unter Angabe


1. des Impfdatums,


2. der Anzahl der geimpften Tiere und Herden und


3. der verwendeten Impfstoffe


spätestens 30 Tage nach Abschluss der Impfung mit-
zuteilen.


§ 9


Maßregeln vor amtlicher Feststellung


Ergeben die Untersuchungen nach § 8 Absatz 1 oder 2
Nummer 1 oder 3 den Verdacht auf eine Infektion mit
Salmonellen der Kategorie 1 oder 2, dürfen aus dem
betroffenen Betrieb oder, im Falle eines Betriebes mit
Betriebsabteilungen, aus der betroffenen Betriebsabtei-
lung Hühner und Eier nicht verbracht werden. Satz 1 gilt
nicht, soweit


1. Hühner oder Eier zu diagnostischen Zwecken,


2. Hühner mit Genehmigung der zuständigen Behörde


a) zur Schlachtung oder


b) zur Tötung und unschädlichen Beseitigung,


3. unbebrütete Eier


a) unter amtlicher Aufsicht zum Zwecke der Lage-
rung in eine Quarantäneeinrichtung,
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b) unmittelbar zur Verarbeitung in einen nach Arti-
kel 4 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 853/2004
des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 29. April 2004 mit spezifischen Hygienevor-
schriften für Lebensmittel tierischen Ursprungs
(ABl. L 139 vom 30.4.2004, S. 55, L 226 vom
25.6.2004, S. 22) in der jeweils geltenden Fassung
zugelassenen Verarbeitungsbetrieb für Eiprodukte,


c) als Eier der Klasse B nach Artikel 2 Absatz 4 der
Verordnung (EG) Nr. 589/2008 der Kommission
vom 23. Juni 2008 mit Durchführungsbestimmun-
gen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates
hinsichtlich der Vermarktungsnormen für Eier
(ABl. L 163 vom 24.6.2008, S. 6) oder


d) zur unschädlichen Beseitigung


verbracht werden.


§ 10


Amtliche Untersuchung


Im Falle der Mitteilung des Verdachtes auf eine Infek-
tion mit Salmonellen nach § 4 oder soweit sonstige hin-
reichende Anhaltspunkte einen Verdacht einer Infektion
mit Salmonellen der Kategorie 1 oder 2 begründen, führt
die zuständige Behörde eine Untersuchung der betrof-
fenen Herde nach Maßgabe der Nummer 2.2.2.2 Buch-
stabe a, der Nummern 3.1.3, 3.1.4, 3.2, 3.3 und 3.5 des
Anhangs der Verordnung (EU) Nr. 200/2010 durch.


§ 11


Maßregeln nach amtlicher Feststellung


(1) Ist in einem Hühnerzuchtbetrieb auf Grund einer
Untersuchung nach § 10 eine Infektion mit Salmonellen
der Kategorie 1 amtlich festgestellt worden, dürfen
Hühner und Eier aus dem betroffenen Betrieb oder, im
Falle eines Betriebes mit Betriebsabteilungen, aus der
betroffenen Betriebsabteilung nicht verbracht werden.
Satz 1 gilt nicht, soweit


1. Hühner


a) zu diagnostischen Zwecken oder


b) mit Genehmigung der zuständigen Behörde


aa) nach Maßgabe des Anhangs III Abschnitt II
Kapitel I Nummer 2 der Verordnung (EG)
Nr. 853/2004 des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 29. April 2004 mit
spezifischen Hygienevorschriften für Lebens-
mittel tierischen Ursprungs (ABl. L 139 vom
30.4.2004, S. 55) unmittelbar zur Schlachtung
oder


bb) zur Tötung und unschädlichen Beseitigung,


2. Eier zu diagnostischen Zwecken oder


3. unbebrütete Eier


a) unmittelbar zur Verarbeitung in einen nach Arti-
kel 4 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 853/2004
zugelassenen Verarbeitungsbetrieb für Eiprodukte
oder


b) als Material der Kategorie 2 nach Artikel 9 Buch-
stabe h der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 des
Europäischen Parlaments und des Rates vom
21. Oktober 2009 mit Hygienevorschriften für
nicht für den menschlichen Verzehr bestimmte
tierische Nebenprodukte und zur Aufhebung der


Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 (Verordnung über
tierische Nebenprodukte) zur Beseitigung und
Verwendung von Material der Kategorie 2 gemäß
Artikel 13 der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009,


4. Bruteier als Material der Kategorie 2 gemäß Arti-
kel 9 Buchstabe f Ziffer iii der Verordnung (EG)
Nr. 1069/2009 zur Beseitigung und Verwendung
von Material der Kategorie 2 gemäß Artikel 13 der
Verordnung (EG) Nr. 1069/2009


verbracht werden.


(2) Ist in einem Hühnerzuchtbetrieb auf Grund einer
Untersuchung nach § 10 eine Infektion mit Salmonellen
der Kategorie 2 amtlich festgestellt worden, hat der
Besitzer eines Zuchtbetriebes


1. die Hühner des betroffenen Betriebes oder, im Falle
eines Betriebes mit Betriebsabteilungen, der betrof-
fenen Betriebsabteilung unverzüglich


a) unter Beachtung des Artikels 2 der Verordnung
(EG) Nr. 1177/2006 der Kommission vom 1. Au-
gust 2006 zur Durchführung der Verordnung (EG)
Nr. 2160/2003 des Europäischen Parlaments und
des Rates hinsichtlich der Bestimmungen über
die Anwendung von spezifischen Bekämpfungs-
methoden im Rahmen der nationalen Programme
zur Bekämpfung von Salmonellen bei Geflügel
(ABl. L 212 vom 2.8.2006, S. 3) in der jeweils
geltenden Fassung zu behandeln oder behandeln
zu lassen,


b) unter Beachtung des Artikels 3 Absatz 1 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1177/2006 zu impfen oder imp-
fen zu lassen oder


c) zu töten oder töten zu lassen und unschädlich zu
beseitigen,


2. die Eier des betroffenen Betriebes, oder im Falle
eines Betriebes mit Betriebsabteilungen, der betrof-
fenen Betriebsabteilung unverzüglich


a) unmittelbar zur Verarbeitung in einen nach Arti-
kel 4 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 853/2004
zugelassenen Verarbeitungsbetrieb für Eiprodukte
zu verbringen,


b) als Eier der Klasse B nach Artikel 2 Absatz 4 der
Verordnung (EG) Nr. 589/2008 zu verbringen oder


c) unschädlich zu beseitigen.


Satz 1 Nummer 1 gilt nicht, soweit die Hühner unver-
züglich


1. zu diagnostischen Zwecken oder


2. unmittelbar zur Schlachtung nach Maßgabe des An-
hangs III Abschnitt II Kapitel I Nummer 2 der Verord-
nung (EG) Nr. 853/2004


verbracht werden.


§ 12


Aufhebung der Schutzmaßregeln


(1) Die Maßnahmen nach den §§ 9 und 11 sind nicht
mehr anzuwenden, soweit der Verdacht auf eine Infektion
mit Salmonellen der Kategorie 1 oder 2 beseitigt oder
die Infektion mit Salmonellen der Kategorie 1 oder 2
erloschen ist.
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(2) Die Infektion mit Salmonellen der Kategorie 1
oder 2 gilt als erloschen, soweit


1. alle Hühner und Eier aus dem betroffenen Betrieb
oder der betroffenen Betriebsabteilung entfernt wor-
den sind und


2. eine Reinigung und Desinfektion nach § 7 Absatz 1
Satz 1 sowie eine Bekämpfung von Schadnagern,
Schadinsekten und Parasiten nach § 7 Absatz 1
Satz 2 durchgeführt worden ist.


In den Fällen einer Infektion mit Salmonellen der Kate-
gorie 2 gilt die Infektion ferner als erloschen, soweit


1. alle Hühner


a) nach § 11 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe a
behandelt oder nach § 11 Absatz 2 Nummer 1
Buchstabe b geimpft,


b) in einen anderen Betrieb oder eine andere Be-
triebsabteilung umgestallt und


c) frühestens zwei Wochen nach der Umstallung
nach § 10 mit negativem Ergebnis auf Salmonel-
len der Kategorie 2 untersucht und


2. alle Eier aus dem betroffenen Betrieb oder der be-
troffenen Betriebsabteilung entfernt


worden sind.


(3) Der Verdacht auf eine Infektion mit Salmonellen
der Kategorie 1 oder 2 gilt als beseitigt, soweit eine
Untersuchung nach § 10 mit negativem Ergebnis auf
Salmonellen durchgeführt worden ist.


A b s c h n i t t 3


H ü h n e r a u f z u c h t b e t r i e b e


§ 13


Impfungen


(1) Der Besitzer eines Hühneraufzuchtbetriebes hat
die Küken und Junghennen seines Bestandes gegen
Salmonella Enteritidis mit einem für diesen Serotyp zu-
gelassenen Impfstoff zu impfen oder impfen zu lassen.
Die §§ 43 und 44 der Tierimpfstoff-Verordnung bleiben
unberührt. Über die durchgeführte Impfung und den
verwendeten Impfstoff hat der Besitzer unverzüglich
Aufzeichnungen zu führen. Diese Aufzeichnungen sind,
gerechnet vom Tag der Impfung, mindestens drei Jahre
aufzubewahren. Die zuständige Behörde kann Ausnah-
men von Satz 1


1. für Herden, die aus dem Inland verbracht werden,
oder


2. zu wissenschaftlichen Zwecken


genehmigen.


(2) Im Falle eines Verdachtes auf eine Infektion mit
Salmonella Typhimurium oder einer Infektion mit Sal-
monella Typhimurium in dem vorhergehenden Auf-
zuchtdurchgang hat der Besitzer des Hühneraufzucht-
betriebes, soweit die Tiere nicht bereits gegen Salmo-
nella Typhimurium geimpft worden sind, die Küken und
Junghennen des betroffenen Betriebes oder der be-
troffenen Betriebsabteilung gegen Salmonella Typhi-
murium zu impfen oder impfen zu lassen.


§ 14


Betriebseigene Kontrollen


(1) Zur Erfüllung seiner Probenahme- und Untersu-
chungspflicht nach Anhang II Buchstabe B Nummer 1
der Verordnung (EG) Nr. 2160/2003 hat der Besitzer
eines Hühneraufzuchtbetriebes sicherzustellen, dass


1. im Falle von Eintagsküken


a) Mekoniumproben von mindestens 300 Eintags-
küken aus mindestens drei verschiedenen Trans-
portbehältnissen einer Lieferung entnommen und
in einer Untersuchungseinrichtung zerkleinert wer-
den, aus der zerkleinerten Menge eine Probe
nach Maßgabe der Nummer 3.1.2 des Anhangs
der Verordnung (EU) Nr. 517/2011 hergestellt
wird und diese Probe nach Maßgabe der Num-
mern 3.2 bis 3.4 des Anhangs der Verordnung
(EU) Nr. 517/2011 in einer Untersuchungseinrich-
tung untersucht wird oder


b) jeweils 10 Gramm Kükeneinlegepapier mit Kot-
verschmutzungen aus 25 verschiedenen Küken-
behältnissen entnommen und in einem Laborato-
rium zerkleinert werden, aus der zerkleinerten
Menge eine Probe von 25 Gramm hergestellt
wird und diese Probe nach Maßgabe der Num-
mer 3.1.2 des Anhangs der Verordnung (EU)
Nr. 200/2010 in einer Untersuchungseinrichtung
untersucht wird,


2. die Herden seines Hühneraufzuchtbetriebes nach
Maßgabe der Nummern 2.2 und 3 des Anhangs der
Verordnung (EU) Nr. 517/2011 mindestens 14 Tage


a) bevor die Tiere der Herde in die erste Legephase
eintreten oder


b) vor dem Verbringen in einen Legehennenbetrieb


untersucht werden.


Sind im Falle des Satzes 1 Nummer 1 Buchstabe b
weniger als 25 Kükenbehältnisse vorhanden, so sind
Proben aus allen Behältnissen zu entnehmen. Eine Pro-
benahme und Untersuchung nach Satz 1 ist nicht erfor-
derlich, soweit eine amtliche Untersuchung nach § 16
durchgeführt wird.


(2) § 8 Absatz 3 und 4 gilt für die Untersuchungen
nach Absatz 1 entsprechend.


§ 15


Maßregeln vor amtlicher Feststellung


Ergeben die Untersuchungen nach § 14 Absatz 1
Satz 1 den Verdacht auf eine Infektion mit Salmonellen
der Kategorie 1, gilt § 9 entsprechend.


§ 16


Amtliche Untersuchung


Im Falle der Mitteilung des Verdachtes auf eine Infek-
tion mit Salmonellen der Kategorie 1 nach § 4 oder so-
weit sonstige hinreichende Anhaltspunkte einen Ver-
dacht auf eine Infektion mit Salmonellen der Kategorie 1
begründen, führt die zuständige Behörde eine Untersu-
chung der betroffenen Herde nach Maßgabe der Num-
mer 2.1 Satz 3 Buchstabe d und e, der Nummern 2.2,
3.1, 3.2, 3.3, 3.5 und 3.6 des Anhangs der Verordnung
(EU) Nr. 517/2011 durch.
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§ 17


Maßregeln nach amtlicher Feststellung


Ist in einem Hühneraufzuchtbetrieb auf Grund einer
Untersuchung nach § 16 eine Infektion mit Salmonellen
der Kategorie 1 amtlich festgestellt worden, gilt § 11
Absatz 1 entsprechend.


§ 18


Aufhebung der Schutzmaßregeln


(1) Die Maßnahmen nach § 15 oder § 17 sind nicht
mehr anzuwenden, soweit der Verdacht auf eine Infek-
tion mit Salmonellen der Kategorie 1 beseitigt oder die
Infektion mit Salmonellen der Kategorie 1 erloschen ist.


(2) Die Infektion mit Salmonellen der Kategorie 1 gilt
als erloschen, soweit


1. alle Hühner und Eier aus dem betroffenen Betrieb
oder der betroffenen Betriebsabteilung entfernt wor-
den sind und


2. eine Reinigung und Desinfektion nach § 7 Absatz 1
Satz 1 sowie eine Bekämpfung von Schadnagern,
Schadinsekten und Parasiten nach § 7 Absatz 1
Satz 2 durchgeführt worden ist.


(3) Der Verdacht auf eine Infektion mit Salmonellen
der Kategorie 1 gilt als beseitigt, soweit eine Untersu-
chung nach § 16 mit negativem Ergebnis auf Salmonel-
len durchgeführt worden ist.


A b s c h n i t t 4


L e g e h e n n e n b e t r i e b e


§ 19


Einstallen von Junghennen


Der Besitzer eines Legehennenbetriebes darf Jung-
hennen zum Zwecke der Konsumeierproduktion in sei-
nen Betrieb nur einstallen, soweit sie aus einer Herde
stammen, die


1. mit negativem Ergebnis auf Salmonellen der Katego-
rie 1 nach Maßgabe des § 14 Absatz 1 untersucht
worden ist und


2. nach Maßgabe des § 13 Absatz 1 und 2 geimpft
worden ist.


Satz 1 gilt auch für Betriebe, in denen weniger als
350 Legehennen erwerbsmäßig gehalten werden.


§ 20


Betriebseigene Kontrollen


(1) Zur Erfüllung seiner Probenahme- und Untersu-
chungspflicht nach Anhang II Buchstabe B Nummer 1
der Verordnung (EG) Nr. 2160/2003 hat der Besitzer
eines Legehennenbetriebes sicherzustellen, dass in
den Herden seines Betriebes während der Legephase
Proben nach Maßgabe der Nummern 2.1 und 2.2 des
Anhangs der Verordnung (EU) Nr. 517/2011 entnommen
und diese Proben nach Maßgabe der Nummern 3.1
bis 3.4 des Anhangs der Verordnung (EU) Nr. 517/2011
in einer Untersuchungseinrichtung untersucht werden.
Eine Probenahme und Untersuchung nach Satz 1 ist
nicht erforderlich, soweit eine amtliche Untersuchung
nach § 22 durchgeführt wird. Eine Probenahme und
Untersuchung nach Satz 1 bedarf es ferner nicht in Lege-
hennenbetrieben, die weniger als 1 000 Legehennen


halten, soweit dort Maßnahmen im Rahmen eines be-
triebseigenen Qualitätssicherungssystems zur Vermei-
dung der Ein- und Verschleppung von Salmonellen der
Kategorie 1 durchgeführt werden. Der Besitzer eines
Legehennenbetriebes hat über die nach Satz 1 durch-
geführten Maßnahmen Aufzeichnungen zu führen und
die Aufzeichnungen drei Jahre lang, gerechnet vom
Datum der jeweiligen Aufzeichnung, aufzubewahren.


(2) § 8 Absatz 3 gilt für die Untersuchungen nach
Absatz 1 entsprechend.


§ 21


Maßregeln vor amtlicher Feststellung


Ergeben die Untersuchungen nach § 20 Absatz 1
Satz 1 den Verdacht auf eine Infektion mit Salmonellen
der Kategorie 1, gilt § 9 entsprechend. Satz 1 ist auch auf
Betriebe anzuwenden, in denen weniger als 1 000 Lege-
hennen erwerbsmäßig gehalten werden.


§ 22


Amtliche Untersuchung


Die zuständige Behörde führt, vorbehaltlich des An-
hangs II Buchstabe D Nummer 4 der Verordnung (EG)
Nr. 2160/2003,


1. im Falle des Verdachtes auf eine Infektion mit
Salmonellen der Kategorie 1 nach § 4,


2. soweit sonstige hinreichende Anhaltspunkte den Ver-
dacht auf eine Infektion mit Salmonellen der Kate-
gorie 1 begründen, oder


3. soweit durch epidemiologische Untersuchungen die
Eier eines Legehennenbetriebes als Ursache einer
Salmonellose bei Menschen festgestellt worden sind,


eine Untersuchung der betroffenen Herde nach Maß-
gabe der Nummer 2.1 Satz 3 Buchstabe d und e, der
Nummern 2.2, 3.1, 3.2, 3.3, 3.5 und 3.6 des Anhangs
der Verordnung (EU) Nr. 517/2011 durch.


§ 23


Maßregeln nach amtlicher Feststellung


Ist in einem Legehennenbetrieb auf Grund einer Un-
tersuchung nach § 22 eine Infektion mit Salmonellen
der Kategorie 1 amtlich festgestellt worden, dürfen


1. Hühner aus dem Betrieb oder der betroffenen Be-
triebsabteilung nur verbracht werden


a) zu diagnostischen Zwecken,


b) unmittelbar zur Schlachtung nach Maßgabe des
Anhangs III Abschnitt II Kapitel I Nummer 2 der
Verordnung (EG) Nr. 853/2004 oder


c) zur Tötung und unschädlichen Beseitigung,


2. Eier aus dem Betrieb oder der betroffenen Betriebs-
abteilung nur


a) unmittelbar zur Verarbeitung in einen nach Arti-
kel 4 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 853/2004
zugelassenen Verarbeitungsbetrieb für Eiprodukte,


b) als Eier der Klasse B nach Artikel 2 Absatz 4 der
Verordnung (EG) Nr. 589/2008 oder


c) zur unschädlichen Beseitigung


verbracht werden.


Satz 1 gilt im Falle einer Untersuchung, die nach Maß-
gabe der Nummer 2.1 Satz 4 des Anhangs der Verord-
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nung (EU) Nr. 517/2011 durchgeführt wird, entspre-
chend.


§ 24


Aufhebung der Schutzmaßregeln


(1) Die Maßnahmen nach § 21 oder § 23 sind nicht
mehr anzuwenden, soweit der Verdacht auf eine Infek-
tion mit Salmonellen der Kategorie 1 beseitigt oder die
Infektion mit Salmonellen der Kategorie 1 erloschen ist.


(2) Die Infektion mit Salmonellen der Kategorie 1 gilt
als erloschen, soweit


1. alle Hühner und Eier aus dem betroffenen Betrieb
oder der betroffenen Betriebsabteilung entfernt wor-
den sind und


2. eine Reinigung und Desinfektion nach § 7 Absatz 1
Satz 1 sowie eine Bekämpfung von Schadnagern,
Schadinsekten und Parasiten nach § 7 Absatz 1
Satz 2 durchgeführt worden ist.


(3) Der Verdacht auf eine Infektion mit Salmonellen
der Kategorie 1 gilt als beseitigt, soweit eine Unter-
suchung nach § 22 mit negativem Ergebnis auf Salmo-
nellen durchgeführt worden ist.


A b s c h n i t t 5


H ä h n c h e nm a s t b e t r i e b e


§ 25


Betriebseigene Kontrollen


(1) Zur Erfüllung seiner Probenahme- und Untersu-
chungspflicht nach Anhang II Buchstabe B Nummer 1
der Verordnung (EG) Nr. 2160/2003 hat der Besitzer
eines Hähnchenmastbetriebes sicherzustellen, dass in
den Herden seines Betriebes Proben nach Maßgabe
der Nummer 2 des Anhangs der Verordnung (EU)
Nr. 200/2012 entnommen und transportiert sowie nach
Maßgabe der Nummern 3.1 bis 3.4 des Anhangs
der Verordnung (EU) Nr. 200/2012 behandelt und in
einer Untersuchungseinrichtung untersucht werden.
Eine Probenahme und Untersuchung nach Satz 1 ist
nicht erforderlich, soweit eine amtliche Untersuchung
nach § 27 durchgeführt wird. Der Besitzer eines Hähn-
chenmastbetriebes hat über die nach Satz 1 durchge-
führten Maßnahmen Aufzeichnungen zu führen und die
Aufzeichnungen drei Jahre lang, gerechnet vom Datum
der jeweiligen Aufzeichnung, aufzubewahren.


(2) § 8 Absatz 3 gilt für Untersuchungen nach Ab-
satz 1 entsprechend.


§ 26


Maßregeln vor amtlicher Feststellung


Ergeben die Untersuchungen nach § 25 Absatz 1
Satz 1 den Verdacht auf eine Infektion mit Salmonellen
der Kategorie 1, gilt § 9 Satz 1 und 2 Nummer 1 und 2
entsprechend.


§ 27


Amtliche Untersuchung


Im Falle der Mitteilung des Verdachtes auf eine Infek-
tion mit Salmonellen der Kategorie 1 nach § 4 oder so-
weit sonstige hinreichende Anhaltspunkte den Verdacht
auf eine Infektion mit Salmonellen der Kategorie 1 be-
gründen, führt die zuständige Behörde eine Untersu-


chung der betroffenen Herde nach Maßgabe der Num-
mern 2, 3.1, 3.2, 3.3 und 3.5 des Anhangs der Verord-
nung (EU) Nr. 200/2012 durch.


§ 28


Maßregeln nach amtlicher Feststellung


Ist in einem Hähnchenmastbetrieb auf Grund einer
Untersuchung nach § 27 eine Infektion mit Salmonellen
der Kategorie 1 amtlich festgestellt worden, gilt § 11
Absatz 1 entsprechend.


§ 29


Aufhebung der Schutzmaßregeln


(1) Die Maßnahmen nach § 26 und § 28 sind nicht
mehr anzuwenden, soweit der Verdacht auf eine Infek-
tion mit Salmonellen der Kategorie 1 beseitigt oder die
Infektion mit Salmonellen der Kategorie 1 erloschen ist.


(2) Die Infektion mit Salmonellen der Kategorie 1 gilt
als erloschen, soweit


1. alle Hühner aus dem betroffenen Betrieb oder der
betroffenen Betriebsabteilung entfernt worden sind
und


2. eine Reinigung und Desinfektion nach § 7 Absatz 1
Satz 1 sowie eine Bekämpfung von Schadnagern,
Schadinsekten und Parasiten nach § 7 Absatz 1
Satz 2 durchgeführt worden ist.


(3) Der Verdacht auf eine Infektion mit Salmonellen
der Kategorie 1 gilt als beseitigt, soweit eine Unter-
suchung nach § 27 mit negativem Ergebnis auf Salmo-
nellen durchgeführt worden ist.


A b s c h n i t t 6


H ü h n e r b r ü t e r e i e n


§ 30


Betriebseigene Kontrollen


(1) Der Besitzer einer Hühnerbrüterei hat sicherzu-
stellen, dass aus jeder Charge Bruteier einer Zucht-
herde mindestens eine Probe je Brüter aus sichtbar
verschmutzten Schlupfbrüter-Hordenauskleidungen als
Zufallsstichprobe aus fünf verschiedenen Schlupf-
brüterhorden genommen wird und dabei gewährleistet
ist, dass eine Gesamtfläche von mindestens einem
Quadratmeter der Schlupfbrüter-Hordenauskleidung
beprobt wird. Die Probe ist nach Maßgabe der Num-
mern 3.1.1, 3.1.2, 3.2, 3.3 und 3.4 des Anhangs der
Verordnung (EU) Nr. 200/2010 in einer Untersuchungs-
einrichtung auf Salmonellen der Kategorie 1 und 2 zu
untersuchen. Für den Fall, dass keine Schlupfbrüter-
Hordenauskleidung für die Untersuchung zur Verfügung
steht, sind Proben von 25 Gramm herzustellen, für die


1. aus 25 verschiedenen Schlupfbrüterhorden jeweils
10 Gramm zerbrochene Eierschalen entnommen,
zerdrückt und gemischt oder


2. repräsentative Mekoniumproben von den Eintags-
küken entnommen


werden. Diese Proben sind nach den Nummern 2.1.1,
3.1.1, 3.1.4, 3.2, 3.3 und 3.4 des Anhangs der Verord-
nung (EU) Nr. 200/2010 in einer Untersuchungseinrich-
tung zu untersuchen.
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(2) Für den Fall, dass der Besitzer einer Hühner-
brüterei Bruteier ausschließlich aus seinem Hühner-
zuchtbetrieb bezieht oder die erbrüteten Küken aus-
schließlich in seinem Hühneraufzuchtbetrieb hält, kann
von den Untersuchungen nach Absatz 1 abgesehen
werden, soweit dort jeweils Maßnahmen im Rahmen
eines betriebseigenen Qualitätssicherungssystems zur
Vermeidung der Ein- und Verschleppung von Salmonel-
len der Kategorien 1 und 2 durchgeführt werden. Der
Besitzer einer Hühnerbrüterei hat über die nach Satz 1
durchgeführten Maßnahmen Aufzeichnungen zu führen
und die Aufzeichnungen drei Jahre lang, gerechnet vom
Datum der jeweiligen Aufzeichnung, aufzubewahren.
Die Sätze 1 und 2 gelten für einen Hühnerzuchtbetrieb
oder einen Hühneraufzuchtbetrieb eines anderen Be-
sitzers entsprechend, soweit in einem betriebsüber-
greifenden Qualitätssicherungssystem der Hühnerbrü-
terei und des Hühnerzuchtbetriebes oder der Hühner-
brüterei und des Hühneraufzuchtbetriebes in der Hüh-
nerbrüterei zusätzlich eine Untersuchung auf Salmonel-
len der Kategorien 1 und 2 nach dem Stand der Wis-
senschaft und Technik durchgeführt wird.


(3) § 8 Absatz 3 Nummer 1 und 3 gilt für die Unter-
suchungen nach Absatz 1 entsprechend.


§ 31


Maßregeln vor amtlicher Feststellung


Ergeben die Untersuchungen nach § 30 Absatz 1
den Verdacht auf eine Infektion mit Salmonellen der Ka-
tegorie 1, so dürfen aus der betroffenen Hühnerbrüterei
oder, im Falle einer Hühnerbrüterei mit jeweils lüftungs-
technisch getrennten Brütern, aus dem betroffenen
Brüter


1. Eintagsküken nur zur Tötung und unschädlichen
Beseitigung oder zu diagnostischen Zwecken und


2. Eier nur zur unschädlichen Beseitigung oder zu
diagnostischen Zwecken


verbracht werden. Abweichend von Satz 1 dürfen un-
bebrütete Eier


1. unter amtlicher Aufsicht zum Zwecke der Lagerung
in eine Quarantäneeinrichtung oder


2. unmittelbar zur Verarbeitung in einen nach Artikel 4
Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 zugelas-
senen Verarbeitungsbetrieb für Eiprodukte


verbracht werden. Die Sätze 1 und 2 gelten im Falle des
Verdachtes auf eine Infektion mit Salmonellen der Ka-
tegorie 2 in einem Hühnerzuchtbetrieb oder in einem
Hühneraufzuchtbetrieb mit der Maßgabe entsprechend,
dass zusätzlich Eintagsküken in einen Hühnerzuchtbe-
trieb verbracht werden dürfen, soweit sichergestellt ist,
dass die Küken in diesem Betrieb nach § 11 Absatz 2
Nummer 1 Buchstabe a behandelt oder nach § 11 Ab-
satz 2 Nummer 1 Buchstabe b geimpft werden.


§ 32


Amtliche Untersuchung


Im Falle der Mitteilung des Verdachtes auf eine Infek-
tion mit Salmonellen der Kategorie 1 oder 2 nach § 4
oder, soweit epidemiologische Untersuchungen in einem
Hühneraufzuchtbetrieb oder einem Hühnerzuchtbetrieb
den Verdacht auf eine Infektion mit Salmonellen der Ka-
tegorie 1 oder 2 oder eine Infektion mit Salmonellen der
Kategorie 1 oder 2 begründen, führt die zuständige Be-


hörde eine Untersuchung der betroffenen Hühnerbrüterei
oder, bei lüftungstechnisch getrennten Brütern, des be-
troffenen Brüters nach Maßgabe der Nummer 2.2.2.2
Buchstabe b oder c, der Nummern 3.1, 3.2, 3.3, 3.4
und 3.5 des Anhangs der Verordnung (EU) Nr. 200/2010
durch.


§ 33


Maßregeln nach amtlicher Feststellung


Ist in einer Hühnerbrüterei auf Grund einer Untersu-
chung nach § 32 eine Infektion mit Salmonellen der Ka-
tegorie 1 oder 2 amtlich festgestellt worden, gilt § 31
entsprechend.


§ 34


Aufhebung der Schutzmaßregeln


(1) Die Maßnahmen nach § 31 oder § 33 sind nicht
mehr anzuwenden, soweit der Verdacht auf eine In-
fektion mit Salmonellen der Kategorie 1 oder 2 beseitigt
oder die Infektion mit Salmonellen der Kategorie 1
oder 2 erloschen ist.


(2) Der Verdacht auf eine Infektion mit Salmonellen
der Kategorie 1 oder 2 gilt als beseitigt oder die Infek-
tion mit Salmonellen der Kategorie 1 oder 2 gilt als er-
loschen, soweit


1. alle Eintagsküken und Eier aus der betroffenen Brü-
terei oder dem betroffenen Brüter entfernt worden
sind und


2. eine Reinigung und Desinfektion nach § 7 Absatz 1
Satz 1 sowie eine Bekämpfung von Schadnagern,
Schadinsekten und Parasiten nach § 7 Absatz 1
Satz 2 durchgeführt worden ist.


In den Fällen einer Infektion mit Salmonellen der Kate-
gorie 2 gilt die Infektion ferner als erloschen, soweit


1. alle Eintagsküken


a) in einen anderen Betrieb oder eine andere Be-
triebsabteilung umgestallt und dort nach § 11 Ab-
satz 2 Nummer 1 Buchstabe a behandelt oder
nach § 11 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe b
geimpft und


b) frühestens zwei Wochen nach der Umstallung mit
negativem Ergebnis auf Salmonellen der Katego-
rie 2 nach § 10 untersucht und


2. alle Eier aus der betroffenen Brüterei oder dem be-
troffenen Brüter entfernt


worden sind.


A b s c h n i t t 6 a


P u t e n b e t r i e b e


§ 34a


Betriebseigene Kontrollen


(1) Zur Erfüllung seiner Probenahme- und Untersu-
chungspflicht nach Anhang II Buchstabe B Nummer 1
der Verordnung (EG) Nr. 2160/2003 hat der Besitzer eines


1. Putenzuchtbetriebes sicherzustellen, dass in den
Herden seines Betriebes Proben nach Maßgabe der
Nummer 2.1 Buchstabe a Ziffer i bis iii und der
Nummern 2.2.1, 2.2.2 und 2.2.4 des Anhangs der
Verordnung (EU) Nr. 1190/2012 in Verbindung mit
Nummer 2.2 des Anhangs der Verordnung (EU)
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Nr. 200/2010 entnommen und transportiert sowie
nach Maßgabe der Nummern 3.1 bis 3.4 des An-
hangs der Verordnung (EU) Nr. 1190/2012 behandelt
und in einer Untersuchungseinrichtung untersucht
werden,


2. Putenmastbetriebes sicherzustellen, dass in den
Herden seines Betriebes Proben nach Maßgabe der
Nummer 2.1 Buchstabe a Ziffer i und der Num-
mern 2.2.1, 2.2.2 und 2.2.4 des Anhangs der Verord-
nung (EU) Nr. 1190/2012 entnommen und transpor-
tiert sowie nach Maßgabe der Nummern 3.1 bis 3.4
des Anhangs der Verordnung (EU) Nr. 1190/2012
behandelt und in einer Untersuchungseinrichtung
untersucht werden.


Eine Probenahme und Untersuchung nach Satz 1 ist
nicht erforderlich, soweit eine amtliche Untersuchung
nach § 34c durchgeführt wird. Der Besitzer eines Puten-
zuchtbetriebes oder eines Putenmastbetriebes hat über
die nach Satz 1 durchgeführten Maßnahmen Aufzeich-
nungen zu führen und die Aufzeichnungen drei Jahre
lang, gerechnet vom Datum der jeweiligen Aufzeich-
nung, aufzubewahren.


(2) Der Besitzer einer Putenbrüterei hat sicherzustel-
len, dass aus jeder Charge Bruteier einer Putenzucht-
herde mindestens eine Probe je Brüter nach Maßgabe
der Nummern 2.2.1, 2.2.2 und 2.2.4 des Anhangs der
Verordnung (EU) Nr. 1190/2012 in Verbindung mit Num-
mer 2.2.1 des Anhangs der Verordnung (EU) Nr. 200/2010
entnommen und transportiert sowie nach Maßgabe der
Nummern 3.1 bis 3.4 des Anhangs der Verordnung (EU)
Nr. 1190/2012 in Verbindung mit den Nummern 2.2.2,
3.1.2 und 3.1.4 des Anhangs der Verordnung (EU)
Nr. 200/2010 behandelt und in einer Untersuchungs-
einrichtung untersucht wird. Von den Untersuchungen
nach Satz 1 kann abgesehen werden, wenn der Besit-
zer einer Putenbrüterei Bruteier ausschließlich aus sei-
nem Putenzuchtbetrieb bezieht oder die erbrüteten
Putenküken ausschließlich in seinem Putenzuchtbetrieb
hält und dort Maßnahmen im Rahmen eines betriebs-
eigenen Qualitätssicherungssystems zur Vermeidung
der Ein- und Verschleppung von Salmonellen der Kate-
gorie 1 durchgeführt werden. Der Besitzer einer Puten-
brüterei hat über die nach Satz 1 durchgeführten Maß-
nahmen Aufzeichnungen zu führen und die Aufzeich-
nungen drei Jahre lang, gerechnet vom Datum der
jeweiligen Aufzeichnung, aufzubewahren. Die Sätze 2
und 3 gelten für einen Putenzuchtbetrieb eines anderen
Besitzers entsprechend, soweit in einem betriebsüber-
greifenden Qualitätssicherungssystem der Putenbrüte-
rei und des Putenzuchtbetriebes in der Putenbrüterei
zusätzlich eine Untersuchung auf Salmonellen der Ka-
tegorie 1 nach dem Stand von Wissenschaft und Tech-
nik durchgeführt wird.


(3) § 8 Absatz 3 Nummer 1 und 3 gilt für Unter-
suchungen nach Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1
entsprechend.


§ 34b


Maßregeln vor amtlicher Feststellung


Ergeben die Untersuchungen nach § 34a Absatz 1
Satz 1 oder Absatz 2 Satz 1 den Verdacht auf eine In-
fektion mit Salmonellen der Kategorie 1, dürfen aus
dem betroffenen Betrieb, im Falle eines Betriebes mit
Betriebsabteilungen aus der betroffenen Betriebsabtei-


lung, aus der betroffenen Putenbrüterei oder, im Falle
einer Putenbrüterei mit lüftungstechnisch getrennten
Brütern, aus dem betroffenen Brüter


1. Putenküken


a) zur Tötung und unschädlichen Beseitigung oder


b) zu diagnostischen Zwecken,


2. Eier


a) als Material der Kategorie 2 gemäß Artikel 9
Buchstabe h der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009
zur Beseitigung und Verwendung von Material der
Kategorie 2 gemäß Artikel 13 der Verordnung (EG)
Nr. 1069/2009 oder


b) zu diagnostischen Zwecken


verbracht werden. Abweichend von Satz 1 Nummer 2
dürfen unbebrütete Eier


1. unter amtlicher Aufsicht zum Zwecke der Lagerung
in eine Quarantäneeinrichtung,


2. unmittelbar zur Verarbeitung in einen nach Artikel 4
Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 zugelas-
senen Verarbeitungsbetrieb für Eiprodukte


verbracht werden.


§ 34c


Amtliche Untersuchung


Im Falle der Mitteilung eines Verdachtes auf eine In-
fektion mit Salmonellen der Kategorie 1 nach § 4 oder
soweit sonstige hinreichende Anhaltspunkte den Ver-
dacht auf eine Infektion mit Salmonellen der Kategorie 1
begründen, führt die zuständige Behörde eine Unter-
suchung der betroffenen Putenherde oder Putenbrüte-
rei, bei lüftungstechnisch getrennten Brütern, des be-
troffenen Brüters, nach Maßgabe der Nummer 2.1 Buch-
stabe b und der Nummern 2.2, 3.1 bis 3.3 und 3.5 des
Anhangs der Verordnung (EU) Nr. 1190/2012 durch.


§ 34d


Maßregeln nach amtlicher Feststellung


Ist in einem Putenzuchtbetrieb, einem Putenmast-
betrieb oder einer Putenbrüterei auf Grund einer Unter-
suchung nach § 34c eine Infektion mit Salmonellen der
Kategorie 1 amtlich festgestellt worden, dürfen Puten
und Eier aus dem betroffenen Betrieb, im Falle eines
Betriebes mit Betriebsabteilungen aus der betroffenen
Betriebsabteilung, aus der betroffenen Putenbrüterei,
oder, im Falle von lüftungstechnisch getrennten Brütern,
aus dem betroffenen Brüter, nicht verbracht werden.
Satz 1 gilt nicht, soweit


1. Puten


a) zu diagnostischen Zwecken oder


b) mit Genehmigung der zuständigen Behörde


aa) nach Maßgabe des Anhangs III Abschnitt II
Kapitel I Nummer 2 der Verordnung (EG)
Nr. 853/2004 unmittelbar zur Schlachtung oder


bb) zur Tötung und unschädlichen Beseitigung,


2. Eier zu diagnostischen Zwecken,


3. unbebrütete Eier


a) unmittelbar zur Verarbeitung in einen nach Arti-
kel 4 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 853/2004
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zugelassenen Verarbeitungsbetrieb für Eiprodukte
oder


b) als Material der Kategorie 2 gemäß Artikel 9
Buchstabe h der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009
zur Beseitigung und Verwendung von Material der
Kategorie 2 gemäß Artikel 13 der Verordnung (EG)
Nr. 1069/2009 oder


4. Bruteier als Material der Kategorie 2 gemäß Arti-
kel 9 Buchstabe f Ziffer iii der Verordnung (EG)
Nr. 1069/2009 zur Beseitigung und Verwendung von
Material der Kategorie 2 gemäß Artikel 13 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1069/2009


verbracht werden.


§ 34e


Aufhebung der Schutzmaßregeln


(1) Die Maßnahmen nach den §§ 34b und 34d sind
nicht mehr anzuwenden, soweit der Verdacht auf eine
Infektion mit Salmonellen der Kategorie 1 beseitigt oder
die Infektion mit Salmonellen der Kategorie 1 erloschen
ist.


(2) Die Infektion mit Salmonellen der Kategorie 1 gilt
als erloschen, soweit


1. alle Puten und Eier aus dem betroffenen Betrieb
oder der betroffenen Betriebsabteilung, aus der be-
troffenen Putenbrüterei oder dem betroffenen Brüter
entfernt worden sind und


2. eine Reinigung und Desinfektion nach § 7 Absatz 1
Satz 1 sowie eine Bekämpfung von Schadnagern,
Schadinsekten und Parasiten nach § 7 Absatz 1
Satz 2 durchgeführt worden ist.


(3) Der Verdacht auf eine Infektion mit Salmonellen
der Kategorie 1 gilt als beseitigt, soweit eine Untersu-
chung nach § 34c mit negativem Ergebnis auf Salmo-
nellen durchgeführt worden ist.


A b s c h n i t t 7


We i t e r g e h e n d e M a ß n a hm e n


§ 35


Schutzmaßregeln
bei Salmonella Gallinarum Pullorum


(1) Die zuständige Behörde kann Maßregeln nach
den §§ 8 bis 12 für einen Geflügel haltenden Betrieb
anordnen, wenn ein Verdacht auf eine Infektion mit
Salmonella Gallinarum Pullorum besteht oder eine In-
fektion mit Salmonella Gallinarum Pullorum festgestellt
worden ist.


(2) Impfungen gegen Salmonella Gallinarum Pullorum
sind verboten. Die zuständige Behörde kann im Einzel-
fall Ausnahmen von Satz 1 zulassen, soweit Belange
der Tierseuchenbekämpfung nicht entgegenstehen.


§ 36


Mitteilungen der Länder


Die zuständige Behörde übermittelt dem Bundes-
ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz zur Weitergabe an die Europäische Kom-
mission jährlich bis zum 15. Februar des folgenden
Jahres die nach der jeweiligen Nummer 4 des Anhangs


1. der Verordnung (EU) Nr. 200/2010,


2. der Verordnung (EU) Nr. 517/2011,


3. der Verordnung (EU) Nr. 200/2012,


4. der Verordnung (EU) Nr. 1190/2012


erforderlichen Angaben.


A b s c h n i t t 8


O r d n u n g sw i d r i g k e i t e n ,
S c h l u s s v o r s c h r i f t e n


§ 37


Ordnungswidrigkeiten


(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 76 Absatz 2
Nummer 1 Buchstabe b des Tierseuchengesetzes han-
delt, wer vorsätzlich oder fahrlässig einer vollziehbaren
Anordnung nach § 3 Satz 1 oder § 35 Absatz 1 zuwider-
handelt.


(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 76 Absatz 2
Nummer 2 des Tierseuchengesetzes handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig


1. entgegen § 2 Absatz 2 Satz 2, § 7 Absatz 1 Satz 4,
auch in Verbindung mit Absatz 8 Nummer 1, § 8
Absatz 3 Nummer 3, auch in Verbindung mit § 14
Absatz 2 oder § 30 Absatz 3, entgegen § 13 Ab-
satz 1 Satz 4, § 20 Absatz 1 Satz 4, § 25 Absatz 1
Satz 3, § 34a Absatz 1 Satz 3 oder Absatz 2 Satz 3
das Ergebnis einer Untersuchung, ein Protokoll oder
eine Aufzeichnung nicht, nicht vollständig oder
nicht für die vorgeschriebene Dauer aufbewahrt,


2. entgegen § 4 oder § 8 Absatz 3 Nummer 2, auch in
Verbindung mit § 14 Absatz 2, § 20 Absatz 2 oder
§ 25 Absatz 2, eine Mitteilung nicht, nicht richtig,
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig macht,


3. entgegen § 7 Absatz 2 Satz 1, auch in Verbindung
mit Absatz 8 Nummer 1, Futtermittel oder Einstreu
nicht oder nicht rechtzeitig verbrennt, nicht oder
nicht rechtzeitig verbrennen lässt und nicht oder
nicht in der vorgeschriebenen Weise lagert,


4. entgegen § 7 Absatz 5, auch in Verbindung mit Ab-
satz 8 Nummer 2, dort genanntes Material nicht
oder nicht rechtzeitig verbrennt, nicht oder nicht
rechtzeitig verbrennen lässt und nicht, nicht richtig
oder nicht rechtzeitig beseitigt,


5. entgegen § 8 Absatz 1 Satz 1, auch in Verbindung
mit Satz 2, entgegen § 8 Absatz 2 Satz 1, § 14 Ab-
satz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 2, ent-
gegen § 20 Absatz 1 Satz 1, § 25 Absatz 1 Satz 1,
§ 30 Absatz 1 Satz 1 oder § 34a Absatz 1 Satz 1
oder Absatz 2 Satz 1 nicht sicherstellt, dass eine
dort genannte Probe oder das dort genannte Kü-
keneinlegepapier in der vorgeschriebenen Weise
entnommen, zerkleinert, hergestellt, transportiert,
behandelt oder untersucht wird,


6. entgegen § 8 Absatz 3 Nummer 1, auch in Verbin-
dung mit § 14 Absatz 2, § 20 Absatz 2, § 25 Ab-
satz 2, § 30 Absatz 3 oder § 34a Absatz 3, nicht
sicherstellt, dass ihm die Untersuchungseinrich-
tung das Ergebnis einer dort genannten Unter-
suchung rechtzeitig mitteilt,
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7. entgegen


a) § 9 Satz 1,


aa) auch in Verbindung mit § 15 oder § 26,


bb) auch in Verbindung mit § 21 Satz 1, dieser
auch in Verbindung mit § 21 Satz 2, oder


b) § 23 Satz 1, auch in Verbindung mit § 23 Satz 2,


Hühner oder Eier verbringt,


8. entgegen § 11 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Hühner
nicht oder nicht rechtzeitig behandelt oder nicht
oder nicht rechtzeitig behandeln lässt, nicht oder
nicht rechtzeitig impft oder nicht oder nicht recht-
zeitig impfen lässt, nicht oder nicht rechtzeitig tötet
oder nicht oder nicht rechtzeitig töten lässt oder
nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig beseitigt,


9. entgegen § 11 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 Buch-
stabe a oder Buchstabe b Eier nicht oder nicht
rechtzeitig verbringt,


10. entgegen § 13 Absatz 2 ein Küken oder eine Jung-
henne nicht oder nicht rechtzeitig impft und nicht
oder nicht rechtzeitig impfen lässt,


11. entgegen § 19 Satz 1 eine Junghenne einstallt,


12. entgegen § 31 Satz 1, auch in Verbindung mit § 33,
Eintagsküken oder Eier verbringt oder


13. entgegen § 35 Absatz 2 Satz 1 gegen Salmonella
Gallinarum Pullorum impft.


(3) Ordnungswidrig im Sinne des § 76 Absatz 2
Nummer 6 des Tierseuchengesetzes handelt, wer gegen
die Verordnung (EG) Nr. 2160/2003 des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 17. November 2003
zur Bekämpfung von Salmonellen und bestimmten
anderen durch Lebensmittel übertragbaren Zoonose-
erregern (ABl. L 325 vom 12.12.2003, S. 1), die zuletzt
durch die Verordnung (EU) Nr. 1086/2011 geändert wor-
den ist, verstößt, indem er vorsätzlich oder fahrlässig


1. als Besitzer eines Hühnerzuchtbetriebes oder eines
Hühneraufzuchtbetriebes entgegen Anhang II Buch-
stabe C Nummer 3 Satz 1 nicht bebrütete Eier nicht
oder nicht unverzüglich nach Vorliegen einer Pro-
benanalyse, mit der Salmonella Enteritidis oder Sal-
monella Typhimurium, jeweils ausgenommen Impf-
stämme, festgestellt wird, vernichtet oder


2. als Besitzer eines Hühnerzuchtbetriebes oder eines
Hühneraufzuchtbetriebes entgegen Anhang II Buch-
stabe C Nummer 4 Satz 1 einen Vogel der Herde
nicht oder nicht unverzüglich nach Vorliegen einer
Probenanalyse, mit der Salmonella Enteritidis oder
Salmonella Typhimurium, jeweils ausgenommen
Impfstämme, festgestellt wird, schlachtet und nicht
oder nicht unverzüglich nach Vorliegen einer solchen
Probenanalyse vernichtet.


§ 38


(weggefallen)
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Anlage
(zu § 2 Absatz 1)


Anforderungen an gewerbsmäßige Geflügelhaltungen


Abschnitt 1


Anforderungen an den Betrieb


1. Geflügelhaltungen in nicht in Betriebsabteilungen unterteilten Stallgebäuden, in Ausläufen oder in Betriebsabtei-
lungen sind im Rein-Raus-Verfahren mit Geflügel zu besetzen. Der Besitzer eines Hühneraufzuchtbetriebes oder
eines Legehennenbetriebes kann von den Maßgaben nach Satz 1 abweichen, soweit durch ein betriebseigenes
System zur Qualitätssicherung sichergestellt ist, dass über die Maßgaben der §§ 13 und 19 Satz 1 Nummer 2
hinaus ein Impfprogramm mit jeweils einem gegen Salmonella Enteritidis und Salmonella Typhimurium gerich-
teten Impfstoff nach dem Stand der Wissenschaft und Technik durchgeführt wird und Maßnahmen zur Ver-
meidung einer Infektion mit Salmonellen in dem Aufzuchtbetrieb oder dem Legehennenbetrieb ergriffen werden,
insbesondere die regelmäßige Entfernung der verendeten Tiere aus den Haltungseinrichtungen, die Lagerung
der Futtermittel in geschlossenen Räumen sowie die regelmäßige Reinigung und Desinfektion der Räume und
Behältnisse, in denen die Futtermittel aufbewahrt werden. In das System zur Qualitätssicherung ist ein Tierarzt
einzubeziehen. Der Besitzer hat über die nach Satz 2 ergriffenen Maßnahmen Aufzeichnungen zu führen und
diese Aufzeichnungen drei Jahre lang, gerechnet vom Tag der jeweiligen Aufzeichnung, aufzubewahren.


2. Nach jeder Ausstallung sind vor der erneuten Einstallung der Stall, die Haltungseinrichtungen und die Geräte zu
reinigen und zu desinfizieren. Bei Verdacht auf Befall mit der Roten Vogelmilbe oder bei nachgewiesenem Befall
ist eine Bekämpfung der Roten Vogelmilbe durchzuführen, soweit ein zugelassenes Schädlingsbekämpfungs-
mittel zur Behandlung des Stalles zur Verfügung steht. Ferner ist eine Bekämpfung von Schadnagern, Schad-
insekten und Parasiten durchzuführen.


3. Nach dem Entfernen des Geflügels aus einem Stallbereich, einem Stallgebäude oder einer Betriebsabteilung
darf die jeweilige Geflügelhaltung frühestens drei Tage nach der Beendigung der Reinigung und Desinfektion
wiederbesetzt werden, es sei denn, ein System zur Qualitätssicherung nach Nummer 1 vermindert das Risiko
einer Infektion mit Salmonellen.


4. Ausläufe müssen mindestens einmal im Jahr gekalkt werden und anschließend mindestens zwei Wochen unbe-
setzt bleiben.


5. Einstreu und Gerätschaften, die zur Verwendung in Geflügelhaltungen bestimmt sind, müssen so gelagert wer-
den, dass eine Kontamination mit Salmonellen nach dem Stand der Technik vermieden wird. Für Futter für
Geflügel gilt Satz 1 entsprechend.


6. Personen, die ein nicht in Betriebsabteilungen unterteiltes Stallgebäude oder eine Betriebsabteilung betreten,
müssen vor dem Betreten der jeweiligen Einrichtung die Schuhe in der dafür vorgesehenen Hygieneschleuse
reinigen und desinfizieren und die Hände gründlich waschen. Gerätschaften, die in ein nicht in Betriebsabtei-
lungen unterteiltes Stallgebäude oder eine Betriebsabteilung verbracht werden sollen, sind zuvor in der dafür
vorgesehenen Hygieneschleuse zu reinigen.


7. Transportbehältnisse zum Ausstallen von lebendem Geflügel müssen vor dem Verbringen in den Stallbereich
nach dem Stand der Technik gereinigt und desinfiziert werden.


8. Der Besitzer der Geflügelhaltung hat sicherzustellen, dass Wasser zur Tränkung des Geflügels ausschließlich in
einer Qualität angeboten wird, die eine Infektion der Herde mit Salmonellen nicht befürchten lässt.


Abschnitt 2


Bauliche Anforderungen


1. Die Stallgebäude und Auslaufeinrichtungen zur Haltung des Geflügels sowie deren Nebenräume, die der Ver-
sorgung, Lagerung oder Entsorgung von Geflügel oder von Geflügel stammenden Produkten dienen, müssen
sich in einem baulichen Zustand befinden, der eine ordnungsgemäße Reinigung, eine wirksame Desinfektion
sowie eine ordnungsgemäße Fliegen-, Parasiten- und Schadnagerbekämpfung ermöglicht.


2. Betriebsabteilungen müssen baulich so voneinander getrennt sein, dass eine Verschleppung von Salmonellen
über die Lüftung, den Materialfluss, die Mistbänder oder die Eierbänder unterbunden wird. Die Stallgebäude
dürfen nicht durch technische Einrichtungen, insbesondere Futterzuführungen, Mistbänder oder Eierbänder,
verbunden sein. Satz 2 gilt nicht für Eierbänder, soweit sie in einer Hygieneschleuse gereinigt und desinfiziert
werden. Auslaufhaltungen gelten baulich und lüftungstechnisch als getrennt, wenn sie an jeder Stelle mindes-
tens 10 Meter voneinander entfernt sind. Der Besitzer eines Hühneraufzuchtbetriebes oder eines Legehennen-
betriebes kann bei bestehenden Anlagen von den Maßgaben nach den Sätzen 2 bis 4 abweichen, soweit durch
ein betriebseigenes System zur Qualitätssicherung sichergestellt ist, dass über die Maßgaben der §§ 13 und 19
Satz 1 Nummer 2 hinaus ein Impfprogramm mit jeweils einem gegen Salmonella Enteritidis und Salmonella
Typhimurium gerichteten Impfstoff nach dem Stand der Wissenschaft und Technik durchgeführt wird und Maß-
nahmen zur Verminderung des Salmonelleneintrages in dem Hühneraufzuchtbetrieb oder dem Legehennen-
betrieb ergriffen werden, insbesondere die regelmäßige Entfernung der verendeten Tiere aus den Haltungsein-
richtungen, die Lagerung der Futtermittel in geschlossenen Räumen sowie die regelmäßige Reinigung und
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Desinfektion der Räume und Behältnisse, in denen die Futtermittel aufbewahrt werden. In das System zur
Qualitätssicherung ist ein Tierarzt einzubeziehen.


Der Besitzer hat über die Maßnahmen Aufzeichnungen zu führen und diese Aufzeichnungen drei Jahre lang,
gerechnet vom Tag der jeweiligen Aufzeichnung, aufzubewahren.


3. Jeder Hühnerzuchtbetrieb, Hühneraufzuchtbetrieb, Legehennenbetrieb, Hähnchenmastbetrieb, Putenzucht-
betrieb, Putenmastbetrieb, jede Hühnerbrüterei oder Putenbrüterei muss mit einer Hygieneschleuse ausgestat-
tet sein. In dieser Schleuse müssen die Voraussetzungen gegeben sein, dass sich das Personal vor dem Be-
treten und beim Verlassen der Geflügelhaltung umkleiden, die Schuhe wechseln, Einmalschuhüberzieher besei-
tigen und die Hände waschen kann sowie Gerätschaften gereinigt und desinfiziert werden können. Die Hygiene-
schleuse ist so einzurichten, dass sie regelmäßig nass gereinigt und desinfiziert werden kann. Die Hygiene-
schleuse muss über ein Handwaschbecken und einen Wasseranschluss mit Abfluss zur Reinigung und Des-
infektion von Schuhen und Gerätschaften verfügen. Darüber hinaus müssen feste Vorrichtungen vorhanden
sein, die eine getrennte Aufbewahrung der abgelegten Kleidung einschließlich des Schuhwerks ermöglichen,
die in der reinen und unreinen Seite jeweils getragen werden.


4. Der Fliegeneintrag sowie der Zugang für andere Schadinsekten, Parasiten und Schadnager in die Geflügel-
haltung ist durch geeignete bauliche Maßnahmen zu erschweren.
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Gesetz
zur Vorbeugung vor und Bekämpfung von Tierseuchen


(Tiergesundheitsgesetz – TierGesG)


Vom 22. Mai 2013


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra-
tes das folgende Gesetz beschlossen:


I n h a l t s ü b e r s i c h t


Abschnitt 1


Allgemeines


§ 1 Anwendungsbereich
§ 2 Begriffsbestimmungen
§ 3 Allgemeine Pflichten des Tierhalters


Abschnitt 2


Maßnahmen zur Vorbeugung
vor Tierseuchen und zu deren Bekämpfung


§ 4 Anzeigepflicht
§ 5 Maßnahmen zur Ermittlung einer Tierseuche
§ 6 Ermächtigungen zur Vorbeugung vor und Bekämpfung von


Tierseuchen
§ 7 Mittel und Verfahren zur Desinfektion


Abschnitt 3


Besondere Schutzmaßnahmen


§ 8 Schutzgebiete, Tiergesundheitsstatus
§ 9 Tierseuchenfreiheit
§ 10 Monitoring


Abschnitt 4


Immunologische Tierarzneimittel, In-vitro-Diagnostika


§ 11 Inverkehrbringen und Anwendung
§ 12 Herstellung


Abschnitt 5


Innergemeinschaftliches
Verbringen, Einfuhr, Ausfuhr, Durchfuhr


§ 13 Verbringungs- und Einfuhrverbote
§ 14 Rechtsverordnungen zur Regelung des innergemeinschaft-


lichen Verbringens, der Einfuhr, Ausfuhr, Durchfuhr


Abschnitt 6


Entschädigung für Tierverluste


§ 15 Grundsatz der Entschädigung
§ 16 Höhe der Entschädigung
§ 17 Ausschluss der Entschädigung


§ 18 Entfallen der Entschädigung
§ 19 Teilweise Entschädigung
§ 20 Entschädigungspflichtiger
§ 21 Entschädigungsberechtigter, Forderungsübergang
§ 22 Ergänzende Bestimmungen


Abschnitt 7


Datenerhebung


§ 23 Datenerhebung


Abschnitt 8


Überwachung, zuständige Behörden


§ 24 Überwachung
§ 25 Überwachung bestimmter Veranstaltungen und Einrichtun-


gen
§ 26 Rechtsverordnungen zur Überwachung
§ 27 Friedrich-Loeffler-Institut
§ 28 Durchführung bei Bundeswehr, Kliniken und Instituten
§ 29 Mitwirkung der Zolldienststellen
§ 30 Bereitstellung von Tierimpfstoffen, Tierseuchenbekämp-


fungszentren


Abschnitt 9


Straf- und Bußgeldvorschriften


§ 31 Strafvorschriften
§ 32 Bußgeldvorschriften
§ 33 Einziehung


Abschnitt 10


Weitere Befugnisse, Schlussvorschriften


§ 34 Aufgabenübertragung
§ 35 Amtshilfe, gegenseitige Unterrichtung
§ 36 Schiedsverfahren
§ 37 Anfechtung von Anordnungen
§ 38 Rechtsverordnungen und Anordnungsbefugnisse in be-


stimmten Fällen
§ 39 Weitergehende Maßnahmen
§ 40 Verkündung von Rechtsverordnungen
§ 41 Verhältnis zu anderen Vorschriften
§ 42 Gebühren
§ 43 Übergangsvorschriften
§ 44 Änderung weiterer Vorschriften
§ 45 Inkrafttreten, Außerkrafttreten
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A b s c h n i t t 1


A l l g em e i n e s


§ 1


Anwendungsbereich


Dieses Gesetz regelt die Vorbeugung vor Tier-
seuchen und deren Bekämpfung. In diesem Rahmen
dient es auch der Erhaltung und Förderung der Ge-
sundheit von Vieh und Fischen, soweit das Vieh oder
die Fische der landwirtschaftlichen Erzeugung dient
oder dienen. § 39 bleibt unberührt.


§ 2


Begriffsbestimmungen


Im Sinne dieses Gesetzes sind


1. Tierseuche:


Infektion oder Krankheit, die von einem Tier-
seuchenerreger unmittelbar oder mittelbar verur-
sacht wird, bei Tieren auftritt und auf


a) Tiere oder


b) Menschen (Zoonosen)


übertragen werden kann,


2. Tierseuchenerreger:


Krankheitserreger oder Teil eines Krankheitser-
regers,


3. Haustiere:


a) vom Menschen gehaltene Tiere, einschließlich
der Bienen und Hummeln, sowie,


b) wildlebende Klauentiere, die in Gehegen zum
Zwecke der Gewinnung von Fleisch für den
menschlichen Verzehr gehalten werden (Gehe-
gewild),


ausgenommen Fische,


4. Vieh:


Haustiere folgender Arten:


a) Pferde, Esel, Maulesel, Maultiere, Zebras und
Zebroide,


b) Rinder einschließlich Bisons, Wisente und Was-
serbüffel,


c) Schafe und Ziegen,


d) Schweine,


e) Hasen, Kaninchen,


f) Enten, Fasane, Gänse, Hühner, Laufvögel, Perl-
hühner, Rebhühner, Tauben, Truthühner und
Wachteln,


g) Gehegewild,


h) Kameliden,


5. Fische:


a) Fische, einschließlich Neunaugen und Schleim-
aale,


b) Krebstiere (Crustaceae) und


c) Weichtiere (Molluska),


in allen Entwicklungsstadien jeweils einschließlich
der Eier und des Spermas,


6. verdächtige Tiere:


seuchenverdächtige und ansteckungsverdächtige
Tiere,


7. seuchenverdächtige Tiere:


Tiere, an denen sich Erscheinungen zeigen, die den
Ausbruch einer Tierseuche befürchten lassen,


8. ansteckungsverdächtige Tiere:


Tiere, die nicht seuchenverdächtig sind, bei denen
aber nicht auszuschließen ist, dass sie den Tierseu-
chenerreger aufgenommen haben,


9. Mitgliedstaat:


Staat, der der Europäischen Union angehört,


10. Drittland:


Staat, der der Europäischen Union nicht angehört,


11. innergemeinschaftliches Verbringen:


jedes Verbringen aus einem anderen Mitgliedstaat
und nach einem anderen Mitgliedstaat sowie das
Verbringen im Inland zum Zwecke des Verbringens
nach einem anderen Mitgliedstaat,


12. Einfuhr:


Verbringen aus einem Drittland in die Europäische
Union,


13. Ausfuhr:


Verbringen aus dem Inland in ein Drittland,


14. Durchfuhr:


Einfuhr von Sendungen oder innergemeinschaft-
liches Verbringen eingeführter Sendungen mit an-
schließender Ausfuhr,


15. Erzeugnisse:


a) alle, auch verarbeitete Teile oder Materialien, die
von Tieren gewonnen worden sind oder sonst
von Tieren stammen oder aus Tieren oder Teilen
von Tieren hergestellt worden sind, auch in Ver-
bindung mit anderen Gegenständen oder Stof-
fen, sowie


b) sonstige Gegenstände oder Stoffe,


die Träger von Tierseuchenerregern sein können,


16. Immunologisches Tierarzneimittel:


ein unter Verwendung von Tierseuchenerregern
oder auf biotechnischem, biochemischem oder
synthetischem Wege zur


a) Vorbeugung vor Tierseuchen oder Heilung von
Tierseuchen hergestellter Tierimpfstoff oder her-
gestelltes Serum,


b) Erkennung von Tierseuchen hergestelltes Anti-
gen oder


c) Erzeugung einer unspezifischen Reaktion des
Immunsystems bestimmter Tierimpfstoff,


der oder das zur Anwendung am oder im Tier be-
stimmt ist,


17. In-vitro-Diagnostikum:


ein System, das unter Verwendung eines Tierseu-
chenerregers oder auf biotechnischem, bioche-
mischem oder chemisch-synthetischem Wege her-
gestellt wird und das der Feststellung eines physio-
logischen oder pathologischen Zustandes mittels
eines direkten oder indirekten Nachweises eines
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Tierseuchenerregers dient, ohne am oder im Tier
angewendet zu werden,


18. Tierhalter:


derjenige, der ein Tier besitzt.


§ 3


Allgemeine Pflichten des Tierhalters


Wer Vieh oder Fische hält, hat zur Vorbeugung vor
Tierseuchen und zu deren Bekämpfung


1. dafür Sorge zu tragen, dass Tierseuchen weder in
seinen Bestand eingeschleppt noch aus seinem Be-
stand verschleppt werden,


2. sich im Hinblick auf die Übertragbarkeit anzeige-
pflichtiger Tierseuchen bei den von ihm gehaltenen
Tieren sachkundig zu machen,


3. Vorbereitungen zur Umsetzung von Maßnahmen zu
treffen, die von ihm beim Ausbruch einer Tierseuche
nach den für die Tierseuche maßgeblichen Rechts-
vorschriften durchzuführen sind.


A b s c h n i t t 2


M a ß n a hm e n
z u r Vo r b e u g u n g v o r


T i e r s e u c h e n u n d z u d e r e n B e k ämp f u n g


§ 4


Anzeigepflicht


(1) Bricht eine auf Grund einer Rechtsverordnung
nach Absatz 4 anzeigepflichtige Tierseuche aus oder
zeigen sich Erscheinungen, die den Ausbruch einer
solchen Tierseuche befürchten lassen, so hat der Halter
der betroffenen Tiere dies unverzüglich der nach
Landesrecht zuständigen Behörde (zuständige Behör-
de) unter Angabe seines Namens und seiner Anschrift
sowie


1. des Standortes und der Haltungsform der betroffe-
nen Tiere und


2. der sonstigen für die jeweilige Tierseuche empfäng-
lichen gehaltenen Tiere


unter Angabe der jeweiligen Tierzahl anzuzeigen. Der
Tierhalter hat Maßnahmen zu ergreifen, um eine Ver-
schleppung der Tierseuche zu vermeiden, insbeson-
dere kranke und verdächtige Tiere von Orten, an denen
die Gefahr der Ansteckung fremder Tiere besteht, fern-
zuhalten.


(2) Die Pflichten nach Absatz 1 hat außer dem Tier-
halter auch, wer


1. in Vertretung des Tierhalters den Betrieb leitet,


2. mit der Aufsicht über Tiere an Stelle des Tierhalters
beauftragt ist,


3. als Hirte, Schäfer, Schweizer, Senner oder in ver-
gleichbarer Tätigkeit Tiere in Obhut hat oder


4. Fischereiberechtigter, Fischereiausübungsberechtig-
ter oder Betreiber einer Anlage oder Einrichtung zur
Zucht, Haltung oder Hälterung von Fischen ist.


Die Pflichten nach Absatz 1 hat ferner


1. für Tiere auf dem Transport ihr Begleiter,


2. für Haustiere in fremdem Gewahrsam der Inhaber
des Gewahrsams.


(3) Zur unverzüglichen Anzeige sind auch die Tierärzte
und Leiter tierärztlicher oder sonstiger öffentlicher oder
privater Untersuchungs- oder Forschungseinrichtungen
sowie alle Personen verpflichtet, die sich mit der Aus-
übung der Tierheilkunde, der künstlichen Besamung,
der Leistungsprüfung in der tierischen Erzeugung oder
gewerbsmäßig mit der Kastration von Tieren beschäf-
tigen. Satz 1 gilt auch für Tiergesundheitsaufseher,
Tiergesundheitskontrolleure, Veterinärassistenten, Veteri-
näringenieure, Veterinärtechniker, Veterinärhygienekon-
trolleure, amtliche Fachassistenten, Lebensmittelkontrol-
leure, Futtermittelkontrolleure, Bienensachverständige,
Fischereisachverständige, Fischereiberater, Fischereiauf-
seher, Natur- und Landschaftspfleger, Hufschmiede und
Klauenpfleger, ferner für Personen, die gewerbsmäßig
schlachten, sowie solche, die sich gewerbsmäßig mit
der Behandlung, Verarbeitung oder Beseitigung ge-
schlachteter, getöteter oder verendeter Tiere oder tieri-
scher Bestandteile beschäftigen, wenn sie, bevor ein be-
hördliches Einschreiten stattgefunden hat, von dem Aus-
bruch einer anzeigepflichtigen Tierseuche oder von Er-
scheinungen, die den Ausbruch einer solchen Tierseuche
befürchten lassen, Kenntnis erhalten.


(4) Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz (Bundesministerium)
wird ermächtigt, soweit es zur Erfüllung der Zwecke
des § 1 Satz 1 im Hinblick auf Vorkommen, Ausmaß
und Gefährlichkeit einer Tierseuche erforderlich ist,
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes-
rates die anzeigepflichtigen Tierseuchen zu bestimmen.
In Rechtsverordnungen nach Satz 1 kann, soweit Be-
lange der Tierseuchenbekämpfung nicht entgegenste-
hen, der Kreis der zur Anzeige verpflichteten Personen
gegenüber den in den Absätzen 1 bis 3 bezeichneten
Personen eingeschränkt oder, soweit Belange der Tier-
seuchenbekämpfung dies erfordern, erweitert werden.


(5) § 24 des Bundesjagdgesetzes sowie entspre-
chende landesrechtliche Regelungen bleiben mit der
Maßgabe unberührt, dass eine Anzeige durch den
Jagdausübungsberechtigten auch dann zu erfolgen
hat, wenn sich Erscheinungen zeigen, die den Aus-
bruch einer anzeigepflichtigen Tierseuche befürchten
lassen. Die Anzeigepflicht nach Absatz 1 gilt auch für
Personen, die zur Jagdausübung befugt sind, ohne
Jagdausübungsberechtigte zu sein.


§ 5


Maßnahmen zur Ermittlung einer Tierseuche


(1) Stellt die zuständige Behörde auf Grund eines
tierärztlichen Gutachtens, sonstiger Anhaltspunkte
oder einer Anzeige nach § 4 den Verdacht oder den
Ausbruch einer anzeigepflichtigen Tierseuche unter
Haustieren fest, so ordnet sie an, dass die kranken
und verdächtigen Haustiere unverzüglich von anderen
Tieren abgesondert und, soweit erforderlich, einge-
sperrt und bewacht werden. Satz 1 gilt für die Abson-
derung von Fischen entsprechend, soweit eine Abson-
derung im Einzelfall durchführbar ist. Die zuständige
Behörde führt eine epidemiologische Untersuchung
durch, um insbesondere den Zeitpunkt der Einschlep-
pung der Tierseuche, deren Art, Ausbreitung und Ursa-
chen zu ermitteln. Satz 3 gilt für das Auftreten einer
anzeigepflichtigen Tierseuche bei wildlebenden Tieren
entsprechend. Die zuständige Behörde kann für andere
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als anzeigepflichtige Tierseuchen Maßnahmen nach
den Sätzen 1 bis 4 anordnen oder durchführen.


(2) Die Feststellung des Verdachtes oder des Aus-
bruchs einer anzeigepflichtigen Tierseuche nach Ab-
satz 1 sowie die epidemiologischen Untersuchungen
sind von einem approbierten Tierarzt der zuständigen
Behörde durchzuführen.


(3) Soweit über den Ausbruch einer Tierseuche nur
mittels bestimmter an einem verdächtigen Tier durch-
zuführender Maßnahmen diagnostischer Art Gewissheit
zu erlangen ist, können diese Maßnahmen von der zu-
ständigen Behörde angeordnet werden. Dies gilt auch,
wenn die Gewissheit nur durch die Tötung und Zerle-
gung des verdächtigen Tieres zu erlangen ist. Angeord-
nete Laboruntersuchungen sind in einer von der zu-
ständigen Behörde beauftragten Untersuchungsein-
richtung durchzuführen. Im Falle des Ausbruchs einer
anzeigepflichtigen Tierseuche oder des Verdachts des
Ausbruchs einer solchen Tierseuche ist


1. die Probenahme nach den Vorgaben durchzuführen,
die in der amtlichen Methodensammlung nach § 27
Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 veröffentlicht worden
sind, und


2. die Untersuchung von Untersuchungsmaterial tieri-
schen Ursprungs mit einem zugelassenen In-vitro-
Diagnostikum nach § 11 Absatz 2 Satz 1 oder mit
einer Nachweismethode nach § 11 Absatz 2 Satz 2
durchzuführen.


§ 6


Ermächtigungen zur Vorbeugung
vor und Bekämpfung von Tierseuchen


(1) Das Bundesministerium wird ermächtigt, durch
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates,
soweit es zur Erfüllung der Zwecke des § 1 Satz 1 er-
forderlich ist, Vorschriften zu erlassen


1. über den Umgang mit Tierseuchenerregern, ins-
besondere deren Inverkehrbringen, Anwendung,
Vermehrung, Lagerung, Beförderung, Versendung,
Beseitigung, Verbrauch oder sonstige Verwendung
oder Handhabung und dabei insbesondere vor-
zuschreiben, dass amtliche Untersuchungen in
staatlichen Einrichtungen durchgeführt werden
müssen,


2. über


a) den Betrieb oder die sonstige Einrichtung, in
dem oder in der mit Tierseuchenerregern umge-
gangen wird,


b) die Nutzung oder Ausstattung von Räumlichkei-
ten oder sonstigen Örtlichkeiten, einschließlich
fischereilich nutzbarer Gewässer, in denen mit
Tierseuchenerregern umgegangen wird,


3. über


a) den Umgang mit Erzeugnissen, insbesondere
deren Inverkehrbringen, Lagerung, Behandlung,
Beförderung, Verarbeitung, Verwendung, Ver-
wertung oder Beseitigung,


b) die Bekämpfung von Schadnagern oder sons-
tigen Schadorganismen, die Entwesung sowie
die Reinigung oder Desinfektion von Betrieben,
Einrichtungen oder Gegenständen,


c) die Verwendung von Fahrzeugen oder Behältern,
in oder an denen Tierseuchenerreger vorkom-
men oder vorkommen können, einschließlich
der Beseitigung der Behälter,


4. über die Durchführung von Veranstaltungen, an-
lässlich derer Tiere zusammenkommen,


5. über


a) die Lage und Abgrenzung eines Betriebes, die
Beschaffenheit und Einrichtung von Umkleide-
räumen für Personen, der Ställe, Wege und Plät-
ze, der Anlagen zur Lagerung oder Beseitigung
von Wirtschaftsdünger tierischer Herkunft, Fut-
terzubereitung sowie über Einrichtungen zur
Aufbewahrung toter Tiere,


b) die Aufteilung eines Betriebes in Betriebsabtei-
lungen, den Betriebsablauf, die Größe und Ab-
grenzung der Betriebsabteilungen sowie deren
Entfernung von anderen Abteilungen,


c) Angaben und Unterlagen zur geographischen
Lage eines Betriebes und von Betriebsteilen,


d) das Tragen von Schutzkleidung innerhalb des
Betriebes, die Reinigung und Desinfektion von
Personen, Einrichtungen nach Buchstabe a, im
Betrieb benutzten Gegenständen und von Fahr-
zeugen,


e) das Führen von Kontrollbüchern, insbesondere
über die Zahl der täglichen Todesfälle und über
Zugang, Abgang, Impfungen und Behandlungen
von Tieren, sowie über die Aufbewahrung der
Bücher,


6. über betriebliche oder sonstige Verfahren, anläss-
lich derer oder bei Durchführung derer Tierseu-
chenerreger vorkommen oder vorkommen können,


7. über die Sachkunde von Personen, soweit sie mit


a) lebenden oder toten Tieren, Teilen von Tieren
oder Erzeugnissen oder


b) Fahrzeugen oder Behältern, die Träger von Tier-
seuchenerregern sind oder sein können,


Umgang haben, auch über die Sachkunde Jagd-
und Fischereiausübungsberechtigter sowie sonsti-
ger Personen, die ohne Jagd- und Fischereiaus-
übungsberechtigte zu sein, zur Jagd oder Fischerei
befugt sind,


8. über die Pflichten von Personen, soweit sie mit Ge-
genständen nach Nummer 7 in Berührung kommen
oder kommen können, insbesondere


a) das Führen, Aufbewahren und die Vorlage von
Aufzeichnungen, Nachweisen, Registern oder
Kontrollbüchern,


b) die Beibringung von Ursprungs- oder Gesund-
heitszeugnissen,


c) die Erteilung von Auskünften sowie die Duldung
von oder die Mitwirkung bei Maßnahmen nach
diesem Gesetz oder auf Grund dieses Gesetzes
erlassener Rechtsverordnungen oder auf Grund
unmittelbar geltender Rechtsakte der Europä-
ischen Union im Anwendungsbereich dieses Ge-
setzes,
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9. über die Kennzeichnung, einschließlich der Kenn-
zeichnungsmittel, von


a) Tieren oder Teilen von Tieren,


b) Erzeugnissen oder


c) Fahrzeugen, Behältern oder sonstigen Gegen-
ständen,


10. über


a) Untersuchungen, diagnostische Maßnahmen,
Probenahmen oder sonstige Maßnahmen der
zuständigen Behörde, einschließlich der
erforderlichen Hilfeleistungen, zur Feststellung
des Vorhandenseins oder Nichtvorhandenseins
bestimmter Tierseuchenerreger,


b) therapeutische Maßnahmen, Heilbehandlungen
sowie Impfungen gegen Tierseuchen, ein-
schließlich der erforderlichen Hilfeleistungen,


c) die Bestimmung der Einrichtung, die Unter-
suchungen oder diagnostische Maßnahmen
nach Buchstabe a durchführt, und dabei insbe-
sondere vorzuschreiben, dass amtliche Untersu-
chungen in staatlichen Einrichtungen durchge-
führt werden müssen,


11. über


a) die Haltung von Tieren, einschließlich bestimm-
ter Haltungsbedingungen, der Haltung in be-
stimmten Räumlichkeiten oder an bestimmten
Örtlichkeiten,


b) die Verwendung oder Nutzung von Tieren zu
bestimmten Zwecken,


c) die Aufnahme oder Abgabe von Tieren, insbe-
sondere deren Inverkehrbringen und Handel,


d) Maßnahmen gegen das Abschwimmen oder
Abtreiben lebender oder toter Fische aus fische-
reilich genutzten Gewässern oder aus Anlagen
oder Einrichtungen zur Zucht, Haltung oder
Hälterung von Fischen oder gegen das Ablaufen
von Wasser aus solchen Gewässern, Anlagen
oder Einrichtungen sowie Maßnahmen im Hin-
blick auf das Wasser beim Transport von Fi-
schen,


12. über Verbote und Beschränkungen des Verbringens
von Tieren,


13. über das Verbringen, die Lagerung, Abgabe, Ver-
wertung oder unschädliche Beseitigung toter Tiere
oder Teilen von Tieren und Erzeugnissen,


14. über die Herstellung, Verarbeitung oder Bearbei-
tung von Erzeugnissen,


15. über die Absonderung, Bewachung oder behörd-
liche Beobachtung von Tieren in bestimmten Fällen,


16. über die Beschränkung der Nutzung und das Ver-
bot des Haltens empfänglicher und anderer als
empfänglicher Tiere im Betrieb,


17. über


a) den Personen- oder Fahrzeugverkehr innerhalb
bestimmter Räumlichkeiten oder Örtlichkeiten,
in denen sich an der Tierseuche erkrankte, ver-
dächtige oder für die Tierseuche empfängliche
Tiere befinden,


b) die Beschäftigung bestimmter Personen in ei-
nem Tierbestand,


18. über die Sperre


a) von Gebieten, Betrieben, Anlagen oder sonsti-
gen Einrichtungen, Räumlichkeiten oder Örtlich-
keiten, in oder an denen sich seuchenkranke,
verdächtige oder empfängliche Tiere aufhalten
oder aufgehalten haben,


b) von Gebieten in einem bestimmten Umkreis um
von nach Buchstabe a gesperrten Regelungsge-
genständen zur Verhinderung einer möglichen
Verschleppung des Tierseuchenerregers,


c) eines bestimmten Gebietes, in dem zur Verhin-
derung der Verschleppung eines bestimmten
Tierseuchenerregers Untersuchungen angeord-
net oder Verbringungen beschränkt werden kön-
nen, ohne dass für dieses Gebiet die Vorausset-
zungen für eine Sperre nach Buchstabe a oder b
vorliegen,


19. über das Abfischen von Fischen und das Einbrin-
gen von Neubesatz in Gewässer oder in Anlagen
oder Einrichtungen zur Zucht, Haltung oder Hälte-
rung von Fischen,


20. über das Töten


a) seuchenkranker oder verdächtiger Tiere,


b) empfänglicher Tiere, soweit dies erforderlich ist,
um eine Verschleppung von Tierseuchenerre-
gern zu verhindern, Infektionsherde zu beseiti-
gen oder eine wegen einer Tierseuche verfügten
Sperre nach Nummer 18 aufzuheben,


c) nicht empfänglicher Tiere, die Tierseuchenerre-
ger verbreiten können, soweit dies erforderlich
ist, um eine Verschleppung von Tierseuchener-
regern zu verhindern oder Infektionsherde zu be-
seitigen, oder


d) von Tieren, die Verbringungsbeschränkungen
oder Nutzungsbeschränkungen oder der Abson-
derung unterworfen sind und in verbotswidriger
Nutzung oder außerhalb der ihnen angewiese-
nen Räumlichkeit angetroffen werden,


sowie der unschädlichen Beseitigung der Tierkör-
per, Tierkörperteile oder Erzeugnisse und der Streu,


21. über eine Genehmigungs- oder Anzeigepflicht für
Tätigkeiten oder Maßnahmen nach den Num-
mern 1, 2, Nummer 3 Buchstabe a und c, den Num-
mern 4, 6 und den Nummern 10 bis 14, 17 und 18,
jeweils einschließlich des Verfahrens der Rücknah-
me, des Widerrufs oder des Ruhens der Genehmi-
gung und der Untersagung anzeigepflichtiger Tätig-
keiten oder Maßnahmen,


22. über die Zulassungs- oder Registrierungspflicht
von Betrieben oder sonstigen Einrichtungen, in de-
nen mit Tierseuchenerregern umgegangen wird,
einschließlich des Verfahrens der Rücknahme, des
Widerrufs oder des Ruhens der Zulassung oder
Registrierung,


23. über das Verbot oder die Beschränkung von Tätig-
keiten oder Maßnahmen nach den Nummern 1, 2, 3
Buchstabe a und c und den Nummern 4, 6, 10, 11,
13, 14, 17 und 18,
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24. über die Nutzung der im Rahmen der Schlachtung
eines Tieres erhobenen Untersuchungsergebnisse,


25. über die Durchführung hygienischer Maßnahmen,
einschließlich baulicher Maßnahmen,


26. über die Durchführung betrieblicher Eigenkontrol-
len,


27. über die tierärztliche Betreuung Haustiere oder
Fische haltender Betriebe,


28. über eine verstärkte Bejagung,


29. über die öffentliche Bekanntmachung des Aus-
bruchs und des Erlöschens einer Tierseuche.


(2) Rechtsverordnungen nach Absatz 1 Nummer 2
bis 18 und 20 bis 28 können auch zum Zwecke des
§ 1 Satz 2 erlassen werden.


(3) Die Grundrechte der Freiheit der Person (Artikel 2
Absatz 2 Satz 2 des Grundgesetzes) und der Freizügig-
keit (Artikel 11 Absatz 1 des Grundgesetzes) werden
nach Maßgabe des Absatzes 1 Nummer 17, 21 und 23,
auch in Verbindung mit Absatz 2, eingeschränkt.


(4) Tierhalter, deren Tiere der Absonderung oder be-
hördlichen Beobachtung unterworfen sind, sind ver-
pflichtet, solche Vorkehrungen zu treffen, dass die Tiere
für die Dauer der Absonderung oder Beobachtung die
ihnen bestimmte Räumlichkeit nicht verlassen können
und keine Berührung mit anderen für die Tierseuche
empfänglichen Tieren haben. Die Körper abgesonder-
ter, bewachter oder beobachteter Tiere dürfen ohne
Genehmigung der zuständigen Behörde nicht geöffnet,
verbracht oder beseitigt werden.


(5) Die zuständige Behörde kann den Betreiber einer
Schlachtstätte zur Durchführung einer auf Grund einer
Rechtsverordnung nach Absatz 1 Nummer 20, auch in
Verbindung mit Absatz 2, angeordneten Tötung ver-
pflichten. Dieser kann für den ihm hierdurch entstehen-
den Aufwand Ersatz nach den jeweiligen landesrecht-
lichen Vorschriften über die Inanspruchnahme als
Nichtstörer verlangen. Die Länder bestimmen, wer die
Kosten des Ersatzes nach Satz 2 trägt. Die zuständige
Behörde kann ferner ein Transportunternehmen ver-
pflichten, zum Zwecke einer auf Grund einer Rechtsver-
ordnung nach Absatz 1 Nummer 20, auch in Verbin-
dung mit Absatz 2, angeordneten Tötung, Transporte
zu einer Schlachtstätte durchzuführen. Die Sätze 2
und 3 gelten für den einem Transportunternehmer hier-
durch entstehenden Aufwand entsprechend.


§ 7


Mittel und Verfahren zur Desinfektion


Das Bundesministerium wird ermächtigt, soweit es
zur Erfüllung der Zwecke des § 1 erforderlich ist, durch
Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bun-
desrates bedarf, Mittel und Verfahren zu bestimmen,
die bei einer tierseuchenrechtlich vorgeschriebenen
Desinfektion, Bekämpfung von Schadnagern oder
sonstigen Schadorganismen oder sonstigen Entwe-
sung verwendet werden dürfen, um sicherzustellen,
dass Tierseuchenerreger unwirksam gemacht werden.


A b s c h n i t t 3


B e s o n d e r e S c h u t zm a ß n a hm e n


§ 8


Schutzgebiete, Tiergesundheitsstatus


(1) Die zuständige Behörde kann, soweit es zur Er-
füllung der Zwecke des § 1 erforderlich ist,


1. ein Gebiet, in dem die Viehbestände, die Bienen-
stände oder die Hummelstände von mindestens
zwei Dritteln der Tiere haltenden Betriebe auf Grund
amtlicher Feststellung als frei von einer Tierseuche
befunden worden sind, zum Schutzgebiet erklären,


2. ein Gebiet mit einem gemeinsamen Wassereinzugs-
gebiet zum Schutzgebiet erklären, soweit


a) alle in diesem Gebiet liegenden und von ihm mit
Wasser versorgten Anlagen oder Einrichtungen
zur Zucht, Haltung oder Hälterung von Fischen
als frei von einer Tierseuche befunden worden
sind,


b) der Besatz in diesem Gebiet nur mit Fischen aus
von der jeweiligen Tierseuche freien Anlagen oder
Einrichtungen vorgenommen wird,


c) außerhalb des Schutzgebietes liegende Anlagen
oder Einrichtungen zur Zucht, Haltung oder Häl-
terung von Fischen mindestens einen Kilometer
von den Grenzen des Schutzgebietes entfernt
sind oder eine Seuchenverschleppung durch Auf-
stiegshindernisse oder Einrichtungen mit gleicher
Wirkung verhindert werden kann.


(2) Unbeschadet der nach den sonstigen Vorschrif-
ten dieses Gesetzes zulässigen Maßnahmen kann die
zuständige Behörde in einem Schutzgebiet die Nut-
zung, die Verwertung und das Verbringen der Tiere,
die für die Tierseuche empfänglich sind und aus Vieh-
beständen, Bienenständen, Hummelständen oder Anla-
gen oder Einrichtungen zur Zucht, Haltung oder Hälte-
rung von Fischen stammen, die nicht als frei von der
Tierseuche befunden worden sind, sowie der von die-
sen Tieren stammenden Teile oder Erzeugnisse verbie-
ten oder beschränken. Ferner kann die zuständige Be-
hörde das Verbringen solcher Tiere oder der von ihnen
stammenden Teile oder Erzeugnisse in Schutzgebiete
verbieten oder beschränken.


(3) Zum Schutz von Fischbeständen vor Tierseuchen
kann die zuständige Behörde unter Berücksichtigung
epidemiologischer Gegebenheiten


1. einen Betrieb hinsichtlich seines Gesundheitsstatus
einer nach dem Recht der Europäischen Gemein-
schaft oder der Europäischen Union festgelegten
Kategorie zuordnen,


2. ein Gebiet mit einem gemeinsamen Wassereinzugs-
gebiet, in dem die Fische haltenden Betriebe die
Kontrolle der Fischgesundheit sowie die Tierseu-
chenvorbeugung und Tierseuchenbekämpfung ein-
heitlich durchführen, hinsichtlich seines Gesund-
heitsstatus einer nach dem Recht der Europäischen
Gemeinschaft oder der Europäischen Union festge-
legten Kategorie zuordnen sowie


3. Maßnahmen zur Haltung einschließlich Hälterung,
zum Inverkehrbringen und zum Transport von
Fischen innerhalb eines Betriebes oder zwischen
den Betrieben nach Nummer 1 oder innerhalb eines
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Gebietes oder zwischen Gebieten nach Nummer 2
mit gleichem Gesundheitsstatus festlegen.


§ 9


Tierseuchenfreiheit


Das Bundesministerium wird ermächtigt, soweit es
zur Erfüllung der Zwecke des § 1 Satz 1 erforderlich ist,
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes-
rates


1. die Voraussetzungen zu bestimmen, unter denen ein
Tier oder ein Tierbestand als frei von einer Tierseu-
che anzusehen ist,


2. die amtliche Anerkennung eines Tierbestandes als
frei von einer Tierseuche, das Verfahren der amt-
lichen Anerkennung, die mit der Anerkennung zu
verbindenden Auflagen und die Überwachung sowie
die Voraussetzungen des Ruhens, der Rücknahme
oder des Widerrufs der amtlichen Anerkennung zu
regeln,


3. die Voraussetzungen zu bestimmen, unter denen ein
Gebiet als seuchenfrei anzusehen ist,


4. die Voraussetzungen für die Festlegung bestimmter
Gebiete oder bestimmter Betriebe sowie die Voraus-
setzungen einer Kategorisierung dieser Gebiete und
Betriebe in Abhängigkeit von dem Gesundheitssta-
tus der dort gehaltenen Tiere zu regeln sowie die
Zuordnung von Betrieben oder Gebieten zu be-
stimmten Kategorien vorzunehmen.


§ 10


Monitoring


(1) Monitoring ist ein System wiederholter Beobach-
tung, Untersuchung und Bewertung von Tierseuchen-
erregern in oder auf lebenden oder toten Tieren oder an
Orten, an denen üblicherweise Haustiere oder Fische
gehalten werden oder sich wildlebende Tiere aufhalten,
das dem frühzeitigen Erkennen von Gefahren, die von
Tierseuchenerregern ausgehen können, durch die Un-
tersuchung repräsentativer Proben dient. In das Moni-
toring können auch die Überträger von Tierseuchener-
regern einbezogen werden.


(2) Das Bundesministerium wird ermächtigt, durch
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates


1. die Durchführung des Monitorings,


2. die Verarbeitung und Nutzung der im Rahmen des
Monitorings erhobenen Daten, auch im automatisier-
ten Verfahren,


3. die Sachkunde der das Monitoring durchführenden
Personen und


4. die Mitwirkungs- und Duldungspflichten Dritter


zu regeln.


A b s c h n i t t 4


I mmu n o l o g i s c h e
T i e r a r z n e i m i t t e l , I n - v i t r o - D i a g n o s t i k a


§ 11


Inverkehrbringen und Anwendung


(1) Immunologische Tierarzneimittel dürfen nur in
den Verkehr gebracht oder angewendet werden, wenn


1. sie vom Paul-Ehrlich-Institut zugelassen worden
sind oder


2. ihr Inverkehrbringen durch Rechtsakt der Europä-
ischen Gemeinschaft oder der Europäischen Union
genehmigt worden ist.


Satz 1 gilt, soweit ein zugelassenes oder genehmigtes
immunologisches Tierarzneimittel nicht zur Verfügung
steht, nicht für inaktivierte immunologische Tierarznei-
mittel, die unter Verwendung von in einem bestimmten
Bestand eines Betriebes isolierten Tierseuchenerregern
hergestellt worden sind und nur in diesem Bestand an-
gewendet werden. Herstellen im Sinne dieser Vorschrift
sowie des § 12 ist das Gewinnen, Anfertigen, Zuberei-
ten, Be- und Verarbeiten, Umfüllen einschließlich Abfül-
len, Abpacken und Kennzeichnen.


(2) In-vitro-Diagnostika zur Untersuchung des Vorlie-
gens einer auf Grund einer Rechtsverordnung nach die-
sem Gesetz


1. anzeigepflichtigen Tierseuche oder


2. meldepflichtigen oder mitteilungspflichtigen Tier-
krankheit


dürfen nur in den Verkehr gebracht oder angewendet
werden, wenn sie vom Friedrich-Loeffler-Institut, Bun-
desforschungsinstitut für Tiergesundheit (Friedrich-
Loeffler-Institut) zugelassen worden sind. Satz 1 gilt,
soweit zum Nachweis eines Tierseuchenerregers ein
zugelassenes In-vitro-Diagnostikum nicht oder nicht in
dem benötigten Maße zur Verfügung steht, nicht für die
Anwendung von Nachweismethoden, die


1. einer Nachweismethode der amtlichen Methoden-
sammlung nach § 27 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1
entsprechen,


2. in einer Untersuchungseinrichtung erprobt und an
einer in der amtlichen Methodensammlung nach
§ 27 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 aufgeführten Me-
thode validiert worden sind oder,


3. soweit eine Nachweismethode in der amtlichen Me-
thodensammlung nach § 27 Absatz 4 Satz 1 Num-
mer 1 nicht aufgeführt ist,


a) in einer Untersuchungseinrichtung im Inland oder
in einem anderen Mitgliedstaat wissenschaftlich
erprobt sind oder


b) einer vom Friedrich-Loeffler-Institut erarbeiteten
und zur Anwendung freigegebenen Nachweisme-
thode entsprechen.


Ist ein In-vitro-Diagnostikum zum Nachweis eines Tier-
seuchenerregers zugelassen worden, dürfen die in
Satz 2 genannten Methoden zum Nachweis dieses
Tierseuchenerregers noch für einen Zeitraum von ei-
nem Jahr angewendet werden. Die Jahresfrist beginnt
mit Ablauf des Tages, an dem die Zulassung des In-
vitro-Diagnostikums bekannt gemacht worden ist.


(3) Das Bundesministerium wird ermächtigt, durch
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates


1. das Nähere über die Zulassung, einschließlich einer
Änderung der Zulassung oder einer Verlängerung
der Zulassungsdauer, die staatliche Chargenprü-
fung, sowie das Verfahren der Zulassung, deren
Rücknahme, deren Widerruf und deren Ruhen zu re-
geln,
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2. vorzuschreiben,


a) dass die bei der Anwendung zugelassener oder
genehmigter immunologischer oder sonstiger
Tierarzneimittel auftretenden Risiken, insbeson-
dere Nebenwirkungen, Wechselwirkungen mit an-
deren immunologischen Tierarzneimitteln oder
sonstigen Tierarzneimitteln, Gegenanzeigen und
Verfälschungen und die bei der Anwendung von
zugelassenen In-vitro-Diagnostika auftretenden
Verfälschungen mitgeteilt, erfasst und ausgewer-
tet werden sowie die hierfür zuständigen Bundes-
oberbehörden zu bestimmen,


b) dass die in Buchstabe a genannten Bundesober-
behörden mit den zuständigen Behörden, den
Tierärztekammern sowie mit sonstigen für die
Durchführung anderer Rechtsvorschriften zustän-
digen Behörden zusammenwirken, die bei der
Durchführung ihrer Aufgaben durch immunologi-
sche Tierarzneimittel im Sinne des Absatzes 1
Satz 1 auftretende Risiken erfassen,


3. die Verpflichtung Dritter zur Anzeige von Risiken im
Sinne der Nummer 2 Buchstabe a vorzuschreiben
und die näheren Einzelheiten dieser Verpflichtung
zu regeln,


4. die näheren Voraussetzungen zu regeln, unter denen
eine vorläufige Zulassung erteilt werden kann.


(4) Bei Gefahr im Verzuge kann abweichend von Ab-
satz 1 Satz 1


1. das Bundesministerium durch Rechtsverordnung
ohne Zustimmung des Bundesrates bestimmen,
dass von dem Erfordernis der Zulassung abgesehen
wird,


2. das Paul-Ehrlich-Institut eine vorläufige Zulassung
erteilen.


Rechtsverordnungen nach Satz 1 Nummer 1 treten
spätestens sechs Monate nach ihrem Inkrafttreten au-
ßer Kraft. Ihre Geltungsdauer kann nur mit Zustimmung
des Bundesrates verlängert werden.


(5) Die zuständige Bundesoberbehörde kann Aus-
nahmen von Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2 Satz 1 zu-
lassen


1. für die Durchführung wissenschaftlicher Versuche
außerhalb wissenschaftlicher Institute, soweit dies
zur Erprobung immunologischer Tierarzneimittel
oder In-vitro-Diagnostika zum Zwecke der Vorberei-
tung eines Antrages zur Zulassung eines immunolo-
gischen Tierarzneimittels oder eines In-vitro-Diag-
nostikums erforderlich ist und Belange der Tierseu-
chenbekämpfung nicht entgegenstehen,


2. im Anschluss an Versuche nach Nummer 1 während
des Verfahrens der Zulassung des jeweiligen immu-
nologischen Tierarzneimittels oder In-vitro-Diagnos-
tikums, soweit Belange der Tierseuchenbekämpfung
nicht entgegenstehen.


Die Ausnahmen sind zu befristen und mit den zum
Schutz vor Tierseuchen erforderlichen sonstigen Ne-
benbestimmungen zu verbinden. Die zuständige Bun-
desoberbehörde unterrichtet die zuständige oberste
Landesbehörde über die erteilten Ausnahmen.


(6) Die zuständige oberste Landesbehörde kann im
Einzelfall im Benehmen mit der zuständigen Bundes-
oberbehörde Ausnahmen von Absatz 1 Satz 1 zulassen


1. für das Inverkehrbringen und die Anwendung immu-
nologischer Tierarzneimittel bei Tieren, die ausge-
führt werden, soweit der Einfuhrstaat die Einfuhr
von der vorherigen Durchführung bestimmter Imp-
fungen abhängig macht oder eine Impfung zum
Schutz dieser Tiere außerhalb des Inlandes geboten
erscheint und Belange der Tierseuchenbekämpfung
nicht entgegenstehen,


2. für das Inverkehrbringen und die Anwendung immu-
nologischer Tierarzneimittel, die von einem Tierarzt
im Einzelfall für die von ihm behandelten Tiere bezo-
gen und angewendet werden, soweit


a) für die Behandlung ein zugelassenes oder geneh-
migtes immunologisches Tierarzneimittel oder ein
nach Absatz 5 Nummer 1 oder 2 zu erprobendes
immunologisches Tierarzneimittel für Tiere der
betreffenden Tierart nicht zur Verfügung steht,


b) das immunologische Tierarzneimittel in einem an-
deren Staat zur Anwendung bei Tieren der betref-
fenden Tierart zugelassen ist,


c) die notwendige immunprophylaktische Versor-
gung der Tiere sonst ernstlich gefährdet wäre und


d) eine unmittelbare oder mittelbare Gefährdung der
Gesundheit von Mensch oder Tier nicht zu be-
fürchten ist.


Die Ausnahmen sind zu befristen und mit den zum
Schutz vor Tierseuchen erforderlichen sonstigen Ne-
benbestimmungen zu verbinden.


(7) Das Paul-Ehrlich-Institut macht die Zulassung
der immunologischen Tierarzneimittel, das Friedrich-
Loeffler-Institut die Zulassung der In-vitro-Diagnostika
im Bundesanzeiger bekannt.


(8) Das Paul-Ehrlich-Institut und das Friedrich-Loeff-
ler-Institut können, soweit dies im Hinblick auf die An-
wendung eines immunologischen Tierarzneimittels, ins-
besondere in Bezug auf auftretende Risiken, oder eines
In-vitro-Diagnostikums, insbesondere in Bezug auf auf-
tretende Verfälschungen, erforderlich oder durch
Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaft oder der
Europäischen Union vorgeschrieben ist, Daten, die sie
im Rahmen ihrer Tätigkeit gewonnen haben, den zu-
ständigen Behörden, anderen Mitgliedstaaten, dem
Bundesministerium und der Europäischen Kommission
mitteilen.


§ 12


Herstellung


(1) Wer immunologische Tierarzneimittel im Sinne
des § 11 Absatz 1 Satz 1 oder In-vitro-Diagnostika im
Sinne des § 11 Absatz 2 Satz 1 gewerbs- oder berufs-
mäßig zum Zwecke des Inverkehrbringens oder der An-
wendung in eigenen Tierbeständen herstellen will, be-
darf für das jeweilige immunologische Tierarzneimittel
oder das jeweilige In-vitro-Diagnostikum einer Erlaub-
nis der zuständigen Behörde. Das Gleiche gilt für juris-
tische Personen, nicht rechtsfähige Vereine und Gesell-
schaften des bürgerlichen Rechts, die diese Mittel zum
Zwecke der Abgabe an ihre Mitglieder herstellen wol-
len.


(2) Wer immunologische Tierarzneimittel im Sinne
des § 11 Absatz 1 Satz 2 und In-vitro-Diagnostika im
Sinne des § 11 Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 zum Zwecke
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des Inverkehrbringens herstellen will, bedarf einer all-
gemeinen, nicht auf ein bestimmtes immunologisches
Tierarzneimittel oder In-vitro-Diagnostikum bezogene
Erlaubnis der zuständigen Behörde. Hersteller, denen
eine Erlaubnis nach Satz 1 erteilt wird, haben die Her-
stellung immunologischer Tierarzneimittel im Sinne des
§ 11 Absatz 1 Satz 2 oder In-vitro-Diagnostika im Sinne
des § 11 Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 unter Angabe des
Tierseuchenerregers und der hergestellten Menge, der
Anzahl der hergestellten Chargen sowie die Größe der
Chargen der zuständigen Behörde mitzuteilen. Die zu-
ständigen Behörden teilen dem Paul-Ehrlich-Institut


1. mit, für welchen Hersteller immunologischer Tierarz-
neimittel im Sinne des § 11 Absatz 1 Satz 2 eine
Genehmigung erteilt worden ist sowie


2. den Tierseuchenerreger mit, für den eine Herstel-
lungserlaubnis nach Nummer 1 erteilt worden ist so-
wie die hergestellte Menge, die Anzahl der herge-
stellten Chargen und die Größe der Chargen des im-
munologischen Tierarzneimittels.


(3) Die Erlaubnis nach den Absätzen 1 und 2 wird
von der zuständigen Behörde des Landes, in dem die
Betriebsstätte liegt, im Benehmen mit der nach § 11
Absatz 1 Satz 1 oder § 11 Absatz 2 Satz 1 zuständigen
Bundesoberbehörde erteilt.


(4) Die Erlaubnis darf nur versagt werden, soweit


1. die Person, unter deren Leitung immunologische
Tierarzneimittel im Sinne des § 11 Absatz 1 Satz 1
oder Satz 2 oder In-vitro-Diagnostika im Sinne des
§ 11 Absatz 2 Satz 1 hergestellt, geprüft oder freige-
geben werden sollen, die erforderliche Zuverlässig-
keit und Sachkunde nicht besitzt,


2. die Person, unter deren Leitung immunologische
Tierarzneimittel oder In-vitro-Diagnostika vertrieben
werden sollen, nicht benannt ist,


3. die in Nummer 1 oder 2 bezeichneten Personen die
ihnen obliegenden Verpflichtungen nicht ständig er-
füllen können oder


4. geeignete Räume und Einrichtungen für die beab-
sichtigte Herstellung, Prüfung, Lagerung und für
den beabsichtigten Vertrieb immunologischer Tier-
arzneimittel oder In-vitro-Diagnostika nicht vorhan-
den sind.


Die Prüfung immunologischer Tierarzneimittel oder In-
vitro-Diagnostika kann abweichend von Satz 1 Num-
mer 4 auch außerhalb der Betriebsstätte des Herstel-
lers immunologischer Tierarzneimittel oder In-vitro-
Diagnostika durchgeführt werden, soweit dies der zu-
ständigen Behörde angezeigt worden ist und Räumlich-
keiten und Einrichtungen vorhanden sind, die gewähr-
leisten, dass die Prüfung nach dem Stand der Wissen-
schaft und Technik vorgenommen werden und die
sachkundige Person nach Satz 1 Nummer 1 ihre Ver-
antwortung wahrnehmen kann.


(5) Die Erlaubnis ist zurückzunehmen, wenn nach-
träglich bekannt wird, dass einer der Versagungsgründe
nach Absatz 4 bei der Erteilung vorgelegen hat; sie ist
zu widerrufen, wenn einer der Versagungsgründe nach-
träglich eingetreten ist. Absatz 3 gilt entsprechend.


(6) Das Bundesministerium wird ermächtigt, zur Vor-
beugung vor Tierseuchen sowie zur Sicherung eines
ordnungsgemäßen Umgangs, einer sachgerechten An-
wendung und der erforderlichen Qualität immunologi-


scher Tierarzneimittel und In-vitro-Diagnostika, durch
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates


1. das Nähere über


a) die Versagungsgründe nach Absatz 4 Satz 1
Nummer 1 oder 4, im Falle des Satzes 1 Num-
mer 4 auch in Verbindung mit Satz 2,


b) die Erlaubnis einschließlich des Verfahrens, der
Rücknahme, des Widerrufs und des Ruhens so-
wie einer über die Erlaubnis zu erteilenden Be-
scheinigung


zu bestimmen,


2. Vorschriften zu erlassen über


a) die Anzeige beim Wechsel einer in Absatz 4 Satz 1
Nummer 1 oder 2 bezeichneten Person sowie bei
wesentlicher Änderung der Räume oder Einrich-
tungen nach Absatz 4 Satz 1 Nummer 4 oder
Absatz 4 Satz 2,


b) die Herstellung, die Lagerung, den Vertrieb und
die Verpackung sowie das Inverkehrbringen und
die Anwendung immunologischer Tierarzneimittel
und In-vitro-Diagnostika einschließlich der An-
zeige der Aufnahme einer entsprechenden Tätig-
keit,


c) die Kennzeichnung immunologischer Tierarz-
neimittel und In-vitro-Diagnostika und die Pa-
ckungsbeilage sowie über die Verwendung, Be-
schaffenheit und Kennzeichnung bestimmter
Behältnisse,


d) die Anlage und Ausstattung der Betriebe und
Einrichtungen, in denen immunologische Tierarz-
neimittel und In-vitro-Diagnostika hergestellt, ge-
prüft, verpackt oder gelagert werden,


e) die Haltung und Kontrolle der zur Herstellung und
Prüfung immunologischer Tierarzneimittel und In-
vitro-Diagnostika verwendeten Tiere,


f) das Führen und Aufbewahren von Nachweisen
über die in den Buchstaben d und e genannten
Betriebsvorgänge, die in Buchstabe e genannten
Tiere, die Herkunft und das Inverkehrbringen im-
munologischer Tierarzneimittel und In-vitro-Diag-
nostika sowie über Namen und Anschrift des
Empfängers,


g) die Untersuchung und Zurückhaltung von Char-
genproben sowie deren Umfang und Lagerungs-
dauer,


h) die Kennzeichnung, Absonderung und Vernich-
tung nicht verkehrsfähiger immunologischer Tier-
arzneimittel und In-vitro-Diagnostika,


i) Grundsätze und Leitlinien der guten Herstellungs-
praxis für immunologische Tierarzneimittel und
In-vitro-Diagnostika,


3. Anforderungen an das Personal in Betrieben oder
Einrichtungen, in denen immunologische Tierarznei-
mittel oder In-vitro-Diagnostika hergestellt, geprüft,
gelagert, verpackt oder in den Verkehr gebracht wer-
den, zu stellen,


4. die Verwendung bestimmter Stoffe, Zubereitungen
aus Stoffen oder Gegenstände bei der Herstellung
immunologischer Tierarzneimittel oder In-vitro-Diag-
nostika vorzuschreiben, zu verbieten oder zu be-
schränken und das Inverkehrbringen immunologi-
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scher Tierarzneimittel oder In-vitro-Diagnostika für
bestimmte Anwendungsbereiche zu untersagen,


5. die Zuständigkeit für die Überprüfung der Einhaltung
der Grundsätze der guten Herstellungspraxis und
die Ausstellung einer entsprechenden Bescheini-
gung auf das Paul-Ehrlich-Institut oder das Fried-
rich-Loeffler-Institut zu übertragen,


6. das Nähere über die Bescheinigung nach Nummer 5
einschließlich des Verfahrens der Ausstellung zu be-
stimmen.


A b s c h n i t t 5


I n n e r g em e i n s c h a f t l i c h e s
Ve r b r i n g e n , E i n f u h r , A u s f u h r , D u r c h f u h r


§ 13


Verbringungs- und Einfuhrverbote


(1) Das innergemeinschaftliche Verbringen, die Ein-
fuhr, die Ausfuhr und die Durchfuhr


1. seuchenkranker und verdächtiger Tiere sowie von
Erzeugnissen nach § 2 Nummer 15 Buchstabe a sol-
cher Tiere,


2. von toten Tieren oder deren Teile oder von Erzeug-
nissen nach § 2 Nummer 15 Buchstabe a solcher
Tiere, soweit die Tiere zum Zeitpunkt ihres Todes
seuchenkrank oder verdächtig gewesen oder an
einer Tierseuche verendet sind, oder


3. von Erzeugnissen nach § 2 Nummer 15 Buchstabe b


sind verboten. Das Verbot gilt vorbehaltlich des Absat-
zes 2 nicht für Erzeugnisse nach Satz 1 Nummer 2
oder 3, die so behandelt worden sind, dass Tierseu-
chenerreger abgetötet worden sind. Die zuständige Be-
hörde kann vorbehaltlich des Absatzes 2 Ausnahmen
von Satz 1 genehmigen für das innergemeinschaftliche
Verbringen von auf behördliche Anordnung getöteten
Tiere oder deren Teile oder von Erzeugnissen nach
Satz 1 Nummer 2, soweit diese in angemessener Frist
im Inland nicht beseitigt werden können. Für Fische gilt
das Verbot nach Satz 1 nur insoweit, als das innerge-
meinschaftliche Verbringen, die Einfuhr oder die Aus-
fuhr


1. durch Rechtsverordnung nach § 14 Absatz 1 oder


2. durch unmittelbar geltende Rechtsakte der Europä-
ischen Gemeinschaft oder der Europäischen Union
im Anwendungsbereich dieses Gesetzes


geregelt worden ist.


(2) Das Verbringen lebender oder toter Tiere, von
Teilen von Tieren oder von Erzeugnissen nach anderen
Mitgliedstaaten ist verboten, soweit sie Vorschriften
des Bestimmungsmitgliedstaates nicht entsprechen,
die strengere Anforderungen als das deutsche Recht
stellen und die das Bundesministerium im Bundesan-
zeiger bekannt gemacht hat.


§ 14


Rechtsverordnungen
zur Regelung des innergemeinschaftlichen
Verbringens, der Einfuhr, Ausfuhr, Durchfuhr


(1) Das Bundesministerium wird ermächtigt, soweit
es zur Erfüllung der Zwecke des § 1 Satz 1 erforderlich
ist, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun-


desrates das innergemeinschaftliche Verbringen, die
Einfuhr, die Ausfuhr und die Durchfuhr lebender oder
toter Tiere, von Teilen von Tieren oder von Erzeugnis-
sen zu verbieten oder zu beschränken. Es kann dabei
insbesondere


1. das innergemeinschaftliche Verbringen, die Einfuhr,
die Ausfuhr und die Durchfuhr abhängig machen


a) von einer Anmeldung, einer Genehmigung, vom
Vorstellen bei der zuständigen Behörde oder von
einer Untersuchung,


b) von Anforderungen, unter denen


aa) lebende Tiere gehalten, behandelt oder ver-
bracht werden,


bb) tote Tiere oder Teile von Tieren behandelt
oder verbracht werden oder


cc) Erzeugnisse gewonnen, behandelt oder ver-
bracht werden,


c) von der Einhaltung von Anforderungen an Trans-
portmittel, mit denen die Tiere, deren Teile oder
die Erzeugnisse befördert werden,


d) von der Vorlage oder Begleitung bestimmter Be-
scheinigungen,


e) von einer bestimmten Kennzeichnung,


f) von einer Zulassung oder Registrierung der Be-
triebe, aus denen lebende oder tote Tiere, Teile
von toten Tieren oder die Erzeugnisse stammen
oder in die sie verbracht werden,


2. die Ausstellung der Bescheinigungen nach Num-
mer 1 Buchstabe d zu regeln,


3. Vorschriften erlassen über


a) die Voraussetzung und das Verfahren der Zulas-
sung oder Registrierung der Betriebe nach Num-
mer 1 Buchstabe f oder


b) die Rücknahme, den Widerruf oder das Ruhen
der Zulassung oder Registrierung,


4. vorschreiben, dass Tiere, deren Teile oder Erzeug-
nisse einer Absonderung – bei lebenden Tieren auch
in der Form der Quarantäne – und behördlichen Be-
obachtung unterliegen, nur zu bestimmten Zwecken
verwendet werden dürfen oder in bestimmter Weise
behandelt werden müssen,


5. das Verfahren im Übrigen, insbesondere der Unter-
suchung, Absonderung und Beobachtung, regeln
und die hierfür notwendigen Einrichtungen und ihren
Betrieb vorschreiben,


6. Ausnahmen von § 13 Absatz 1 Satz 1 regeln,


a) soweit es zur Durchführung von Rechtsakten der
Europäischen Gemeinschaft oder der Europä-
ischen Union erforderlich ist, oder


b) für das innergemeinschaftliche Verbringen, soweit
es zur Entsorgung in benachbarten Mitgliedstaa-
ten erforderlich ist und durch besondere Maßnah-
men sichergestellt wird, dass Tierseuchen nicht
verschleppt werden,


7. das innergemeinschaftliche Verbringen und die Ein-
fuhr vermehrungsfähiger Tierseuchenerreger, immu-
nologischer Tierarzneimittel oder In-vitro-Diagnos-
tika verbieten oder von der Erteilung einer Genehmi-
gung abhängig machen,
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8. die Voraussetzungen und das Verfahren der Geneh-
migung nach Nummer 7 regeln.


(2) Die Landesregierungen werden ermächtigt, so-
weit es zur Erfüllung der Zwecke des § 1 Satz 1 erfor-
derlich ist, durch Rechtsverordnung zur Erleichterung
des kleinen Grenzverkehrs einschließlich des Grenz-
weideverkehrs von den Vorschriften der nach Absatz 1
erlassenen Rechtsverordnungen abweichende Rege-
lungen zu treffen, soweit dies durch die Rechtsverord-
nungen nach Absatz 1 nicht ausdrücklich ausgeschlos-
sen und eine Einschleppung von Tierseuchen nicht zu
befürchten ist. Die Landesregierungen können diese Er-
mächtigung durch Rechtsverordnung auf andere Be-
hörden übertragen.


A b s c h n i t t 6


E n t s c h ä d i g u n g f ü r T i e r v e r l u s t e


§ 15


Grundsatz der Entschädigung


Vorbehaltlich der in diesem Gesetz bezeichneten
Ausnahmen wird auf Antrag eine Entschädigung in
Geld geleistet für


1. Tiere, die auf behördliche Anordnung getötet worden
oder nach Anordnung der Tötung verendet sind,


2. Tiere, bei denen nach dem Tode eine anzeigepflich-
tige Tierseuche festgestellt worden ist, soweit die
Voraussetzungen gegeben waren, unter denen die
Tiere auf behördliche Anordnung hätten getötet wer-
den müssen,


3. Tiere, bei denen nach dem Tode Milzbrand, Rausch-
brand oder Tollwut festgestellt worden ist,


4. Rinder, bei denen nach dem Tode Aujeszkysche
Krankheit festgestellt worden ist,


5. Tiere, von denen mit hinreichender Wahrscheinlich-
keit anzunehmen ist, dass sie auf Grund einer tier-
seuchenrechtlich vorgeschriebenen oder behördlich
angeordneten Impfung, Behandlung oder Maß-
nahme diagnostischer Art oder im Zusammenhang
mit der jeweiligen Durchführung getötet werden
mussten oder verendet sind und der Tod der Tiere
innerhalb von 30 Tagen nach Durchführung einer
oder, im Falle der Durchführung mehrerer der vorge-
nannten Maßnahmen, nach Durchführung der letzten
Maßnahme eingetreten ist,


6. Rinder, Schweine, Schafe und Geflügel, die oder das
Viehhöfen oder Schlachtstätten zugeführt und bei
der amtlichen Auftriebsuntersuchung oder bei der
Schlachttieruntersuchung als nicht seuchenkrank
oder seuchenverdächtig befunden worden sind oder
ist, soweit deren oder dessen Fleisch nach der
Schlachtung im Rahmen der Fleischuntersuchung
auf Grund einer tierseuchenrechtlichen Vorschrift
oder einer auf eine solche Vorschrift gestützten be-
hördlichen Anordnung gemaßregelt worden ist.


§ 16


Höhe der Entschädigung


(1) Der Entschädigung wird der gemeine Wert des
Tieres zu Grunde gelegt. Der gemeine Wert wird ohne
Rücksicht auf die Wertminderung, die das Tier infolge
der Tierseuche oder einer tierseuchenrechtlich vorge-


schriebenen oder behördlich angeordneten Maßnahme
erlitten hat, ermittelt.


(2) Die Entschädigung darf folgende Höchstsätze je
Tier nicht überschreiten:


1. Pferde, Esel, Maulesel, Maultiere 6 000 Euro,


2. Rinder einschließlich Bisons, Wisente
und Wasserbüffel 4 000 Euro,


3. Schweine 1 500 Euro,


4. Gehegewild 1 000 Euro,


5. Schafe 800 Euro,


6. Ziegen 800 Euro,


7. Geflügel 50 Euro.


Im Falle von Bienen und Hummeln beträgt der Höchst-
satz der Entschädigung 200 Euro je Volk und im Falle
von Fischen 20 Euro je Kilogramm Lebendgewicht. Das
Bundesministerium wird ermächtigt, durch Rechtsver-
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates in Abhän-
gigkeit von der Steigerung des gemeinen Wertes der
Tiere die in den Sätzen 1 und 2 festgesetzten Höchst-
sätze um bis zu 50 vom Hundert zu erhöhen, um ihr
Verhältnis zum gemeinen Wert der Tiere bei der jeweili-
gen Tierart zu wahren.


(3) Die Entschädigung nach Absatz 1 in Verbindung
mit Absatz 2 mindert sich


1. um 50 vom Hundert für Tiere, die, außer in den Fäl-
len des § 15 Nummer 3 und 4, vor Erstattung der
Anzeige nachweislich an der Tierseuche verendet
oder wegen der Tierseuche getötet worden sind,


2. um 20 vom Hundert im Falle des § 15 Nummer 6.


(4) Auf die Entschädigung wird der Wert der nach
Maßgabe einer tierseuchenrechtlichen Vorschrift oder
behördlichen Anordnung verwertbaren Teile des Tieres
angerechnet. Die bei der Verwertung oder Tötung des
Tieres unmittelbar entstehenden Kosten zählen nicht
zur Entschädigung, sie sind zusätzlich zu erstatten.
Bei der Festsetzung der Entschädigung werden Steu-
ern nicht berücksichtigt. Dies gilt nicht für Kosten nach
Satz 2.


§ 17


Ausschluss der Entschädigung


Keine Entschädigung wird gewährt für


1. Tiere, die dem Bund oder einem Land gehören,


2. Tiere, die entgegen § 13 oder einem der Bekämp-
fung von oder der Vorbeugung vor Tierseuchen
dienenden unmittelbar geltenden Rechtsakt der
Europäischen Gemeinschaft oder der Europäischen
Union im Anwendungsbereich dieses Gesetzes ein-
geführt, durchgeführt oder innergemeinschaftlich in
das Inland verbracht worden sind,


3. Tiere, die entgegen einer Vorschrift einer nach § 14
Absatz 1 erlassenen Rechtsverordnung eingeführt,
durchgeführt oder innergemeinschaftlich in das
Inland verbracht worden sind,


4. Tiere, die nach der Einfuhr oder dem innergemein-
schaftlichen Verbringen in das Inland auf Grund
einer im Zusammenhang mit der Einfuhr oder dem
innergemeinschaftlichen Verbringen tierseuchen-
rechtlich vorgeschriebenen oder behördlich ange-
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ordneten Maßnahme oder im Zusammenhang mit
einer solchen Maßnahme getötet werden mussten
oder verendet sind,


5. Schlachtvieh, das Viehhöfen oder Schlachtstätten
zugeführt worden ist; dies gilt nicht in den Fällen
des § 15 Nummer 1, 3 bis 6,


6. wildlebende Tiere oder gefangen gehaltene wild-
lebende Tiere, ausgenommen Gehegewild,


7. Tiere, die zu Tierversuchen verwendet werden,


8. Haustiere, die nicht Vieh, Bienen oder Hummeln
sind,


9. Zebras, Zebroide und Kameliden,


10. Fische, die zu Zierzwecken gezüchtet, gehalten
oder gehältert werden.


§ 18


Entfallen der Entschädigung


(1) Der Anspruch auf Entschädigung entfällt, wenn
der Tierhalter oder sein Vertreter im Zusammenhang
mit dem die Entschädigung auslösenden Fall


1. schuldhaft


a) eine Vorschrift dieses Gesetzes oder eine Vor-
schrift eines unmittelbar geltenden Rechtsaktes
der Europäischen Gemeinschaft oder der Europä-
ischen Union im Anwendungsbereich dieses Ge-
setzes,


b) den § 18 des Lebensmittel- und Futtermittel-
gesetzbuches oder eine Vorschrift eines unmittel-
bar geltenden Rechtsaktes der Europäischen Ge-
meinschaft oder der Europäischen Union im An-
wendungsbereich des § 18 des Lebensmittel-
und Futtermittelgesetzbuches,


c) eine Vorschrift des Tierische Nebenprodukte-Be-
seitigungsgesetzes oder eines unmittelbar gel-
tenden Rechtsaktes der Europäischen Gemein-
schaft oder der Europäischen Union auf dem Ge-
biet der tierischen Nebenprodukte,


d) eine Vorschrift einer nach einem der in Buch-
stabe a, b oder c bezeichneten Bestimmungen
erlassenen Rechtsverordnung oder


e) eine Maßnahme, die nach einem der in Buch-
stabe a, b oder c bezeichneten Bestimmungen
oder einer nach Buchstabe d genannten Rechts-
verordnung angeordnet worden ist,


nicht, nicht ordnungsgemäß oder nicht vollständig
befolgt oder nicht befolgt hat,


2. die nach § 4 vorgeschriebene Anzeige schuldhaft
nicht oder nicht unverzüglich erstattet hat, es sei
denn, dass die Anzeige von einem anderen nach
§ 4 Verpflichteten unverzüglich erstattet worden ist,


3. an der Tierseuche erkrankte Haustiere oder Fische
erworben hat und beim Erwerb Kenntnis von der
Tierseuche hatte oder den Umständen nach hätte
haben müssen.


In den Fällen des § 15 Nummer 1 entfällt der Anspruch
auf Entschädigung auch, wenn ein vollständiger Antrag
auf Zahlung der Entschädigung nicht spätestens
30 Tage nach der Tötung des Tieres, im Falle der Tö-
tung eines Bestandes nach der Tötung des letzten Tie-
res des Bestandes bei der nach Landesrecht zuständi-


gen Stelle eingegangen ist. § 32 des Verwaltungsver-
fahrensgesetzes gilt entsprechend.


(2) Der Anspruch entfällt ferner für Tiere, die vom
Tierhalter auf eigenen Wunsch mit Genehmigung der
zuständigen Behörde in einen auf Grund einer tierseu-
chenrechtlichen Vorschrift gesperrten Bestand ver-
bracht werden, wenn diese Tiere aus Gründen der Tier-
seuchenbekämpfung während der Sperre und wegen
der Tierseuche, die zur Sperre geführt hat, getötet wer-
den oder nachweislich an der Tierseuche verendet sind.


(3) Soweit nach Maßgabe des § 20 Absatz 1 in Ver-
bindung mit Absatz 2 Satz 1 auf Grund landesrecht-
licher Vorschriften vom Tierhalter Beiträge zur Gewäh-
rung von Entschädigungen erhoben werden, entfällt der
Anspruch außerdem, wenn der Tierhalter schuldhaft


1. bei den hierzu vorgeschriebenen Erhebungen einen
Tierbestand nicht angibt oder eine zu geringe Tier-
zahl angibt oder


2. seine Beitragspflicht nicht erfüllt.


(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten in den Fällen des § 16
Absatz 4 Satz 2 entsprechend.


§ 19


Teilweise Entschädigung


Die Entschädigung kann in den Fällen des § 18
Absatz 1 Satz 1 und 2 und Absatz 3 teilweise gewährt
werden, wenn die Schuld gering ist oder die Versagung
der Entschädigung für den Tierhalter eine unbillige
Härte bedeuten würde.


§ 20


Entschädigungspflichtiger


(1) Die Länder regeln, wer die Entschädigung ge-
währt und wie sie aufzubringen ist. Das Land hat die
Entschädigung zu leisten; soweit von Tierhaltern für be-
stimmte Tierarten zur Gewährung von Entschädigun-
gen Beiträge nach Absatz 2 Satz 1 erhoben werden,
hat es die Entschädigung jedoch nur zur Hälfte zu leis-
ten.


(2) Beiträge sind für Pferde, Esel, Maultiere und
Maulesel, Rinder einschließlich Bisons, Wisente und
Wasserbüffel, Schweine, Schafe und Ziegen, Gehege-
wild, Geflügel, Bienen, Hummeln und Fische zu erhe-
ben. Von der Erhebung von Beiträgen für Pferde, Esel,
Maultiere, Maulesel, Ziegen, Gehegewild, Geflügel, Bie-
nen, Hummeln und Fische kann abgesehen werden,
wenn sie zu einer unzumutbaren Belastung der Bei-
tragspflichtigen, insbesondere auf Grund geringer An-
zahl der betroffenen Tierhalter, führen würde oder hier-
für auf Grund der Tierseuchensituation kein Bedarf be-
steht. Die Beiträge sind nach Tierarten gesondert zu
erheben; bestimmte Tierarten können im Rahmen der
Beitragserhebung zusammengefasst werden. Die Bei-
träge können nach der Größe der Bestände und unter
Berücksichtigung der seuchenhygienischen Risiken,
insbesondere auf Grund der Betriebsorganisation, so-
wie zusätzlich nach Alter, Gewicht oder Nutzungsart
gestaffelt werden. Ferner können die Länder die Durch-
führung von Tierzählungen zum Zwecke der Beitrags-
erhebung regeln.
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(3) Werden von Tierhaltern zur Gewährung von Ent-
schädigungen Beiträge erhoben, dürfen für Tiere, die
dem Bund oder einem Land gehören, oder für das Vieh-
höfen oder Schlachtstätten zugeführte Schlachtvieh
keine Beiträge erhoben werden.


§ 21


Entschädigungsberechtigter, Forderungsübergang


(1) Die Entschädigung wird, soweit ein anderer
Berechtigter nicht bekannt ist, demjenigen gezahlt, in
dessen Gewahrsam sich das Tier zum Zeitpunkt des
Todes befand.


(2) Mit der Zahlung ist jeder Entschädigungsan-
spruch Dritter vorbehaltlich des Absatzes 3 erloschen.


(3) Steht dem Entschädigungsberechtigten ein An-
spruch auf Ersatz des Schadens gegen einen Dritten
zu, so geht der Anspruch auf den zur Entschädigung
Verpflichteten über, soweit dieser die Entschädigung
nach diesem Gesetz gewährt. Der Übergang kann nicht
zum Nachteil des Entschädigungsberechtigten geltend
gemacht werden. Gibt der Entschädigungsberechtigte
seinen Anspruch gegen den Dritten oder ein zur Siche-
rung des Anspruches dienendes Recht auf, so wird der
zur Entschädigung Verpflichtete insoweit frei, als er aus
dem Anspruch oder dem Recht hätte Ersatz erlangen
können.


(4) Richtet sich der Ersatzanspruch des Entschä-
digungsberechtigten gegen einen mit ihm in häuslicher
Gemeinschaft lebenden Familienangehörigen, so ist
der Übergang ausgeschlossen; der Anspruch geht je-
doch über, wenn der Angehörige den Schaden vorsätz-
lich verursacht hat.


§ 22


Ergänzende Bestimmungen


(1) Für die Anwendung der §§ 18 bis 21 stehen Be-
treiber einer Anlage oder Einrichtung zur Zucht, Haltung
oder Hälterung von Fischen den Tierhaltern gleich.


(2) Soweit ein unmittelbar geltender Rechtsakt der
Europäischen Gemeinschaft oder der Europäischen
Union im Anwendungsbereich dieses Gesetzes nicht
entgegensteht oder seine Durchführung es erfordert,
gelten die Absätze 1, 4 bis 6 und die §§ 15 bis 21 hin-
sichtlich der Entschädigungen für Tierverluste auf
Grund einer Vorschrift eines solchen Rechtsaktes ent-
sprechend.


(3) In den Fällen des § 16 Absatz 4 Satz 2 gelten die
Absätze 1 und 2 sowie die §§ 19 bis 21 entsprechend.


(4) Weitergehende Regelungen der Länder bleiben
unberührt.


(5) Für Streitigkeiten über Ansprüche nach diesem
Abschnitt ist der Rechtsweg vor den Verwaltungsge-
richten gegeben.


(6) Ansprüche nach den §§ 15 und 16 Absatz 4
Satz 2 verjähren nach einem Jahr. Die Verjährungsfrist
beginnt mit dem Ende des Jahres, in dem der Anspruch
entstanden ist.


A b s c h n i t t 7


D a t e n e r h e b u n g


§ 23


Datenerhebung


(1) Einrichtungen, die tierseuchenrechtlich vorge-
schriebene Untersuchungen durchführen, übermitteln
im Falle einer Untersuchung der zuständigen Behörde
zu den in Absatz 3 bezeichneten Zwecken die Angaben
über


1. die untersuchten Tiere, getrennt nach Tierarten, ins-
besondere Rinder, Schweine, Schafe, Ziegen und
Einhufer, sowie die jeweilige Kennzeichnung der un-
tersuchten Tiere, soweit diese Angaben bekannt
sind,


2. die Tierseuche, die Anlass für die Untersuchung war,


3. das Datum der Untersuchung,


4. das Ergebnis der Untersuchung einschließlich der
Untersuchungsmethode.


Die in Satz 1 genannten Einrichtungen übermitteln fer-
ner zu den in Absatz 3 Nummer 1 und 2 bezeichneten
Zwecken Name und Anschrift des Tierhalters sowie die
Registriernummer des Betriebes oder der Tierhaltung,
in dem oder in der die untersuchten Tiere gehalten wer-
den, soweit diese Angaben bekannt sind. Im Falle der
Übermittlung nach Satz 1 teilt die Untersuchungsein-
richtung dem jeweiligen Tierhalter oder, soweit dieser
nicht bekannt ist, dem Auftraggeber der Untersuchung
die übermittelten Angaben spätestens am Tage der
Übermittlung mit. Soweit tierseuchenrechtlich vor-
geschriebene Untersuchungen nicht in einer im Inland
gelegenen Einrichtung durchgeführt werden, hat der
Tierhalter die in Satz 1 genannten Angaben sowie die
Registriernummer des Betriebes oder der Tierhaltung,
in dem oder in der die untersuchten Tiere gehalten
werden, der zuständigen Behörde zu übermitteln. Die
Übermittlung der Angaben nach Satz 1, 2 oder 4 oder
die Mitteilung nach Satz 3 kann im automatisierten
Verfahren erfolgen, im Falle der Mitteilung nach Satz 3,
soweit der Tierhalter oder der Auftraggeber diesem Ver-
fahren zugestimmt hat.


(2) Der Tierhalter übermittelt der zuständigen Be-
hörde zu den in Absatz 3 genannten Zwecken Name
und Anschrift sowie die geographischen Koordinaten
des Standortes seiner Tierhaltung, soweit diese Anga-
ben nicht bereits nach anderen Vorschriften zum
Schutz vor Tierseuchen angezeigt worden sind. Die
Übermittlung der Angaben nach Satz 1 kann im auto-
matisierten Verfahren erfolgen.


(3) Die nach den Absätzen 1 und 2 zu übermitteln-
den Angaben dienen


1. dem Nachweis, dass Viehbestände, Bienenstände,
Hummelstände oder Fischbestände in einem be-
stimmten Gebiet frei von bestimmten Tierseuchen
sind,


2. als Grundlage


a) der Feststellung des Gesundheitsstatus oder


b) für die Aufrechterhaltung eines bestehenden Ge-
sundheitsstatus,


der untersuchten Tiere, eines Viehbestandes, Bie-
nenstandes, Hummelstandes oder Fischbestandes,
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3. als Grundlage für die Berichterstattung über den Ge-
sundheitsstatus von Viehbeständen, Bienenständen,
Hummelständen oder Fischbeständen gegenüber
den Organen oder Einrichtungen der Europäischen
Union.


(4) Die zuständige Behörde kann die nach den Ab-
sätzen 1 und 2 übermittelten Angaben im Rahmen ihrer
Aufgabenwahrnehmung zu den in Absatz 3 genannten
Zwecken verwenden. Die zuständige Behörde übermit-
telt auf Ersuchen die Angaben nach den Absätzen 1
und 2 an andere zuständige Behörden, soweit diese
die Daten im Rahmen ihrer Aufgabenerfüllung zu den
in Absatz 3 genannten Zwecken benötigen. Satz 1 gilt
für diese Behörden entsprechend. Die Übermittlung der
Angaben nach Satz 1 kann durch Abruf im automati-
sierten Verfahren erfolgen.


(5) Die zuständige Behörde


1. übermittelt dem Friedrich-Loeffler-Institut auf Er-
suchen die Angaben nach Absatz 1 sowie die vom
Tierhalter nach Absatz 2 übermittelten geographi-
schen Koordinaten des Standortes seiner Tierhal-
tung, soweit dies


a) zur Erstellung von Risikobewertungen nach § 27
Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 erforderlich ist oder


b) zur Mitwirkung nach § 27 Absatz 3 Satz 1 Num-
mer 3 erforderlich ist,


2. soll dem Friedrich-Loeffler-Institut auf Ersuchen die
in Nummer 1 genannten Angaben übermitteln, so-
weit dies zur Durchführung wissenschaftlicher For-
schung auf dem Gebiet der Tiergesundheit erforder-
lich ist, das wissenschaftliche Interesse an der
Durchführung von Forschungsvorhaben das Inte-
resse des Betroffenen an dem Ausschluss der
Zweckänderung erheblich überwiegt und der Zweck
der Forschung auf andere Weise nicht oder nur mit
unverhältnismäßigem Aufwand erreicht werden
kann.


Zusätzlich zu den Angaben nach Satz 1 übermittelt die
zuständige Behörde dem Friedrich-Loeffler-Institut auf
Ersuchen Angaben über das Verbringen von Tieren,
und, soweit vorhanden, über das Verbringen von Er-
zeugnissen sowie über Betriebe, die nach den Vor-
schriften des tierische Nebenprodukte-Beseitigungs-
rechtes oder des Lebensmittelhygienerechtes zugelas-
sen sind, soweit dies


1. zur Erstellung von Risikobewertungen nach § 27 Ab-
satz 2 Satz 1 Nummer 2 erforderlich ist oder


2. zur Mitwirkung nach § 27 Absatz 3 Satz 1 Nummer 3
erforderlich ist.


Die Übermittlung der Angaben nach Satz 1 oder 2 kann
auch im automatisierten Verfahren erfolgen. Für die
Zulässigkeit der Verwendung der Daten durch das
Friedrich-Loeffler-Institut gelten die Sätze 1 und 2 ent-
sprechend. Im Falle des Satzes 1 Nummer 2 dürfen die
Daten nur in anonymisierter Form übermittelt werden.


(6) Ein Tierhalter kann schriftliche Auskunft über die
nach den Absätzen 1 und 2 übermittelten Angaben ver-
langen. Er kann die Angaben nach Satz 1 im automati-
sierten Verfahren abrufen, soweit ein solches eingerich-
tet worden ist. Die schriftlich erteilte unentgeltliche
Auskunft nach Satz 1 oder der schriftliche unentgelt-
liche Auszug der Angabe nach Satz 2 aus einem sol-


chen Auskunftsverlangen steht einer tierärztlichen Be-
scheinigung in den Fällen gleich, in denen diese


1. durch dieses Gesetz oder auf Grund dieses Geset-
zes erlassener Rechtsverordnungen vorgeschrieben
ist und


2. nicht auf Gemeinschaftsrecht oder Unionsrecht be-
ruht oder Gemeinschaftsrecht oder Unionsrecht
nicht entgegensteht.


Der schriftliche Auszug nach Satz 2 hat Name und An-
schrift des Tierhalters sowie das Datum desjenigen Ta-
ges zu enthalten, an dem der schriftliche Auszug gefer-
tigt wurde. Diese Angaben können auch handschriftlich
hinzugefügt werden. Der schriftliche Auszug ist vom
Tierhalter zu unterschreiben.


(7) Die in Absatz 1 bezeichneten oder nach Absatz 4
Satz 2 oder Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 übermittelten
Angaben sind von den dort jeweils genannten Behör-
den für die Dauer von fünf Jahren aufzubewahren. Die
Frist beginnt mit Ablauf des 31. Dezember desjenigen
Jahres, in dem die Daten erhoben worden sind. Nach
Ablauf der Aufbewahrungsfrist sind die Daten unver-
züglich zu löschen, soweit sie zur Erfüllung der Aufga-
ben nach Absatz 3 nicht mehr benötigt werden, spätes-
tens aber unverzüglich nach Erfüllung der Aufgaben.
Andere Vorschriften, nach denen eine längere Aufbe-
wahrungsfrist besteht, bleiben unberührt. Satz 3 gilt
für nach Absatz 5 Satz 1 übermittelte Angaben für das
Friedrich-Loeffler-Institut mit der Maßgabe entspre-
chend, dass diese Angaben zur Erfüllung der dort ge-
nannten Aufgaben nicht mehr benötigt werden.


A b s c h n i t t 8


Ü b e r w a c h u n g , z u s t ä n d i g e B e h ö r d e n


§ 24


Überwachung


(1) Die Durchführung der Vorschriften dieses Geset-
zes und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen
Rechtsvorschriften sowie der unmittelbar geltenden
Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaft oder der
Europäischen Union im Anwendungsbereich dieses
Gesetzes obliegt den zuständigen Behörden, soweit
gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. In diesem
Rahmen überwachen sie die Einhaltung der vorstehend
genannten Vorschriften sowie der auf Grund dieser Vor-
schriften ergangenen vollziehbaren Anordnungen. Die
Überwachung ist jeweils von approbierten Tierärzten
oder unter deren fachlicher Aufsicht stehenden anderen
Personen durchzuführen. Die §§ 27 und 28 bleiben
unberührt.


(2) Die zuständigen Behörden können, soweit es zur
Durchführung ihrer Aufgaben nach Absatz 1 erforder-
lich ist, außerhalb der zuständigen Behörde tätigen
Tierärzten Aufgaben übertragen oder diese zur Mitwir-
kung heranziehen. Die Länder regeln die näheren Ein-
zelheiten der Heranziehung.


(3) Die zuständige Behörde trifft die notwendigen
Anordnungen und Maßnahmen, die zur Feststellung
oder zur Ausräumung eines hinreichenden Verdachtes,
eines Verstoßes oder zur Beseitigung festgestellter Ver-
stöße oder zur Verhütung künftiger Verstöße erforder-
lich sind. Sie kann insbesondere
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1. das Inverkehrbringen und die Anwendung immuno-
logischer Tierarzneimittel oder In-vitro-Diagnostika
untersagen, deren Rückruf anordnen und diese
sicherstellen, soweit


a) der begründete Verdacht besteht, dass das im-
munologische Tierarzneimittel bei bestimmungs-
gemäßem Gebrauch schädliche Wirkungen hat,
die über ein nach den Erkenntnissen der veteri-
närmedizinischen Wissenschaft vertretbares
Maß hinausgehen,


b) dem immunologischen Tierarzneimittel oder dem
In-vitro-Diagnostikum die Wirksamkeit fehlt,


c) das immunologische Tierarzneimittel oder das
In-vitro-Diagnostikum nicht die nach den Er-
kenntnissen der veterinärmedizinischen Wissen-
schaft erforderliche Qualität aufweist,


d) die vorgeschriebenen Qualitätskontrollen nicht
durchgeführt worden sind oder


e) die erforderliche Erlaubnis für das Herstellen,
das innergemeinschaftliche Verbringen, die Ein-
fuhr oder die Durchfuhr des immunologischen
Tierarzneimittels oder des In-vitro-Diagnosti-
kums nicht vorliegt oder ein Grund zur Rück-
nahme oder zum Widerruf der Erlaubnis gege-
ben ist,


2. anordnen, dass derjenige, der ein Tier hält, ver-
bracht oder in den Verkehr gebracht hat oder ein
Erzeugnis hergestellt, behandelt, verbracht oder in
den Verkehr gebracht hat oder eine der vorstehend
bezeichneten Handlungen beabsichtigt,


a) eine Untersuchung durchführt oder durchführen
lässt und ihr das Ergebnis mitteilt,


b) ihr den Eingang eines Erzeugnisses anzeigt,


soweit Grund zu der Annahme besteht, dass das
Tier oder das Erzeugnis den Vorschriften dieses
Gesetzes, der auf Grund dieses Gesetzes erlasse-
nen Rechtsverordnungen oder eines unmittelbar
geltenden Rechtsaktes der Europäischen Gemein-
schaft oder der Europäischen Union im
Anwendungsbereich dieses Gesetzes nicht ent-
spricht,


3. vorübergehend verbieten, dass ein Tier oder Er-
zeugnis verbracht oder in den Verkehr gebracht
wird, bis das Ergebnis der Untersuchung einer ent-
nommenen Probe oder einer nach Nummer 1 ange-
ordneten Untersuchung vorliegt,


4. das Verbringen oder das Inverkehrbringen eines
Tieres oder das Herstellen, das Behandeln, das Ver-
bringen oder das Inverkehrbringen eines Erzeugnis-
ses verbieten oder beschränken,


5. ein lebendes oder totes Tier, ein Teil eines Tieres
oder ein Erzeugnis, auch vorläufig, sicherstellen so-
wie die Tötung eines Tieres oder die unschädliche
Beseitigung eines toten Tieres, eines Teils eines
Tieres oder eines Erzeugnisses anordnen,


6. das Verbringen eines Tieres oder eines Erzeugnis-
ses in das Inland im Einzelfall vorübergehend ver-
bieten oder beschränken, wenn


a) die Bundesrepublik Deutschland durch einen
Rechtsakt der Europäischen Gemeinschaft oder
der Europäischen Union im Anwendungsbereich
dieses Gesetzes hierzu ermächtigt worden ist


und das Bundesministerium dies im Bundesan-
zeiger bekannt gemacht hat oder


b) Tatsachen vorliegen, die darauf schließen las-
sen, dass die Tiere oder Erzeugnisse ein Risiko
für die Gesundheit von Mensch oder Tier mit
sich bringen,


7. die Absonderung von Tieren anordnen,


8. eine Maßnahme überwachen oder, soweit erforder-
lich, anordnen, mit der verhindert werden soll, dass
ein Tier oder ein Erzeugnis, das den Verbraucher
noch nicht erreicht hat, auch durch andere Wirt-
schaftsbeteiligte weiter in den Verkehr gebracht
wird (Rücknahme), oder die auf die Rückgabe eines
in den Verkehr gebrachten Tieres oder Erzeugnis-
ses abzielt, das den Verbraucher oder den Verwen-
der bereits erreicht hat oder erreicht haben könnte
(Rückruf),


9. anordnen, dass diejenigen, die einer von einem le-
benden oder toten Tier, einem Teil eines Tieres oder
Erzeugnisses ausgehenden Gefahr ausgesetzt sein
können, rechtzeitig in geeigneter Form auf diese
Gefahr hingewiesen werden,


10. eine Untersuchung, therapeutische Maßnahme,
Heilbehandlung oder Impfung anordnen,


11. Sendungen der in Satz 1 genannten Art sowie de-
ren Beförderungsmittel, Behälter, Lademittel und
Verpackungsmittel bei der Einfuhr, Durchfuhr und
Ausfuhr zur Überwachung anhalten,


soweit durch dieses Gesetz, durch Rechtsverordnung
nach diesem Gesetz oder durch einen unmittelbar gel-
tenden Rechtsakt der Europäischen Gemeinschaft oder
der Europäischen Union eine Regelung nicht getroffen
worden ist oder eine durch die vorstehend genannten
Vorschriften getroffene Regelung nicht entgegensteht.
Sie kann ferner das Halten von Haustieren und Fischen
zeitweilig untersagen, soweit der Tierhalter wiederholt


1. rechtskräftig nach § 31 verurteilt worden ist oder


2. auf Grund rechtskräftig festgestellter Ordnungswid-
rigkeiten nach § 32 Absatz 1 und 2 die erforderliche
Zuverlässigkeit nicht besitzt.


(4) Natürliche und juristische Personen und nicht
rechtsfähige Personenvereinigungen haben den zu-
ständigen Behörden auf Verlangen die Auskünfte zu er-
teilen, die zur Durchführung der den Behörden nach
Absatz 1 übertragenen Aufgaben erforderlich sind. Die
Auskunftspflichtigen können die Auskunft auf solche
Fragen verweigern, deren Beantwortung sie selbst oder
einen der in § 383 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 der Zivil-
prozessordnung bezeichneten Angehörigen der Gefahr
strafgerichtlicher Verfolgung oder eines Verfahrens
nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten ausset-
zen würde.


(5) Personen,


1. die von der zuständigen Behörde beauftragt sind,
sowie in ihrer Begleitung befindliche Sachverstän-
dige des Bundes, der Mitgliedstaaten oder der Eu-
ropäischen Kommission oder


2. des Friedrich-Loeffler-Instituts, die an epidemiolo-
gischen Untersuchungen nach § 27 Absatz 3 Satz 1
Nummer 3 mitwirken,


dürfen im Rahmen der Absätze 1 bis 4 Grundstücke,
Wirtschaftsgebäude, Geschäfts-, Betriebs- und Lager-
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räume sowie Transportmittel während der Geschäfts-
und Betriebszeiten betreten, dort Besichtigungen vor-
nehmen und geschäftliche Unterlagen einsehen, prüfen
und, soweit dies zur Aufgabenerfüllung nach den Ab-
sätzen 1 und 2 erforderlich ist, Vervielfältigungen erstel-
len. In den Fällen des Satzes 1 Nummer 2 bedarf es des
Benehmens mit der zuständigen obersten Landesbe-
hörde.


(6) Die von der zuständigen Behörde mit der Durch-
führung von Bekämpfungsmaßnahmen beauftragten
Personen dürfen im Rahmen ihres Auftrages während
der Geschäfts- und Betriebszeiten Grundstücke, Wirt-
schaftsgebäude, Geschäfts-, Betriebs- und Lager-
räume sowie Transportmittel betreten und dort Unter-
suchungen von Tieren und Bekämpfungsmaßnahmen
durchführen. Auf Anforderung sind den beauftragten
Personen lebende oder tote Tiere, Teile von Tieren oder
Erzeugnisse zur Untersuchung zu überlassen, soweit
dies zur Feststellung einer Tierseuche erforderlich ist.


(7) Zur Verhütung dringender Gefahren für die öffent-
liche Sicherheit und Ordnung dürfen die in den Absät-
zen 5 und 6 genannten Personen


1. die Grundstücke, Wirtschaftsgebäude, Geschäfts-,
Betriebs- und Lagerräume sowie Transportmittel
auch außerhalb der Geschäfts- und Betriebszeiten
und auch dann betreten, wenn diese zugleich Wohn-
zwecken des Tierhalters oder sonst Verfügungs-
berechtigten dienen,


2. Wohnräume, in denen Tiere gehalten werden, betre-
ten.


Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung (Ar-
tikel 13 des Grundgesetzes) wird insoweit einge-
schränkt.


(8) Die von der zuständigen Behörde beauftragten
Personen oder Personen nach Absatz 5 Satz 1 Num-
mer 2 sind ferner befugt, gegen Empfangsbescheini-
gung Proben immunologischer Tierarzneimittel sowie
Proben von Futtermitteln, die Träger von Tierseuchen-
erregern sein können, nach ihrer Auswahl zum Zwecke
der Untersuchung zu fordern oder zu entnehmen. So-
weit der Betroffene nicht ausdrücklich darauf verzich-
tet, ist ein Teil der Probe oder, soweit die Probe nicht
oder ohne Gefährdung des Untersuchungszweckes
nicht in Teile gleicher Beschaffenheit teilbar ist, ein
zweites Stück der gleichen Art, wie das als Probe ent-
nommene, zurückzulassen. Zurückzulassende Proben
sind amtlich zu verschließen oder zu versiegeln. Sie
sind mit dem Datum der Probenahme und dem Datum
des Tages zu versehen, nach dessen Ablauf der Ver-
schluss oder die Versiegelung als aufgehoben gelten.
Für Proben, die bei einem anderen als demjenigen ent-
nommen werden, der immunologische Tierarzneimittel
oder Futtermittel, die Träger von Tierseuchenerregern
sein können, unter seinem Namen abgibt, ist eine an-
gemessene Entschädigung in Geld zu leisten, soweit
nicht ausdrücklich darauf verzichtet wird.


(9) Der Tierhalter oder der sonst Verfügungsberech-
tigte hat die Maßnahmen nach den Absätzen 3, 5 bis 8
Satz 1 zu dulden, die mit diesen Maßnahmen beauf-
tragten Personen zu unterstützen und die für die Durch-
führung dieser Maßnahmen erforderlichen geschäft-
lichen Unterlagen vorzulegen.


(10) Die Absätze 4 bis 6, 8 und 9 gelten für die
Durchführung eines Monitorings nach § 10 entspre-
chend.


(11) Die für die Erfassung von Risiken immunologi-
scher Tierarzneimittel zuständige Bundesoberbehörde
kann in Betrieben und Einrichtungen, die immunologi-
sche Tierarzneimittel herstellen oder in den Verkehr
bringen, die Einhaltung der Vorschriften über die
Sammlung und Auswertung von Daten zu unerwünsch-
ten Wirkungen immunologischer Tierarzneimittel über-
prüfen. Zu diesem Zweck können Beauftragte der
zuständigen Bundesoberbehörde im Benehmen mit
der zuständigen Behörde, der die Überwachung tier-
seuchenrechtlicher Vorschriften im Übrigen obliegt, Be-
triebs- und Geschäftsräume während der üblichen
Geschäfts- und Betriebszeiten betreten, Auskünfte ver-
langen, Unterlagen einsehen, prüfen und Vervielfälti-
gungen erstellen.


(12) Die nach Landesrecht für die Lebensmittel-
überwachung, die Tierarzneimittelüberwachung, die
Futtermittelüberwachung und die Tierschutzüber-
wachung zuständigen Behörden übermitteln der für
die Überwachung nach Absatz 1 zuständigen Behörde
auf Ersuchen die zu deren Aufgabenerfüllung erforder-
lichen Angaben.


(13) Das Brief- und Postgeheimnis nach Artikel 10
des Grundgesetzes wird nach Maßgabe des Absatzes 3
Satz 1 und 2 Nummer 11 eingeschränkt.


§ 25


Überwachung
bestimmter Veranstaltungen und Einrichtungen


(1) Viehmärkte, Viehhöfe, Viehausstellungen, Vogel-
börsen oder Veranstaltungen ähnlicher Art, Viehhan-
delsunternehmen, Transportunternehmen, Viehsam-
melstellen und Schlachtstätten werden durch die zu-
ständige Behörde überwacht. Die zuständige Behörde
kann die Anordnungen treffen, die erforderlich sind, um
an den der Überwachung unterliegenden Orten oder in
den der Überwachung unterliegenden Betrieben und
sonstigen Einrichtungen sicherzustellen, dass die zur
Erfüllung der Zwecke des § 1 Satz 1 notwendigen An-
forderungen eingehalten werden.


(2) Jahr- und Wochenmärkte, auf denen Vieh nur in
geringem Umfang gehandelt wird, können von der zu-
ständigen Behörde von der Überwachung befreit wer-
den, soweit Belange der Tierseuchenbekämpfung nicht
entgegenstehen.


(3) Die Überwachung kann ausgedehnt werden auf


1. Vieh, Hunde, Katzen und Fische, soweit sie zum
Zwecke des Inverkehrbringens zusammengebracht
werden,


2. Tierschauen, Wettbewerben oder Veranstaltungen
ähnlicher Art,


3. Vieh oder Fische, soweit sie auf behördliche Anord-
nung zusammengezogen worden sind,


4. Tierhaltungen,


5. Tierkliniken oder


6. sonstige Betriebe oder Einrichtungen,


von denen die Gefahr einer Tierseuche ausgehen kann.
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§ 26


Rechtsverordnungen zur Überwachung


(1) Das Bundesministerium wird ermächtigt, durch
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates,
soweit es zur Erfüllung der Zwecke des § 1 notwendig
ist, die Überwachung näher zu regeln. Es kann dabei
insbesondere Vorschriften über


1. Untersuchungen einschließlich der Probenahme,


2. Maßnahmen, die zu ergreifen sind, wenn lebende
oder tote Tiere, Teile von Tieren oder Erzeugnisse
diesem Gesetz, den auf Grund dieses Gesetzes er-
lassenen Rechtsverordnungen oder unmittelbar gel-
tenden Rechtsakten der Europäischen Gemein-
schaft oder der Europäischen Union im Anwen-
dungsbereich dieses Gesetzes nicht entsprechen,


3. die Absonderung, bei lebenden Tieren auch in der
Form der Quarantäne, und die behördliche Beob-
achtung,


4. Einzelheiten der Mitwirkungspflichten, insbesondere
Duldungs-, Unterstützungs- und Vorlagepflichten,


5. Pflichten zur


a) Durchführung bestimmter betriebseigener Kon-
trollen,


b) Aufzeichnung, zur Mitführung und zur Aufbewah-
rung von Unterlagen und


c) Entnahme von Proben und deren Aufbewahrung
und


6. den Personenkreis, der nach den Nummern 1, 2, 4
und 5 verpflichtet ist,


erlassen.


(2) Das Bundesministerium wird ermächtigt, durch
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates
zur wirksamen Ausführung der nach diesem Gesetz
oder auf Grund dieses Gesetzes vorgesehenen Maß-
nahmen


1. eine Anzeige über


a) das Vorhandensein, die Anzahl, die Nutzungsart,
den Abgang oder den Zugang oder über Ortsver-
änderungen von Haustieren und Fischen,


b) den Abgang oder den Zugang von toten Tieren
oder Teilen von Tieren oder


c) die in den § 6 Absatz 1 Nummer 2, 5, 6 und 11
und in § 25 aufgeführten Betriebe, Unternehmen
oder Veranstaltungen sowie


2. eine behördliche Registrierung oder Zulassung, ein-
schließlich der Vergabe von Registriernummern oder
Zulassungsnummern, von Haustieren und der in
Nummer 1 Buchstabe c genannten Betriebe, Unter-
nehmen oder Veranstaltungen


vorzuschreiben.


(3) Das Bundesministerium wird ermächtigt, durch
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates
zur Erlangung einer umfassenden Übersicht über Vor-
kommen und Ausbreitung anderer als anzeigepflichti-
ger Tierseuchen


1. Meldungen über Auftreten, Verlauf und Häufigkeit
von Tierseuchen oder den Nachweis deren Erreger
vorzuschreiben,


2. das Meldeverfahren zu regeln,


3. den Kreis der Meldepflichtigen zu bestimmen.


Im Falle des Satzes 1 Nummer 3 darf nur verpflichtet
werden, wer im Rahmen seiner Aufgaben von den in
Satz 1 Nummer 1 bezeichneten Sachverhalten Kenntnis
erhält.


(4) Das Bundesministerium wird ermächtigt, zur Er-
füllung der Berichtspflichten, die sich aus Rechtsvor-
schriften nach diesem Gesetz oder auf Grund dieses
Gesetzes erlassener Rechtsverordnungen oder aus
Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaft oder der
Europäischen Union im Anwendungsbereich dieses
Gesetzes ergeben und gegenüber der Europäischen
Union bestehen, durch Rechtsverordnung mit Zustim-
mung des Bundesrates die Übermittlung der erforder-
lichen Angaben an das Bundesministerium oder das
Friedrich-Loeffler-Institut durch die zuständigen Behör-
den zu regeln.


§ 27


Friedrich-Loeffler-Institut


(1) Das Friedrich-Loeffler-Institut ist eine selbständige
Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des Bundes-
ministeriums. Es forscht auf dem Gebiet der Tierseu-
chen, des Tierschutzes, der Tierhaltung, der Tierernäh-
rung und der Nutztiergenetik und unterrichtet und berät
die Bundesregierung auf diesen Gebieten.


(2) Das Friedrich-Loeffler-Institut ist zuständig für


1. die Zulassung von In-vitro-Diagnostika,


2. die Erstellung von Risikobewertungen auf dem Ge-
biet der Tierseuchenbekämpfung und


3. die Beobachtung der weltweiten Tiergesundheits-
situation im Hinblick auf die Gefahr der Einschlep-
pung von Tierseuchenerregern durch lebende Tiere
oder Erzeugnisse in das Inland.


Die für die Zulassung nach Satz 1 Nummer 1 zustän-
dige Organisationseinheit ist personell und organisato-
risch von den übrigen Organisationseinheiten des
Friedrich-Loeffler-Institutes zu trennen.


(3) Das Friedrich-Loeffler-Institut wirkt mit bei der


1. Erstellung von Plänen zur Durchführung eines Moni-
torings und der Bewertung seiner Ergebnisse,


2. Untersuchung von Tieren oder Erzeugnissen, die zur
Einfuhr oder Ausfuhr bestimmt sind,


3. epidemiologischen Untersuchung im Falle des Ver-
dachtes oder des Ausbruchs einer Tierseuche.


Es nimmt die Aufgabe eines


1. nationalen Referenzlabors für anzeigepflichtige Tier-
seuchen,


2. gemeinschaftlichen Referenzlabors für anzeige-
pflichtige Tierseuchen,


3. Referenzlabors eines anderen Mitgliedstaates, eines
Drittlandes oder einer internationalen Organisation


wahr, soweit es als solches benannt ist. Im Rahmen
seiner Aufgabenwahrnehmung als nationales Referenz-
labor für anzeigepflichtige Tierseuchen obliegt es dem
Friedrich-Loeffler-Institut ferner, Ringversuche oder
ähnliche Maßnahmen durchzuführen, um darauf hinzu-
wirken, dass die von den zuständigen Behörden mit der
Untersuchung anzeigepflichtiger Tierseuchen beauf-
tragten Laboratorien die auf Grund von Rechtsakten
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der Europäischen Gemeinschaft oder der Europäischen
Union vorgesehenen Anforderungen, insbesondere an
die Diagnostik, erfüllen können.


(4) Das Friedrich-Loeffler-Institut veröffentlicht


1. unter Mitwirkung wissenschaftlicher Sachverständi-
ger eine amtliche Sammlung von Verfahren zur Pro-
benahme und Untersuchung von Untersuchungs-
material tierischen Ursprungs im Hinblick auf anzei-
gepflichtige Tierseuchen (amtliche Methodensamm-
lung),


2. unter Mitwirkung der Länder jährlich einen Bericht
über die Entwicklung der Tiergesundheit (Tierge-
sundheitsjahresbericht),


3. die Empfehlungen der Ständigen Impfkommission
Veterinärmedizin nach Absatz 6 Satz 2.


Die amtliche Methodensammlung nach Satz 1 Num-
mer 1 ist auf dem neuesten Stand zu halten.


(5) Auf Ersuchen einer obersten Landesbehörde
kann das Friedrich-Loeffler-Institut die zuständigen Be-
hörden im Hinblick auf


1. Maßnahmen


a) zur Erkennung von Tierseuchen und deren Be-
kämpfung,


b) zur Vorbeugung vor und der Verhinderung der
Verschleppung von Tierseuchen,


2. die Beurteilung der Gefahren im Falle des Verdach-
tes oder des Ausbruches einer Tierseuche


beraten.


(6) Beim Friedrich-Loeffler-Institut wird eine Stän-
dige Impfkommission Veterinärmedizin eingerichtet.
Die Ständige Impfkommission Veterinärmedizin ist wei-
sungsunabhängig und gibt Empfehlungen zur Durch-
führung von Impfungen. Die Mitglieder der Ständigen
Impfkommission Veterinärmedizin werden vom Fried-
rich-Loeffler-Institut im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium für die Dauer von drei Jahren berufen. Eine
Wiederberufung ist zulässig. Die Ständige Impfkommis-
sion Veterinärmedizin gibt sich eine Geschäftsordnung,
die der Zustimmung des Bundesministeriums bedarf.
Ihre Sitzungen sind vertraulich und die Mitglieder der
Ständigen Impfkommission Veterinärmedizin sind zur
Verschwiegenheit verpflichtet. Vertreter des Bundes-
ministeriums und des Paul-Ehrlich-Institutes nehmen
mit beratender Stimme an den Sitzungen der Ständigen
Impfkommission Veterinärmedizin teil. Das Bundes-
ministerium wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung
ohne Zustimmung des Bundesrates


1. die Zusammensetzung und das Verfahren der Stän-
digen Impfkommission Veterinärmedizin, einschließ-
lich der Geschäftsführung, sowie die Heranziehung
externer Sachverständiger zu regeln und


2. die Aufgaben der Ständigen Impfkommission Vete-
rinärmedizin näher zu bestimmen.


§ 28


Durchführung bei
Bundeswehr, Kliniken und Instituten


(1) Im Geschäftsbereich des Bundesministeriums
der Verteidigung obliegt die Durchführung der Vor-
schriften dieses Gesetzes, der auf Grund dieses Geset-
zes erlassenen Rechtsvorschriften und der unmittelbar


geltenden Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaft
oder der Europäischen Union im Anwendungsbereich
dieses Gesetzes, mit Ausnahme der Vorschriften für
das innergemeinschaftliche Verbringen, die Einfuhr, die
Durchfuhr und die Ausfuhr, den zuständigen Dienststel-
len der Bundeswehr. Diese Dienststellen haben der für
den Standort zuständigen Behörde den Ausbruch, den
Verdacht des Ausbruchs, den Verlauf und das Erlö-
schen einer Tierseuche in ihrem Zuständigkeitsbereich
mitzuteilen; bei Tierseuchen, die bekämpft werden
müssen, haben sie auch die getroffenen tierseuchen-
rechtlichen Maßnahmen unverzüglich mitzuteilen.


(2) Dem Friedrich-Loeffler-Institut, dem Bundesinsti-
tut für Risikobewertung, dem Bundesamt für Verbrau-
cherschutz und Lebensmittelsicherheit (Bundesamt)
sowie dem Paul-Ehrlich-Institut obliegt die Bekämp-
fung von Tierseuchen bei den von ihnen gehaltenen
Tieren, soweit die Tierseuchen Gegenstand bestimmter
wissenschaftlicher Versuche sind.


(3) Die zuständigen obersten Landesbehörden kön-
nen


1. den Vorständen der Kliniken und Institute der tier-
ärztlichen Bildungsstätten sowie


2. im Benehmen mit dem Bundesministerium anderen
an der wissenschaftlichen Erforschung von Tierseu-
chen arbeitenden Einrichtungen, bei denen ein Tier-
arzt angestellt ist,


die Bekämpfung von Tierseuchen in entsprechender
Anwendung des Absatzes 2 übertragen.


(4) In den Fällen der Absätze 2 und 3 finden die Vor-
schriften zur Bekämpfung von Tierseuchen mit den Ein-
schränkungen Anwendung, die sich aus dem Zweck der
wissenschaftlichen Versuche ergeben. Soweit die Tier-
seuchen nicht Gegenstand bestimmter wissenschaft-
licher Versuche sind, kann mit Genehmigung der zu-
ständigen obersten Landesbehörden von einer vor-
geschriebenen unverzüglichen Tötung der Versuchstiere
abgesehen werden, soweit der Zweck der wissenschaft-
lichen Versuche dies erfordert und Belange der Tierseu-
chenbekämpfung nicht entgegenstehen.


(5) Die in den Absätzen 2 und 3 genannten Anstalten
und Einrichtungen haben den Ausbruch oder den Ver-
dacht des Ausbruchs einer Tierseuche, die nicht Ge-
genstand ihrer wissenschaftlichen Versuche ist, der zu-
ständigen Behörde unverzüglich anzuzeigen.


§ 29


Mitwirkung der Zolldienststellen


(1) Das Bundesministerium der Finanzen und die
von ihm bestimmten Zolldienststellen wirken bei der
Überwachung der Einfuhr, Durchfuhr und Ausfuhr le-
bender und toter Tiere, von Teilen von Tieren und Er-
zeugnissen mit. Die Zolldienststellen können


1. Sendungen der in Satz 1 genannten Art sowie deren
Beförderungsmittel, Behälter, Lademittel und Verpa-
ckungsmittel bei der Einfuhr, Durchfuhr und Ausfuhr
zur Überwachung anhalten,


2. den Verdacht von Verstößen gegen Verbote und Be-
schränkungen nach diesem Gesetz, den auf Grund
dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen
oder den unmittelbar geltenden Rechtsakten der Eu-
ropäischen Gemeinschaft oder der Europäischen
Union im Anwendungsbereich dieses Gesetzes, der
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sich bei der Abfertigung ergibt, den nach § 24 Ab-
satz 1 zuständigen Behörden mitteilen,


3. in den Fällen der Nummer 2 anordnen, dass die Sen-
dungen der in Satz 1 genannten Art auf Kosten und
Gefahr des Verfügungsberechtigten der für die Über-
wachung zuständigen Behörde vorgeführt werden.


Das Brief- und Postgeheimnis nach Artikel 10 des
Grundgesetzes wird nach Maßgabe der Sätze 1 und 2
eingeschränkt.


(2) Zum Zwecke der Überwachung in das Inland ein-
geführter Tiere und Erzeugnisse übermitteln die Zoll-
dienststellen den nach § 24 Absatz 1 zuständigen Be-
hörden nach Maßgabe der Sätze 4 bis 6 die für die
Überwachung erforderlichen Angaben über das Eintref-
fen oder den voraussichtlichen Zeitpunkt des Eintref-
fens von Sendungen der vorstehend genannten Art.
Zu übermittelnde Angaben nach Satz 1 sind die Anga-
ben über die Menge, das Herkunftsland, den Einführer,
den Hersteller oder einen anderen auf Grund dieses
Gesetzes, der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen
Rechtsvorschriften oder der unmittelbar geltenden
Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaft oder der
Europäischen Union im Anwendungsbereich dieses
Gesetzes Verantwortlichen (sonstiger Verantwortlicher).
Die Angaben zu den Einführern, Herstellern und sons-
tigen Verantwortlichen umfassen deren Name, Anschrift
und Telekommunikationsdaten, soweit den Zolldienst-
stellen die Angaben im Rahmen ihrer Mitwirkung bei
der Überwachung vorliegen. Die Übermittlung der An-
gaben nach den Sätzen 1 bis 3 erfolgt ausschließlich im
Rahmen eines automatisierten elektronischen Informa-
tionsaustausches zwischen den Zolldienststellen und
dem Bundesamt. Das Bundesamt leitet die übermittel-
ten Angaben an die zuständigen Behörden weiter.
Sofern die Länder für die Zwecke des Satzes 1 eine
gemeinsame Stelle einrichten, sind die in den Sätzen 1
bis 3 bezeichneten Angaben dieser Stelle zu über-
mitteln; diese Stelle leitet die übermittelten Angaben
den zuständigen Behörden weiter. Die Einzelheiten
des Verfahrens zur Durchführung der Sätze 1 bis 6 wer-
den durch das Bundesministerium im Einvernehmen
mit dem Bundesministerium der Finanzen durch
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates
geregelt.


(3) Das Bundesamt gibt im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium der Finanzen im Bundesanzeiger
die Zolldienststellen bekannt, bei denen lebende oder
tote Tiere, Teile von Tieren und Erzeugnisse die erste
zulässige zollrechtliche Bestimmung erhalten können,
sowie die diesen Zolldienststellen zugeordneten zu-
ständigen Behörden, soweit die Einfuhr durch Rechts-
verordnung nach § 14 Absatz 1, auch in Verbindung mit
§ 38 Absatz 2, geregelt ist. Das Bundesministerium der
Finanzen kann die Erteilung des Einvernehmens nach
Satz 1 auf Mittelbehörden seines Geschäftsbereichs
übertragen.


§ 30


Bereitstellung von Tierimpfstoffen,
Tierseuchenbekämpfungszentren


(1) Sehen Rechtsakte der Europäischen Gemein-
schaft oder der Europäischen Union im Anwendungs-
bereich dieses Gesetzes vor, dass eine Tierseuche
nicht durch eine allgemeine, insbesondere vorbeu-


gende Impfung empfänglicher Tiere, sondern nur im
Falle eines Ausbruchs einer Tierseuche zur Verhinde-
rung einer Verschleppung der Tierseuche durch eine
räumlich begrenzte Impfung der betroffenen Bestände
bekämpft werden darf, so treffen die Länder die erfor-
derlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass der für
eine notwendige Impfung erforderliche Tierimpfstoff in
ausreichender Menge zur Verfügung steht.


(2) Sehen Rechtsakte der Europäischen Gemein-
schaft oder der Europäischen Union im Anwendungs-
bereich dieses Gesetzes vor, dass im Falle des Aus-
bruchs einer anzeigepflichtigen Tierseuche Tierseu-
chenbekämpfungszentren eingerichtet werden müssen,
so treffen der Bund und die Länder im Rahmen ihrer
jeweiligen Zuständigkeit die erforderlichen Maßnah-
men, damit die Tierseuchenbekämpfungszentren bei
Ausbruch der Tierseuche unverzüglich einsatzbereit
sind.


A b s c h n i t t 9


S t r a f - u n d B u ß g e l d v o r s c h r i f t e n


§ 31


Strafvorschriften


(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit
Geldstrafe wird bestraft, wer


1. entgegen § 13 Absatz 1 Satz 1 ein Tier, ein totes Tier,
ein Teil eines Tieres oder ein Erzeugnis innergemein-
schaftlich verbringt, einführt oder durchführt oder


2. einer Rechtsverordnung nach § 14 Absatz 1 Satz 2
Nummer 7 oder einer vollziehbaren Anordnung auf
Grund einer solchen Rechtsverordnung zuwiderhan-
delt, soweit die Rechtsverordnung für einen be-
stimmten Tatbestand auf diese Strafvorschrift ver-
weist.


(2) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit
Geldstrafe wird bestraft, wer


1. entgegen § 11 Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2 Satz 1
ein immunologisches Tierarzneimittel oder ein In-vi-
tro-Diagnostikum in den Verkehr bringt oder anwen-
det oder


2. ohne Erlaubnis nach § 12 Absatz 1 Satz 1 ein immu-
nologisches Tierarzneimittel oder ein In-vitro-Diag-
nostikum herstellt.


(3) In den Fällen des Absatzes 1 ist der Versuch
strafbar.


(4) Wer in den Fällen des Absatzes 1, auch in Verbin-
dung mit Absatz 3, absichtlich eine Gefährdung von
Tierbeständen herbeiführt, wird mit Freiheitsstrafe von
sechs Monaten bis zu fünf Jahren bestraft.


(5) Wer eine in Absatz 1 bezeichnete Handlung fahr-
lässig begeht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr
oder mit Geldstrafe bestraft.


§ 32


Bußgeldvorschriften


(1) Ordnungswidrig handelt, wer eine in § 31 Ab-
satz 2 bezeichnete Handlung fahrlässig begeht.
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(2) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder
fahrlässig


1. entgegen § 4 Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit einer
Rechtsverordnung nach § 4 Absatz 4 Satz 1, jeweils
auch in Verbindung mit § 4 Absatz 2 oder Absatz 3
oder einer Rechtsverordnung nach § 4 Absatz 4
Satz 2, eine Anzeige nicht, nicht richtig, nicht voll-
ständig oder nicht rechtzeitig erstattet,


2. entgegen § 4 Absatz 1 Satz 2, auch in Verbindung
mit § 4 Absatz 2, ein krankes oder verdächtiges Tier
von einem dort genannten Ort nicht fernhält,


3. einer vollziehbaren Anordnung nach § 5 Absatz 1
Satz 1, auch in Verbindung mit § 5 Satz 2 oder
Satz 5, nach § 5 Absatz 3 Satz 1, § 8 Absatz 2,
§ 24 Absatz 3 Satz 2 oder Satz 3 oder § 38 Absatz 11
zuwiderhandelt,


4. einer Rechtsverordnung nach


a) § 6 Absatz 1 oder § 26 Absatz 1, 2 oder Absatz 3,
jeweils auch in Verbindung mit § 38 Absatz 9 ers-
ter Halbsatz oder § 38 Absatz 10 Satz 1 erster
Halbsatz,


b) § 6 Absatz 2 oder § 10 Absatz 2, jeweils auch in
Verbindung mit § 38 Absatz 9 erster Halbsatz,


c) § 7, § 11 Absatz 3 Nummer 3 oder § 12 Absatz 6
Nummer 2, 3 oder Nummer 4 oder


d) § 14 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1, 4 oder Num-
mer 8


oder einer vollziehbaren Anordnung auf Grund einer
solchen Rechtsverordnung zuwiderhandelt, soweit
die Rechtsverordnung für einen bestimmten Tatbe-
stand auf diese Bußgeldvorschrift verweist,


5. entgegen § 13 Absatz 2 ein lebendes oder totes Tier,
ein Teil eines Tieres oder ein Erzeugnis verbringt,


6. entgegen § 24 Absatz 4 Satz 1 eine Auskunft nicht,
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig
erteilt,


7. entgegen § 24 Absatz 9 eine Maßnahme nicht duldet
oder eine Person nicht unterstützt oder


8. einer unmittelbar geltenden Vorschrift in Rechtsak-
ten der Europäischen Gemeinschaft oder der Euro-
päischen Union im Anwendungsbereich dieses Ge-
setzes zuwiderhandelt, soweit eine Rechtsverord-
nung nach Absatz 4 für einen bestimmten Tatbe-
stand auf diese Bußgeldvorschrift verweist.


(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße
bis zu dreißigtausend Euro geahndet werden.


(4) Das Bundesministerium wird ermächtigt, soweit
dies zur Durchsetzung der Rechtsakte der Europä-
ischen Gemeinschaft oder der Europäischen Union er-
forderlich ist, durch Rechtsverordnung ohne Zustim-
mung des Bundesrates die Tatbestände zu bezeichnen,
die als Ordnungswidrigkeit nach Absatz 2 Nummer 8
geahndet werden können.


§ 33


Einziehung


Gegenstände, auf die sich eine Straftat nach § 31
oder eine Ordnungswidrigkeit nach § 32 Absatz 2 Num-
mer 4 Buchstabe d bezieht, können eingezogen wer-
den.


A b s c h n i t t 1 0


We i t e r e B e f u g n i s s e ,
S c h l u s s v o r s c h r i f t e n


§ 34


Aufgabenübertragung


Das Bundesministerium wird ermächtigt, durch
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates,
Aufgaben, für die dem Bund eine Verwaltungszustän-
digkeit zusteht und die sich aus Rechtsakten der Euro-
päischen Gemeinschaft oder der Europäischen Union
im Anwendungsbereich dieses Gesetzes ergeben, ins-
besondere die Bekanntmachung der Zulassung oder
Registrierung von Betrieben, auf das Bundesamt oder
die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung zu
übertragen.


§ 35


Amtshilfe, gegenseitige Unterrichtung


(1) Die zuständigen Behörden


1. erteilen der zuständigen Behörde eines anderen Mit-
gliedstaates auf begründetes Ersuchen die zur Über-
wachung der Einhaltung tierseuchenrechtlicher Vor-
schriften in diesem Mitgliedstaat erforderlichen Aus-
künfte und übermitteln die dafür notwendigen
Schriftstücke,


2. überprüfen die von der ersuchenden Behörde mitge-
teilten Sachverhalte und teilen ihr das Ergebnis der
Prüfung mit.


(2) Die zuständigen Behörden erteilen der zuständi-
gen Behörde eines anderen Mitgliedstaates unter Bei-
fügung der erforderlichen Schriftstücke Auskünfte, die
für die Überwachung der Einhaltung tierseuchenrecht-
licher Vorschriften in diesem Mitgliedstaat erforderlich
sind, insbesondere bei Verstößen oder Verdacht auf
Verstöße gegen tierseuchenrechtliche Vorschriften.


(3) Die zuständigen Behörden können, soweit dies
zur Tierseuchenbekämpfung erforderlich oder durch
Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaft oder der
Europäischen Union im Anwendungsbereich dieses
Gesetzes vorgeschrieben ist, Daten, die sie im Rahmen
der Tierseuchenbekämpfung gewonnen haben, den
anderen zuständigen Behörden, den anderen Mitglied-
staaten, dem Bundesministerium, dem Friedrich-Loeff-
ler-Institut und der Europäischen Kommission mitteilen.
Die zuständigen Behörden können ferner die für die
Ermittlungen nach § 25 Absatz 1 des Infektionsschutz-
gesetzes zuständigen Behörden über den Verdacht
oder den Ausbruch einer anzeigepflichtigen Tierseuche,
die auf den Menschen übertragen werden kann, unter-
richten; personenbezogene Daten dürfen nicht übermit-
telt werden.


(4) Der Verkehr mit den zuständigen Behörden an-
derer Mitgliedstaaten und der Europäischen Kommis-
sion obliegt dem Bundesministerium, soweit in diesem
Gesetz nichts anderes bestimmt ist. Es kann diese
Befugnis durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung
des Bundesrates auf das Friedrich-Loeffler-Institut,
das Bundesamt oder die Bundesanstalt für Landwirt-
schaft und Ernährung übertragen. Es kann diese Be-
fugnis durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des
Bundesrates auf die zuständigen obersten Landes-
behörden übertragen. Ferner kann es im Einzelfall im
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Benehmen mit der zuständigen obersten Landesbe-
hörde dieser die Befugnis übertragen. Die obersten
Landesbehörden können die Befugnisse nach den
Sätzen 3 und 4 auf andere Behörden übertragen.


(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend für Dritt-
länder, die Vertragspartei des Abkommens über den
Europäischen Wirtschaftsraum sind.


§ 36


Schiedsverfahren


(1) Ist eine von der zuständigen Behörde getroffene
Maßnahme, die sich auf lebende oder tote Tiere, auf
Teile von Tieren und Erzeugnisse aus anderen Mitglied-
staaten bezieht, zwischen ihr und dem Verfügungsbe-
rechtigten streitig, so können beide Parteien einver-
nehmlich den Streit durch den Schiedsspruch eines
Sachverständigen schlichten lassen. Die Streitigkeit ist
binnen eines Monats nach Bekanntgabe der Maß-
nahme einem Sachverständigen zu unterbreiten, der in
einem von der Europäischen Kommission aufgestellten
Verzeichnis aufgeführt ist. Der Sachverständige hat das
Gutachten binnen 72 Stunden zu erstatten.


(2) Auf den Schiedsvertrag und das schiedsrichter-
liche Verfahren finden die Vorschriften der §§ 1025
bis 1065 der Zivilprozessordnung entsprechende An-
wendung. Gericht im Sinne des § 1062 der Zivilpro-
zessordnung ist das zuständige Verwaltungsgericht;
auf Rechtsmittel, die gegen Entscheidungen der zu-
ständigen Verwaltungsgerichte erhoben werden, findet
§ 1065 der Zivilprozessordnung mit der Maßgabe An-
wendung, dass das zuständige Oberverwaltungsge-
richt über das Rechtsmittel entscheidet. Abweichend
von § 1059 Absatz 3 Satz 1 der Zivilprozessordnung
muss der Aufhebungsantrag innerhalb eines Monats
bei Gericht eingereicht werden.


§ 37


Anfechtung von Anordnungen


Die Anfechtung einer Anordnung


1. der Absonderung, Einsperrung oder Bewachung
kranker oder verdächtiger Tiere,


2. von Maßnahmen diagnostischer Art, einer Impfung
oder Heilbehandlung bei Tieren,


3. eines Verbringungsverbotes für Tiere eines Bestan-
des oder eines Gebietes,


4. über die Untersagung der Anwendung oder der Ab-
gabe, den Rückruf oder die Sicherstellung eines
immunologischen Tierarzneimittels oder die Unter-
sagung der Anwendung eines In-vitro-Diagnosti-
kums,


5. der Tötung von Tieren,


6. der unschädlichen Beseitigung toter Tiere, von
Teilen von Tieren oder Erzeugnissen,


7. der Reinigung, Desinfektion oder Entwesung,


die auf eine Rechtsverordnung nach § 6 Absatz 1
oder 2, § 26 Absatz 1 oder 2 Nummer 1 oder auf § 39
Absatz 2 gestützt ist, hat keine aufschiebende Wirkung.
Ferner hat die Anfechtung einer Anordnung keine auf-
schiebende Wirkung, soweit


1. eine Maßnahme nach Satz 1 angeordnet worden ist
und die Anordnung auf § 5 Absatz 1, § 24 Absatz 3
oder § 38 Absatz 11 gestützt ist,


2. die Tötung von Tieren und unschädliche Beseitigung
von toten Tieren, Teilen von Tieren und Erzeugnissen
auf Grund eines unmittelbar geltenden Rechtsaktes
der Europäischen Gemeinschaft oder der Europä-
ischen Union im Anwendungsbereich dieses Geset-
zes angeordnet worden ist.


§ 38


Rechtsverordnungen und
Anordnungsbefugnisse in bestimmten Fällen


(1) Rechtsverordnungen nach diesem Gesetz kann
das Bundesministerium auch zur Durchführung von
Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaft oder der
Europäischen Union im Anwendungsbereich dieses
Gesetzes erlassen.


(2) Rechtsverordnungen nach diesem Gesetz, die
der Zustimmung des Bundesrates bedürfen, können
bei Gefahr im Verzuge oder, wenn ihr unverzügliches
Inkrafttreten zur Durchführung von Rechtsakten der
Europäischen Gemeinschaft oder der Europäischen
Union erforderlich ist, ohne Zustimmung des Bundes-
rates erlassen werden.


(3) Bei Gefahr im Verzuge und soweit dies nach ge-
meinschaftsrechtlichen Vorschriften zulässig ist, kann
das Bundesministerium durch Rechtsverordnung ohne
Zustimmung des Bundesrates zu den in § 1 Satz 1 ge-
nannten Zwecken die Anwendung eines unmittelbar
geltenden Rechtsaktes der Europäischen Gemein-
schaft oder der Europäischen Union aussetzen oder
beschränken.


(4) Rechtsverordnungen nach Absatz 2 oder 3 treten
spätestens sechs Monate nach ihrem Inkrafttreten au-
ßer Kraft. Ihre Geltungsdauer kann nur mit Zustimmung
des Bundesrates verlängert werden.


(5) Rechtsverordnungen nach diesem Gesetz, die
ausschließlich der Umsetzung verbindlicher techni-
scher Vorschriften aus Richtlinien oder Entscheidungen
der Organe der Europäischen Union dienen, können
ohne Zustimmung des Bundesrates erlassen werden.


(6) Das Bundesministerium wird ermächtigt, durch
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates
Verweisungen auf Vorschriften in Rechtsakten der Eu-
ropäischen Gemeinschaft oder der Europäischen Union
in diesem Gesetz oder in auf Grund dieses Gesetzes
erlassenen Rechtsverordnungen zu ändern, soweit es
zur Anpassung an Änderungen dieser Vorschriften er-
forderlich ist.


(7) Das Bundesministerium wird ermächtigt, durch
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates
Vorschriften dieses Gesetzes oder der auf Grund dieses
Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen zu streichen
oder in ihrem Wortlaut einem verbleibenden Anwen-
dungsbereich anzupassen, soweit sie durch den Erlass
entsprechender Vorschriften in unmittelbar geltenden
Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaft oder der
Europäischen Union im Anwendungsbereich dieses
Gesetzes unanwendbar geworden sind.


(8) In den Rechtsverordnungen auf Grund dieses
Gesetzes kann die jeweilige Ermächtigung ganz oder
teilweise auf die Landesregierungen übertragen wer-
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den. Soweit eine nach Satz 1 erlassene Rechtsverord-
nung die Landesregierungen zum Erlass von Rechts-
verordnungen ermächtigt, sind diese befugt, die Er-
mächtigung durch Rechtsverordnung ganz oder teil-
weise auf andere Behörden zu übertragen.


(9) Die Landesregierungen können Rechtsverord-
nungen nach § 6 Absatz 1 und 2, den §§ 9, 10 Absatz 2
und § 26 Absatz 1 bis 3 erlassen, soweit das Bundes-
ministerium von seiner Befugnis keinen Gebrauch
macht; sie können ihre Befugnis durch Rechtsverord-
nung auf andere Behörden übertragen.


(10) Bei Gefahr im Verzuge können die Landesregie-
rungen durch Rechtsverordnung im Rahmen der Er-
mächtigungen des § 6 Absatz 1, der §§ 9 und 26 Ab-
satz 1 bis 3 Vorschriften erlassen, die über die nach
diesen Bestimmungen vom Bundesministerium erlas-
senen Vorschriften hinausgehen, soweit ein sofortiges
Eingreifen zum Schutz der Tierbestände vor Tierseu-
chen erforderlich ist; die Rechtsverordnung ist nach
Beendigung der Gefahr aufzuheben. Die Landesregie-
rungen können durch Rechtsverordnung diese Befug-
nis auf oberste Landesbehörden übertragen.


(11) Die zuständige Behörde kann zur Vorbeugung
vor Tierseuchen und deren Bekämpfung eine Verfügung
nach Maßgabe der §§ 6, 9, 10 und 26 Absatz 1 bis 3
erlassen, soweit durch Rechtsverordnung eine Rege-
lung nicht getroffen worden ist oder eine durch Rechts-
verordnung getroffene Regelung nicht entgegensteht.


§ 39


Weitergehende Maßnahmen


(1) Das Bundesministerium wird ermächtigt, durch
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates,
soweit es zur Vorsorge für die menschliche oder tieri-
sche Gesundheit oder zu deren Schutz erforderlich ist
und Regelungen auf Grund anderer Vorschriften dieses
Gesetzes oder auf Grund des Lebensmittel- und Futter-
mittelgesetzbuches oder des Strahlenschutzvorsorge-
gesetzes nicht getroffen werden können, das innerge-
meinschaftliche Verbringen, die Einfuhr, die Ausfuhr
und die Durchfuhr von lebenden oder toten Tieren, Tei-
len von Tieren oder Erzeugnissen zu verbieten oder zu
beschränken. § 14 Absatz 1 Satz 2 und § 38 Absatz 2
und 4 gelten entsprechend.


(2) Das Bundesministerium wird ferner ermächtigt,
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes-
rates unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 im
Hinblick auf lebende und tote Tiere, Teile von Tieren
oder Erzeugnisse Vorschriften in entsprechender An-
wendung


1. des § 6,


2. des § 7,


3. des § 8,


4. des § 9 oder


5. des § 26


zu erlassen und hierbei insbesondere im Falle nicht im
Inland vorkommender Tierseuchen die Tötung von Tie-
ren vorzuschreiben; die §§ 37 und 38 Absatz 1, 2, 4, 10
und 11 gelten entsprechend.


§ 40


Verkündung von Rechtsverordnungen


Rechtsverordnungen nach diesem Gesetz können
abweichend von § 2 Absatz 1 des Verkündungs- und
Bekanntmachungsgesetzes im Bundesanzeiger ver-
kündet werden.


§ 41


Verhältnis zu anderen Vorschriften


(1) Soweit in oder auf Futtermitteln Tierseuchenerre-
ger anzeigepflichtiger oder mitteilungspflichtiger Tier-
seuchen vorhanden sind oder sein können, gelten, vor-
behaltlich des Satzes 2, insoweit hinsichtlich der Ver-
bote und Beschränkungen für die Teilnahme am Waren-
verkehr und die Verwendung innerhalb eines Betriebes,
ausschließlich dieses Gesetz und die auf Grund dieses
Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen. § 17 Ab-
satz 1 Satz 1 des Lebensmittel- und Futtermittelgesetz-
buches bleibt unberührt.


(2) Soweit Daten an andere Mitgliedstaaten, Ver-
tragsstaaten des Abkommens über den Europäischen
Wirtschaftsraum oder die Europäische Kommission
übermittelt werden, ist § 4b des Bundesdatenschutz-
gesetzes zu beachten.


§ 42


Gebühren


(1) Das Paul-Ehrlich-Institut und das Friedrich-Loeff-
ler-Institut erheben Gebühren und Auslagen für


1. die Entscheidung über


a) die Zulassung immunologischer Tierarzneimittel
und In-vitro-Diagnostika,


b) die vorläufige Zulassung nach § 11 Absatz 4
Satz 1 Nummer 2,


c) Ausnahmen nach § 11 Absatz 5,


d) die Freigabe einer Charge und die Durchführung
einer Chargenprüfung,


e) die Entscheidung über einen Widerspruch gegen
einen auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Ver-
waltungsakt oder gegen eine auf Grund einer
Rechtsverordnung nach Absatz 2 erfolgte Fest-
setzung von Gebühren und Auslagen,


2. sonstige Amtshandlungen einschließlich der Bear-
beitung von Anträgen, Beratungen, Auskünften so-
wie die Prüfung der Einhaltung der Vorschriften über
Grundsätze und Leitlinien der guten Herstellungs-
praxis,


3. Tätigkeiten im Rahmen der Sammlung und Bewer-
tung von Risiken bei der Anwendung immunologi-
scher Tierarzneimittel sowie


4. sonstige Prüfungen und Untersuchungen nach die-
sem Gesetz oder einer auf Grund dieses Gesetzes
erlassenen Rechtsverordnung.


(2) Das Bundesministerium wird ermächtigt, im Ein-
vernehmen mit dem Bundesministerium für Wirtschaft
und Technologie durch Rechtsverordnung, die nicht der
Zustimmung des Bundesrates bedarf, die gebühren-
pflichtigen Tatbestände, die Gebührenhöhe und die
Auslagen näher zu bestimmen und dabei feste Sätze
oder Rahmengebühren festzusetzen. Die zu erstatten-
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den Auslagen können abweichend vom Verwaltungs-
kostengesetz geregelt werden.


(3) Soweit ein Widerspruch gegen eine auf Grund
einer Rechtsverordnung


1. nach Absatz 2 oder


2. nach einem anderen Bundesgesetz


erfolgten Festsetzung von Gebühren und Auslagen für
Amtshandlungen nach diesem Gesetz erfolgreich ist,
werden Aufwendungen im Sinne des § 80 Absatz 1
des Verwaltungsverfahrensgesetzes bis zur Höhe der
jeweils für die Zurückweisung eines entsprechenden
Widerspruchs vorgesehenen Gebühren, bei Rahmenge-
bühren bis zu deren Mittelwert, erstattet. Satz 1 gilt für
einen Widerspruch gegen einen auf Grund dieses Ge-
setzes erlassenen Verwaltungsakt entsprechend.


(4) Die Absätze 1 und 2 sind nicht mehr anzuwen-
den, soweit zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Gesetzes oder zu einem Zeitpunkt nach dem Inkraft-
treten dieses Gesetzes bundesrechtliche Vorschriften
in Kraft getreten sind oder in Kraft treten, die inhalts-
gleiche oder entgegenstehende Bestimmungen enthal-
ten; eine auf Grund des Absatzes 2 erlassene Rechts-
verordnung bleibt davon unberührt. Das Bundesminis-
terium macht den nach Satz 1 maßgeblichen Tag im
Bundesgesetzblatt bekannt.


§ 43


Übergangsvorschriften


(1) Ausnahmegenehmigungen nach § 17c Absatz 4
des Tierseuchengesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 22. Juni 2004 (BGBl. I S. 1260, 3588),
das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 87 des Gesetzes vom
22. Dezember 2011 (BGBl. I S. 3044) geändert worden
ist, gelten bis zum Ablauf der jeweiligen Genehmigung
fort.


(2) Eine Erlaubnis für die Herstellung von Sera, Impf-
stoffen und Antigenen nach § 17d Absatz 1 Satz 1 des
Tierseuchengesetzes in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 22. Juni 2004 (BGBl. I S. 1260, 3588), das
zuletzt durch Artikel 2 Absatz 87 des Gesetzes vom
22. Dezember 2011 (BGBl. I S. 3044) geändert worden
ist, die bis zum 30. April 2014 erteilt worden ist, gilt im
bisherigen Umfang als Erlaubnis im Sinne des § 12 Ab-
satz 1 fort.


(3) § 11 Absatz 2 ist ab dem 1. Januar 2015 anzu-
wenden. Bis zu diesem Zeitpunkt sind die Vorschriften
des § 17c des Tierseuchengesetzes in der bis zum Ab-
lauf des 27. Mai 2013 geltenden Fassung über die
Zulassung und Verwendung von Nachweismethoden
anzuwenden.


(4) Das Bundesministerium wird ermächtigt, durch
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates
in Rechtsverordnungen, die auf Grund des Tierseu-
chengesetzes erlassen worden sind, die Anpassungen
vorzunehmen, die erforderlich sind, um die jeweilige
Rechtsverordnung an die Ablösung des ermächtigen-
den Gesetzes durch dieses Gesetzes anzupassen.


§ 44


Änderung weiterer Vorschriften


(1) In § 12 des BfR-Gesetzes vom 6. August 2002
(BGBl. I S. 3082), das zuletzt durch Artikel 4 des Geset-


zes vom 6. Februar 2012 (BGBl. I S. 148) geändert wor-
den ist, werden


1. in Absatz 1 die Wörter „und des § 86 Abs. 1 des
Tierseuchengesetzes“ und


2. in Absatz 2 die Wörter „und des § 86 Abs. 2 des
Tierseuchengesetzes“


gestrichen.


(2) Das BVL-Gesetz vom 6. August 2002 (BGBl. I
S. 3082, 3084), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 22. Mai 2013 (BGBl. I S. 1319) geändert worden
ist, wird wie folgt geändert:


1. § 2 Absatz 4 Nummer 8 wird wie folgt gefasst:


„8. Tiergesundheitsgesetzes,“.


2. In § 4 Satz 1 wird das Wort „Tierseuchengesetzes“
durch das Wort „Tiergesundheitsgesetzes“ ersetzt.


(3) In § 14 Absatz 2 Nummer 2 des Lebensmittel-
und Futtermittelgesetzbuches in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 22. August 2011 (BGBl. I S. 1770),
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Mai
2013 (BGBl. I S. 1319) geändert worden ist, werden die
Wörter „§ 79 Absatz 1 Nummer 1, Absatz 2 oder 3 in
Verbindung mit § 17 Absatz 1 Nummer 11 und 14 und
Absatz 3 Nummer 4 und 5 des Tierseuchengesetzes“
durch die Wörter „§ 6 Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe b
oder § 38 Absatz 9 oder 10 des Tiergesundheitsgeset-
zes“ ersetzt.


(4) § 2 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe d des Kreis-
laufwirtschaftsgesetzes vom 24. Februar 2012 (BGBl. I
S. 212), das durch Artikel 3 des Gesetzes vom 8. April
2013 (BGBl. I S. 734) geändert worden ist, wird wie
folgt gefasst:


„d) nach dem Tiergesundheitsgesetz vom 22. Mai 2013
(BGBl. I S. 1324),“.


(5) § 2 des Rinderregistrierungsdurchführungsgeset-
zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Juni
2004 (BGBl. I S. 1280), das zuletzt durch Artikel 28 des
Gesetzes vom 9. Dezember 2010 (BGBl. I S. 1934) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert:


1. In Absatz 3 Satz 1 wird jeweils das Wort „Tierseu-
chengesetz“ durch das Wort „Tiergesundheitsge-
setz“ ersetzt.


2. In Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 werden die Wörter
„nach § 4 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 des Tierseuchenge-
setzes“ durch die Wörter „nach § 27 Absatz 3 Satz 1
Nummer 3 des Tiergesundheitsgesetzes“ ersetzt.


(6) Das Chemikaliengesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 2. Juli 2008 (BGBl. I S. 1146), das
zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 21. Januar
2013 (BGBl. I S. 91) geändert worden ist, wird wie folgt
geändert:


1. In § 2 Absatz 1 Nummer 2 und Absatz 3 Nummer 1
wird jeweils das Wort „Tierseuchengesetz“ durch
das Wort „Tiergesundheitsgesetz“ ersetzt.


2. In § 12j Absatz 3 Nummer 2 Buchstabe b werden die
Wörter „§ 17f des Tierseuchengesetzes“ durch die
Wörter „§ 7 des Tiergesundheitsgesetzes“ ersetzt.


1346 Bundesgesetzblatt Jahrgang 2013 Teil I Nr. 25, ausgegeben zu Bonn am 27. Mai 2013


Das Bundesgesetzblatt im Internet: www.bundesgesetzblatt.de | Ein Service des Bundesanzeiger Verlag www.bu